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123. Sitzung 

Bonn, den 6. Oktober 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren, die heutige Tagesord-
nung soll ergänzt werden um die Beratung des 
Schriftlichen Berichts des Ausschusses für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen über die von der 
Bundesregierung beschlossene Sechste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 — 
Drucksachen V/2128, V/2143 —. Ich nehme an, daß 
das Haus damit einverstanden ist. — Dann ist die 
Erweiterung der Tagesordnung damit beschlossen. 

Bei Punkt 25 der Tagesordnung liegt der Bericht 
des Haushaltsausschusses gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung noch nicht vor. Ich schlage deshalb vor, 
diesen Punkt abzusetzen. — Auch hier erhebt sich 
kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Zu der in der Fragestunde der 121. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. Oktober 1967 gestell-
ten Frage des Abgeordneten Picard, Drucksache 
V/2124 Nr. 6 *), ist inzwischen die schriftliche Ant-
wort des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
4. Oktober 1967 eingegangen. 

Die Richter an  den  oberen Bundesgerichten sind nach § 43 des 
Deutschen Richtergesetzes verpflichtet, über den Hergang bei 
der Beratung und Abstimmung zu schweigen. Dies schließt die 
Veröffentlichung von Minderheitsmeinungen überstimmter Rich-
ter aus. Be i den Beratungen des Richtergesetzes im Rechtsaus-
schuß des Bundestages haben Vorschläge, die Veröffentlichung 
des Minderheitsvotums zuzulassen, seinerzeit keine Mehrheit 
gefunden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit nicht, an dieser 
Regelung etwas zu ändern. Die Rechtsentwicklung ist wieder 
in Bewegung geraten. Das Bundesverfassungsgericht hat in die-
sem Jahr damit begonnen, in Entscheidungen das Abstimmungs-
verhältnis bekanntzugeben. Es wird zunächst zu prüfen sein, 
ob für dieses Gericht die Veröffentlichung der Auffassung über-
stimmter Richter zugelassen werden soll. Im übrigen wird sich 
auch der Deutsche Juristentag 1968 in Nürnberg mit der Ver-
öffentlichung der abweichenden Meinung überstimmter Richter 
befassen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß erst nach einer 
Regelung für das Bundesverfassungsgericht und nach dem Ju-
ristentag eine Entscheidung für die oberen Bundesgerichte ge-
troffen werden sollte. 

Zu der in der Fragestunde der 122. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 5. Oktober 1967 gestell-
ten Frage des Abgeordneten Burger, Drucksache 

*) Siehe 121. Sitzung, Seite 6115 D 

V/2124 Nr. 47*), ist inzwischen die schriftliche Ant-
wort des Staatssekretärs Grund vom 5. Oktober 
1967 eingegangen. Sie lautet: 

Die Bundesregierung ist bisher mit der Frage einer Besteue-
rung der Steinkohlenteertreiböle nicht befaßt worden. Es liegt 
nur der Referentenentwurf eines Gesetzes vor, in dem die Be-
steuerung des Teertreiböls vorgesehen und der dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und den Wirtschaftsverbänden zur 
Stellungnahme zugesandt worden war. Nach der Auswertung der 
Stellungnahmen ist nicht damit zu rechnen, daß die Bundes-
regierung einen Gesetzentwurf vorlegen wird, der eine erheb-
liche Besteuerung des Teertreiböls vorsieht. 

Zu den in der Fragestunde der 122. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 5. Oktober 1967 gestell-
ten Fragen des Abgeordneten Kiep, Drucksache 
V/2124 Nrn. 56, 57 und 58 **) ist inzwischen die 
schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Dr. Arndt vom 5. Oktober 1967 eingegan-
gen. Sie lautet. 

Nein, die Bundesregierung sieht die Ausdehnung des Kapital-
anlagegesetzes und des Kreditwesengesetzes auf ausländische 
Investmentgesellschaften nicht als einen geeigneten Weg an, die 
mit der Tätigkeit dieser Gesellschaften in der Bundesrepublik 
verbundenen Schwierigkeiten und Probleme zu lösen. Sitz und 
Verwaltung dieser Gesellschaften liegen im Ausland. Der Gel-
tungsbereich der beiden Gesetze ist auf das Gebiet der Bundes-
republik beschränkt. Die wesentlichen Befugnisse des Aufsichts-
amtes für das Kreditwesen, sein Prüfungsrecht, sein Auskunfts-
recht und notfalls deren zwangsweise Durchsetzung, können auch 
nur bei inländischen Gesellschaften wirksam ausgeübt werden. 

Das heißt nicht, daß die Bundesregierung eine gesetzliche 
Regelung des Vertriebs ausländischer Investmentzertifikate in 
der Bundesrepublik nicht für erforderlich hält. Wie ich bereits 
vor kurzem in meinen Ausführungen auf eine entsprechende An-
frage des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen dargelegt habe, 
prüft das Bundeswirtschaftsministerium z. Z., „ob es unter Be-
rücksichtigung aller damit zusammenhängenden Probleme er-
forderlich und zweckmäßig ist, gesetzliche Maßnahmen zu tref-
fen, die den Vertriebsgesellschaften bestimmte Publizitätspflich-
ten auferlegen und ein Eingreifen bei Mißständen in der Wer-
bung ermöglichen". 

Ausschüttungen ausländischer Kapitalanlagegesellschaften an 
inländische Zertifikatsinhaber unterliegen wie die Ausschüttun-
gen inländischer Kapitalanlagegesellschaften der deutschen Ein-
kommen- bzw. Körperschaftsteuer. Diese Steuerpflicht ist im 
Rahmen der bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen nicht 
beseitigt. Es ist vielmehr lediglich vorgesehen, daß ein Quellen-
abzug im Ausland auf die inländische Steuerschuld angerechnet 
wird. Es werden daher Ausschüttungen von inländischen und 
ausländischen Kapitalanlagegesellschaften von der Einkommen-
steuer erfaßt. 

Ein gewisser Unterschied besteht allerdings bei Fonds, die 
ihre Erträge nicht ausschütten, sondern reinvestieren (sog. 
Wachstum- oder Thesaurierungsfonds). Auf Grund einer Sonder-
regelung sind in dem Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 
bei inländischen Wachstumsfonds auch nicht ausgeschüttete Er-
träge als den Anteilseignern jährlich zugeflossen zu behandeln. 
Da diese Sonderregelung auf ausländische Wachstumsfonds nicht 
anwendbar ist, werden die Erträge aus diesen Wachstumsfonds 
erst beim Verkauf oder bei der Einlösung unter bestimmten 
Voraussetzungen besteuert. Die Bundesregierung wird unter-
suchen, ob aus steuerlichen und wettbewerblichen Gründen eine 
Abhilfe erforderlich ist und etwaige dazu notwendige Maßnah-
men vorschlagen. 

Deutsche Kapitalanlagegesellschaften können nach § 7 Abs. 6 
des Kapitalanlagegesellschaften-Gesetzes für ihre Sondervermö- 

*) Siehe 122. Sitzung, Seite 6174 B 
**) Siehe 122. Sitzung, Seite 6177 C 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
gen keine Anteilscheine anderer Sondervermögen erwerben. 
Es wird geprüft, ob dies auch für Zertifikate oder andere 
Papiere ausländischer Investmentgesellschaften gilt. Ausländische 
Fondsgesellschaften unterliegen diesen Beschränkungen nicht. 
Auch dieser Unterschied in den Aktionsmöglichkeiten ist Gegen-
stand der Überlegungen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in dem Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat am 5. Oktober 1967 
mitgeteilt, daß der Innenausschuß gegen die nachstehenden Ver-
ordnungen keine Bedenken erhoben habe: 

Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Regelung 
der Bezüge und Sozialen Sicherheit der Atomanlagen-Be-
diensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in 
Belgien dienstlich verwendet werden — Drucksache V/2024 — 

Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rats vom 
25. Juli 1967 über die Regelung der Amtsbezüge für den 
Präsidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für 
den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte und den 
Kanzler des Gerichtshofes 

Verordnung Nr. 423/67/EWG, Nr. 6/67/Euratom des Rats vom 
25. Juli 1967 über die Regelung der Amtsbezüge für die Mit-
glieder der EWG-Kommission und der EAG-Kommission so-
wie der Hohen Behörde, die nicht zu Mitgliedern der ge-
meinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
ernannt worden sind 

Wir kommen damit zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2124, zu V/2124 — 

Wir beginnen mit der Frage 77 des Abgeordneten 
Wienand aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung. Ist der Frage-
steller im Saal? — Das ist nicht der Fall. Die Frage 
wird ebenso wie die Frage 78 schriftlich beantwor-
tet. 

Wir kommen zur Frage 79 des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen. Ist der Herr Abgeordnete 
Schmitt-Vockenhausen im Saal? — Die Frage wird 
ebenfalls schriftlich beantwortet. 

Wir kommen zur Frage 80 des Abgeordneten Fel-
der: 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, über die kas-
senärztlichen Vereinigungen auf eine bessere Sicherstellung der 
ärztlichen Versorgung der Bevölkerung während der hauptsäch-
lichen Ferienzeit einzuwirken, um zu verhindern, daß wie im 
Falle der 14 000 Einwohner zählenden oberbayerischen Stadt 
Waldkraiburg Ende August/Anfang September nur ein einziger 
von sieben ortsansässigen Ärzten praktizierte, während Ende 
Juli/Anfang August, als die meisten Waldkraiburger Firmen Be-
triebsurlaub hatten, die Sprechzimmer aller Ärzte geöffnet 
waren? 

Herr Bundesminister, ich darf bitten. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Hinsichtlich der ärztlichen Versorgung 
derjenigen Bevölkerungsgruppen, die in der sozia-
len Krankenversicherung versichert sind, besteht, 
Herr Kollege Felder, folgende Situation. Nach 
§ 368 n Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung ist 
die Sicherstellung der den gesetzlichen Krankenkas-
sen obliegenden ärztlichen Versorgung den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen in den einzelnen Ländern 
und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung über-
tragen. Nach Abs. 2 der genannten Vorschrift ist 
den Kassenärztlichen Vereinigungen insbesondere 
die gesetzliche und vertragsmäßige Durchführung 
der kassenärztlichen Versorgung und die Über

-

wachung der kassenärztlichen Tätigkeit zugewiesen. 
Die Kassenärztlichen Vereinigungen sind Körper-
schaften öffentlichen Rechts und unterstehen hin-
sichtlich der Erfüllung ihrer Aufgaben der Rechts-
aufsicht der Arbeitsminister und Senatoren für Ar-
beit der Länder. 

Was den von Ihnen geschilderten konkreten Fall 
angeht, so würde dem Bayerischen Staatsministe-
rium für Arbeit und soziale Fürsorge die Prüfung 
der Frage obliegen, wie die kassenärztliche Versor-
gung durch die zuständige Kassenärztliche Vereini-
gung sichergestellt wird und ob etwa Maßnahmen 
der Aufsichtsbehörde erforderlich sind, damit die 
Kassenärztliche Vereinigung die kassenärztliche 
Versorgung unter Beachtung von Gesetz und Sat-
zung durchführt. Die Bundesregierung ist zu einem 
unmittelbaren Einwirken nicht ermächtigt. Ich bin 
jedoch gern bereit, mich wegen dieses Falles mit 
meinen Kollegen in der Bayerischen Staatsregie-
rung in Verbindung zu setzen, falls Sie das wün-
schen. 

Felder (SPD) : Ich würde darum bitten. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Das will ich gerne tun, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfra-
gen? — Dann komme ich zur Frage 81 des Abgeord-
neten Weigl: 

Können -die im Arbeitsamtsbezirk Weiden bereits seit Monaten 
vorhandenen über 1000 männlichen echten Arbeitslosen bald im 
Rahmen von Arbeitsförderungsmaßnahmen des Bundes eingesetzt 
werden, falls nicht in kürzester Zeit die Ansiedlung neuer Be-
triebe für männliche Beschäftigte gelingt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Katzer vom 3. Oktober 1967 lautet: 

Die Bemühungen um eine Verminderung der Arbeitslosigkeit 
im Arbeitsamtsbezirk Weiden sind in letzter Zeit wesentlich 
intensiviert worden. Ein Beispiel hierfür gibt die Entwicklung 
der Anlernzuschüsse, die gewährt werden können, wenn Ar-
beitsuchende nach ihrer Vermittlung zunächst während einer 
Anlernzeit nicht den vollen Lohn erreichen. Während solche 
Anlernzuschüsse im Arbeitsamtsbezirk Weiden zwischen dem 
1. 1. 1967 und dem 30. 6. 1967 in 35 Fallen gewährt worden 
waren, konnten allein vom 1. 7. 1967 bis zum 15. 8. 1967 An-
lernzuschüsse in 45 Fällen gezahlt werden. Seit dem 16. 8. 1967 
sind weitere 70 Arbeitslose unter Zusicherung von Anlernzu-
schüssen vermittelt worden. 

Außerdem hat das Arbeitsamt Weiden in den letzten drei 
Monaten zwei kaufmännische Lehrgänge und einen Lehrgang für 
Industrienäherinnen durchgeführt. Weitere sieben Lehrgänge für 
Metallarbeiter, Industrienäherinnen, Buchhaltungskräfte und 
Stenotypistinnen werden mit rund 140 Teilnehmern in der näch-
sten Zeit anlaufen. 

Unabhängig hiervon werden die Maßnahmen der regionalen 
Wirtschaftsförderung, um die sich die Bundesregierung gemein-
sam mit den Landesregierungen nachdrücklich bemüht, im Hin-
blick auf die Situation dieses Raumes mit aller Kraft fortgeführt. 
Darüber hinaus kann von den Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Stärkung der konjunkturellen Auftriebskräfte auch im Gebiet 
des Arbeitsamtes Weiden und in den angrenzenden Bezirken 
eine Belebung der Nachfrage am Arbeitsmarkt erwartet werden. 

Frage 82 des Abgeordneten Reichmann: 

Sind Pressemitteilungen zutreffend, wonach die Bundesregie-
rung beabsichtigt, die Beiträge der Landwirte zu den landwirt-
schaftlichen Alterskassen in den nächsten Jahren um 40 %  zu 
erhöhen, ohne daß gleichzeitig Leistungsverbesserungen vorge-
nommen werden? 

Bitte, Herr Minister! 
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Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Es trifft zu, daß die Bundesregierung in 
Art. 6 des dem Bundesrat am 21. September dieses 
Jahres zugeleiteten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verwirklichung der mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes vorgeschlagen hat, den Beitrag zur Al-
tershilfe für Landwirte im Laufe der nächsten vier 
Jahre schrittweise von gegenwärtig 20 DM auf 
28 DM ab 1. Januar 1971 zu erhöhen. Das entspricht 
einer Erhöhung des Beitragssatzes — wie Sie mit 
Recht feststellen — um 40 %. Leistungsverbesse-
rungen hat die Bundesregierung nicht vorgeschla-
gen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Reichmann (FDP) : Herr Bundesminister, hält 
die Bundesregierung eine derartige Beitragserhö-
hung, obwohl das Altersgeld nicht dynamisiert wird 
und die Landwirtschaft infolge der Auswirkungen 
der EWG, also aus gesamtpolitischen Gründen, er-
hebliche Einkommenskürzungen hinnehmen muß, 
für gerechtfertigt und sozial? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Die Bundesregierung sieht diesen Vor-
schlag, Herr Kollege Reichmann. im Zusammenhang 
mit den Bemühungen, den Zuwachs der Bundesaus-
gaben in der Zukunft auf ein vertretbares Maß zu 
begrenzen. Ich darf noch hinzufügen, daß der Bun-
deszuschuß zur landwirtschaftlichen Altershilfe nicht 
gekürzt wird. Im Gegenteil, er wird weiter anstei-
gen, und zwar von gegenwärtig 535 Millionen DM 
auf 565 Millionen DM im Jahre 1969. Auch unter 
Berücksichtigung — wenn ich das noch sagen darf, 
Herr Kollege — der  vorgesehenen Beitragserhöhun-
gen wird der Bund im Jahre 1971 nach den Voraus-
schätzungen noch 67 % der Gesamtausgaben der 
landwirtschaftlichen Altershilfe von sich aus zu be-
zahlen haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Bundesminister, wie 
beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
durch diese Beitragserhöhung die jetzt schon beste-
henden erheblichen agrarsozialen Wettbewerbs-
unterschiede in der EWG zum Nachteil der deut-
schen Landwirtschaft noch vergrößert werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Reichmann, ich habe vorhin 
versucht, darzulegen, daß das Ganze im Rahmen 
der Bemühungen der Bundesregierung um einen 
Ausgleich des Haushalts zu sehen ist. Wenn Sie den 
anderen sozialen Bereich außerhalb der Landwirt-
schaft, also den Bereich der Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten und der knappschaft-
lichen Rentenversicherung ansehen, werden Sie 
feststellen, daß wir überall zum Teil sehr herbe Ein-
griffe haben vornehmen müssen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 83 des Abgeordneten Josten: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei einem großen Kreis 
des Mittelstandes der Wille zur Einbeziehung in die gesetzliche 
Rentenversicherung besteht? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Josten, der Bundesregie-
rung ist seit längerem bekannt, daß — wie Sie rich-
tig feststellen — ein Großteil des gewerblichen Mit-
telstandes der Einbeziehung in die soziale Renten-
versicherung positiv gegenübersteht. Es gibt dar-
über auch eine Reihe von Meinungsumfragen, die zu 
dem gleichen Ergebnis kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, bis wann 
kann wohl mit dem Abschluß dieser Umfragen, die 
Sie gerade erwähnt haben, bei den einzelnen Berufs-
zweigen gerechnet werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Wir haben zwei Umfragen laufen. Die 
eine wird von einem Institut im Auftrag meines 
Hauses, die andere von der Hauptgemeinschaft des 
Deutschen Einzelhandels veranstaltet. Soweit ich 
unterrichtet bin, steht diese Erhebung unmittelbar 
vor dem Abschluß. Ich bin überzeugt, daß wir da-
durch interessante Aufschlüsse erhalten werden. 
Dann können wir die entsprechenden Maßnahmen 
einleiten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, hält die Bun-
desregierung an der Auffassung fest, daß die Hand-
werkerversicherung als bewährtes Modell für eine 
Öffnung der Rentenversicherung für weitere Kreise 
der Selbständigen gelten soll? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Das kann man so generell nicht beant-
worten, Herr Kollege Josten. Das wird im Verlaufe 
der Prüfungen, die wir anzustellen haben, noch ge-
nauer festzustellen sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, kön-
nen Sie mir sagen, ob überhaupt schon Gruppen von 
Selbständigen — und wenn  ja,  welche — konkrete 
Anträge in dieser Richtung beim Arbeitsministe-
rium gestellt haben? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich habe die Liste im Augenblick nicht 
präsent. Es ist eine ganze Reihe von Gruppen da-
gewesen. Ich bin gern bereit, diese Frage schrift-
lich zu beantworten. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, sind 
Sie darüber hinaus in der Lage, mir die Stellung-
nahme des Berufsverbandes der freien Berufe zu 
dieser Frage darzulegen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Auch das werde ich Ihnen gern schrift-
lich nachreichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schulze-Vorberg zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, wenn die Gruppen, von denen der Abgeord-
nete Josten sprach, in die Versicherung einbezo-
gen werden, welche Gruppen nennenswerter Art 
würden dann noch außerhalb des Versicherungs-
werkes bleiben? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Dr. Schulze-Vorberg, die 
Frage des Herrn Kollegen Josten ging dahin, ob wir 
generell die Öffnung der Rentenversicherung für die 
Selbständigengruppen vornehmen wollen oder 
nicht. Die Antwort lautet: wir wollen das den Grup-
pen überlassen. Wir werden also nach den Umfra-
gen feststellen, welche Gruppen im einzelnen ein 
solches Verlangen haben. Nur sind wir der Mei

-

nung, eines geht nicht, daß nämlich einzelne Teile 
der Gruppen von sich aus sagen: Wir möchten, und 
andere Teile: Wir möchten nicht. Wenn ein ganzer 
Berufsstand den Wunsch hat, dann muß er als gan-
zer Berufsstand die Folgen tragen. Wir können nicht 
nur die schlechten Risiken übernehmen und die gu-
ten Risiken dann anders abdecken. Das alles, Herr 
Schulze-Vorberg, wird sich nach Abschluß der ein-
zelnen Umfragen, die wir zur Zeit laufen haben, er-
geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, wäre es nach dem, was Sie jetzt gesagt 
haben, nicht an der Zeit, zu überprüfen, ob wir gene-
rell zu einer Volksversicherung kommen sollten, 
damit dieses Durcheinander, das bei all den Grup-
pen besteht, endlich überwunden wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Dr. Schulze-Vorberg, ich 
glaube, daß mit den Maßnahmen, die die Bundes-
regierung im Zuge der mittelfristigen Finanzplanung 
jetzt vorgesehen hat, nämlich mit der Beseitigung 
der Pflichtversicherungsgrenze für die Angestellten-
versicherung, natürlich ein Stück des Weges dahin 
vorgezeichnet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jungmann. 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Hält die Bundes-
regierung und halten insbesondere Sie, Herr Mini-
ster, die Sorge derjenigen Berufsstände für berech-
tigt, die sich, zum Teil schon seit Jahrzehnten, zum 
Teil in den letzten Jahren, auf landesgesetzlicher 
Grundlage eigene Versorgungswerke aufgebaut 
haben und nun befürchten, daß diese durch die be-
absichtigte Ausdehnung der Versicherungspflicht, 
insbesondere durch die soeben diskutierte spätere 
Ausdehnung der Versicherungspflicht auf Selbstän-
dige, gefährdet werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Selbstverständlich halte ich diese Sorge 
für verständlich und berechtigt. Man wird im Einzel-
fall zu prüfen haben, wie eine harmonische Über-
leitung erfolgen kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Sind Sie der Mei-
nung, daß auch diese berufsständischen Versor-
gungswerke in die „allgemeine Volksversicherung" 
aufgehen sollten? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich habe gesagt, man wird die Probleme 
sorgsam prüfen müssen, damit bei einer neuen 
Regelung keine Ungerechtigkeiten entstehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Damit komme ich 
zu der Frage 84 des Abgeordneten Josten: 

Wie steht die Bundesregierung zur Öffnung der Rentenver-
sicherung für Selbständige? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Die Bundesregierung befürwortet — das 
hat die Diskussion zu der Frage 83 eigentlich schon 
vorweggenommen, Herr Präsident — die Ö ffnung 
der Rentenversicherung für Selbständige. Sie be-
trachtet — ich wiederhole das, was ich vorhin schon 
gesagt habe, Herr Kollege Josten — die Beseiti-
gung der Pflichtversicherungsgrenze für Angestellte 
als ersten wichtigen Schritt auf diesem Wege. Es 
entsteht hier — wenn ich das noch hinzufügen darf 
— ein Problem: selbstverständlich kann den Selb-
ständigen der Zugang zur Rentenversicherung nur 
auf der Grundlage gleicher Rechte und Pflichten ge-
währt werden, wie sie bereits die Versicherten 
haben. 

Im übrigen darf dieses Vorhaben nicht zu einer 
Belastung des Bundeshaushalts führen; denn mit 
einer Erhöhung der Zuschüsse für die Rentenver-
sicherungen kann angesichts der schwierigen Haus-
haltslage des Bundes vorerst nicht gerechnet wer-
den. Damit wird eine befriedigende Regelung der . 
alten und uralten Last erschwert. Diese und andere 
Fragen werden aber sehr sorgfältig geprüft werden 
müssen. Ich persönlich bin der Meinung, daß diese 
Erschwerung kein Hindernis sein sollte, zu dem von 
Ihnen gewünschten Ergebnis zu kommen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich fra-
gen, ob zur Zeit in Ihrem Hause an einer Gesetzes-
vorlage zur Öffnung der Rentenversicherung für 
Selbständige gearbeitet wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Josten, ich hatte vorhin schon 
dargestellt, daß wir noch eine Reihe von Unter-
suchungen abwarten. Bereits jetzt aber werden na-
türlich schon Überlegungen angestellt, welche Lö-
sung jeweils nach dem Ergebnis dieser Untersuchun-
gen vorgesehen werden kann. Endgültig können 
wir aber erst an die Arbeiten herangehen, wenn die 
Untersuchungen abgeschlossen sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
der Frage 85 des Abgeordneten. Burger: 

Ist sichergestellt, daß in Vollzug des geänderten Verfahrens in 
der Überweisung von Versorgungsleistungen der Bundesrepublik 
an Bewohner in Polen für diejenigen Versorgungsempfänger, 
die bisher Sperrkonten in der Bundesrepublik unterhielten, keine 
Gefährdung eintritt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Katzer vom 3. Oktober 1967 lautet: 

Absprachen über eine Versorgung von Kriegsopfern in den 
zur Zeit unter fremder Verwaltung sehenden deutschen Ost-
gebieten und in Polen sind zwischen deutschen Sachverständigen 
und Vertretern der polnischen Sozialversicherungsanstalt in 
Warschau getroffen worden. Sie haben nicht den Charakter 
einer völkerrechtlichen Vereinbarung, so daß ihre Durchführung 
nicht in gleicher Weise wie bei einer solchen Vereinbarung 
sichergestellt ist. 

Die polnischen Zusicherungen hinsichtlich der Straffreiheit auch 
für Berechtigte, die bisher ein Konto (nicht Sperrkonto) im 
Bundesgebiet unterhielten, sind jedoch von maßgebender Seite 
— besonders von dem im Ministerrang stehenden Präsidenten 
der polnischen Sozialversicherungsanstalt - in einer Weise be-
kräftigt worden, daß keine Veranlassung besteht, ihre Einhal-
tung anzuzweifeln. Dafür spricht auch die Tatsache, daß mir 
seit dem Abschluß der Sachverständigengespräche weitere Straf-
maßnahmen, die etwa Ende 1966 begonnen hatten, nicht mehr 
bekanntgeworden sind. 

Bezüglich näherer Einzelheiten darf ich auf die Veröffent-
lichung „Die Versorgung von Kriegsopfern im Ausland — Be-
rücksichtigung devisenrechtlicher Vorschriften — deutsch-pol-
nische Sachverständigengespräche" im Bulletin des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 105 Seite 906 vom 
29. September 1967 hinweisen. 

Im übrigen beabsichtige ich, demnächst den Ausschuß für 
Kriegs- und Verfolgungsschäden des Deutschen Bundestages 
durch den zuständigen Referenten des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung über den Verlauf und die Ergebnisse 
der deutsch-polnischen Sachverständigengespräche unterrichten 
zu lassen. 

Ich komme zu der Frage 86 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Schellenberg: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregieruung die in der 
Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 angekündigte und 
durch einstimmigen Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
14. Juni 1967 geforderte Mitbestimmungskommission immer noch 
nicht berufen? 

Bitte sehr, Herr Minister! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Professor Dr. Schellenberg, mit Zu-
stimmung des Herrn Bundeskanzlers beantworte ich 
Ihre Frage wie folgt. 

Erstens. Im Einvernehmen mit Herrn Kollegen 
Professor Dr. Schiller habe ich dem Herrn Bundes

-k

anzler eine Vorlage über grundsätzliche Fragen der 
Zusammensetzung und Aufgabenstellung der Mit-
bestimmungskommission gemacht. Zur Zeit wird 
über die endgültige Zusammensetzung beraten. Ich 
bin überzeugt, daß die Bundesregierung alsbald 
darüber entscheiden wird. 

Zweitens. Eine entsprechende Vorlage wird dem 
Bundeskabinett unverzüglich zugestellt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesarbeits-
minister, stimmt die Mitteilung einer großen Tages-
zeitung, daß Sie diese Vorlage dem Bundeskanzler-
amt schon vor Monaten zugeleitet haben? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich habe das genaue Datum jetzt nicht im 
Kopf, Herr Kollege Schellenberg. Aber richtig ist, 
daß die Vorlage unmittelbar im Anschluß an die 
Beratungen des Bundestages vom 14, Juni erfolgt 
ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesarbeits-
minister, was wird die Bundesregierung tun, um 
sicherzustellen, daß trotz der eingetretenen Ver-
zögerungen der Kommissionsbericht dem Hause 
noch in dieser Legislaturperiode vorgelegt wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Schellenberg, das hängt 
natürlich sehr eng a) mit der Aufgabenstellung, 
b) mit der Zusammensetzung und c) mit der perso-
nellen Ausstattung der Kommission zusammen. Ich 
persönlich glaube durchaus, daß es möglich ist, eine 
Lösung zu finden, daß Sie noch in dieser Legislatur-
periode die entsprechende Vorlage der Kommission 
erhalten können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Glauben Sie auch, Herr Mini-
ster, daß es diesem Hause möglich sein wird, noch 
in dieser Legislaturperiode aus dieser Vorlage 
Schlußfolgerungen in Gesetzesform zu ziehen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Matthöfer, Sie werden mir 
sicherlich zustimmen, wenn ich Ihnen sage, daß ich 
darüber in diesem Augenblick gar keine Auskunft 
geben kann. Was hätte es für einen Sinn, einen 
Bericht zu erstellen, wenn man nicht erst diesen 
Kommissionsbericht abwartet. Ich bitte Sie sehr um 
Verständnis dafür, daß wir hier gehalten sind, den 
Bericht der Kommission erst abzuwarten, um dann 
entsprechende gesetzgeberische Konsequenzen 
ziehen zu können. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Sie hatten vorhin in Ihrer 
Antwort auf die Frage des Abgeordneten Josten ge-
sagt, daß unabhängig von dem Bericht der anderen 
Kommission schon Überlegungen in Ihrem Hause 
angestellt werden, ob man es in dieser oder jener 
Form machen kann. Werden solche Überlegungen 
auch jetzt schon in Ihrem Hause in bezug auf die 
Mitbestimmung angestellt? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Es werden selbstverständlich laufend — 
dafür ist das Referat da, Herr Kollege Matthöfer — 
Überlegungen dieser Art angestellt. Aber wir wer-
den nicht konstruktiv tätig werden, ehe wir nicht 
das Ergebnis vorliegen haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 87 der Frau Abgeordneten Dr. Diemer-Nico-
laus: 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Organisations- und 
Finanzreform der gewerblichen Unfallversicherung? 

Bitte sehr! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Kollegin Dr. Diemer-Nicolaus, auf 
Grund der Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 8. Dezember 1966 überprüft die Bundesregie-
rung zur Zeit das Finanzierungssystem der gesetz-
lichen Unfallversicherung mit dem Ziel, durch Struk-
turveränderungen bedingte unangemessene Bei-
tragsbelastungen einzelner Wirtschaftszweige fest-
zustellen und Vorschläge zu ihrem Ausgleich zu 
machen. Die Bundesregierung wird Vorschläge zu 
Änderungen im System der gesetzlichen Unfallver-
sicherung in enger Fühlungnahme mit den Beteilig-
ten erarbeiten. Deshalb habe ich den Hauptverband 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften um eine 
Stellungnahme gebeten. Der Gedankenaustausch mit 
dem Hauptverband ist noch im Gange. Ich kann da-
her' im Augenblick noch nicht sagen, ob und gege-
benenfalls welche Änderungen im Finanzierungs-
system oder in der Organisation der gesetzlichen 
Unfallversicherung erforderlich sein werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Mini-
ster, ist es aber Ihre Absicht, an dem bisherigen 
Aufbau der beruflichen Unfallversicherung festzu-
halten, und zwar in der Weise, daß einzelne Ge-
werbezweige ihr Risiko in sich tragen und nicht, 
wie bei der Bergbaulast, gegebenenfalls Berufsge-
nossenschaften, die mit dem betreffenden Industrie-
oder Gewerbezweig gar nichts zu tun haben, die 
schlechten Risiken mittragen müssen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Kollegin, das ist noch mit im Ge-
spräch mit dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften. Ich hatte die Herren dieses 

Verbandes in der vdrigen Woche bei mir zu einer 
sehr langen und eingehenden Aussprache. Ich werde 
bis zum 15. Dezember von diesen Herren einen 
Vorschlag bekommen; denn ich bin der Auffassung, 
daß wir solch schwierige Probleme nur in Gemein-
samkeit mit den verantwortlichen Trägern der 
Selbstverwaltung lösen können. Dann wird sich die 
Möglichkeit ergeben, eine Gesamtübersicht zu ha-
ben, welche Lösungen man anstrebt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zweite Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Bun-
desminister, stimmen Sie mit mir überein, daß es 
bei dem Aufbau unserer Unfallversicherung nur so 
möglich ist, in einem Umlageverfahren die entspre-
chenden Lasten zu tragen, wenn diese gegliederte 
Unfallversicherung ohne einen Ausgleich bleibt? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Kollegin, wenn natürlich ganze Wirt-
schaftszweige verschwinden und die Berufsgenos-
senschaften bleiben, keine zahlenden Mitglieder 
mehr haben, dann ergibt sich von hier aus — und 
das war ja auch der Auftrag des Deutschen Bundes-
tages an mich — auf Grund der Veränderungen die 
Notwendigkeit, zu neuen Konstruktionen und neuen 
Überlegungen zu kommen. Dabei sind wir im 
Augenblick. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Meine Damen und Herren, ich sehe zu meinem 
Schrecken, daß wir noch Fragen aus den Arbeits-
bereichen von, ich glaube, vier Ministerien haben 
und daß die Zahl der Fragen außerordentlich groß 
ist. Ich würde deshalb bitten, daß sich die Damen 
und Herren bei den Zusatzfragen etwas zurückhal-
ten, damit diejenigen Kollegen, die eigentliche Fra-
gen gestellt - haben, in möglichst großem Umfang 
zum Zuge kommen. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung. Ich rufe die Frage 88 des 
Abgeordneten Geldner auf: 

Was ist der Bundesregierung über Klagen aus Mittelfranken 
wegen Lärmbelästigung durch Tiefflieger bekannt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Staatssekretärs Dr. Carstens vom 25. September 
1967 lautet: 

Die deutschen fliegenden Verbände sind in den letzten Mona-
ten — begünstigt durch gutes Wetter — vermehrt geflogen. Sie 
erfüllten damit eine Forderung des Verteidigungsausschusses 
des Deutschen Bundestages nach einem höheren Ausbildungs-
stand der Piloten mit dem Ziel größerer Flugsicherheit. 

Die vermehrte Flugtätigkeit führte zu Klagen der Bevölke-
rung aus allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland über die 
Lärmbelästigung durch militärische Tiefflieger. 

In Mittelfranken besteht zwar in Abweichung von dem für 
das gesamte Bundesgebiet geltenden allgemeinen Grundsatz, 
nach dem Tiefflüge nicht unter 500 Fuß (etwa 150 m) über Grund 
durchgeführt werden dürfen, ein Tieffluggebiet mit einer Min-
destflughöhe von 250 Fuß (etwa 75 m) ; diese Möglichkeit wird 
aber weder von der deutschen noch von der US-Luftwaffe ge-
nutzt. Beide halten sich an das 500-Fuß-System. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Darüber hinaus werden zur Zeit Maßnahmen untersucht, die 

zu einer Lärmminderung führen sollen. Ich hoffe, sie in Kurze 
bekanntgeben zu können. Zugleich bitte ich um Ihr Verständnis 
dafür, daß alle Maßnahmen jedoch dort ihre Grenze finden 
müssen, wo die Einsatzbereitschaft der fliegenden Verbände ge-
fährdet wird. 

Ich rufe die Frage 89 des Herrn Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen auf: 

Welche Konsequenzen für das Unterhaltssicherungsgesetz ge-
denkt die Bundesregierung ggf. zu ziehen, falls es richtig ist, 
daß der Richter eines Münchner Amtsgerichtes in einem Verfah-
ren wegen Fahnenflucht des 22jährigen` Pioniers Harald B. er-
klärt hat: 

„Aus seiner Sicht war die Lage aussichtslos. Und wenn er 
das Interesse seiner Familie vor seine Pflicht gegenüber dem 
Volke stellt, so ist das nicht unbedingt ein verwerfliches 
Motiv."? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen, aus dem von Ihnen ange-
sprochenen Vorfall ergeben sich keine Konsequen-
zen für das Unterhaltssicherungsgesetz. Der Wehr-
pflichtige, der sich vor dem Amtsgericht München 
wegen Fahnenflucht zu verantworten hatte, will sich 
nach einer Pressemeldung nur aus Sorge um das 
wirtschaftliche Wohl seiner Familie von der Truppe 
entfernt haben. Das Bayerische Staatsministerium des 
Innern als die für die Durchführung des Unterhalts-
sicherungsgesetzes zuständige oberste Landesbe-
hörde hat mir jedoch auf Grund eines Berichtes der 
Landeshauptstadt München folgende Sachdarstel-
lung gegeben: 

Der Lebensunterhalt der Familie ist nach Angaben 
der Ehefrau des Soldaten gesichert. Neben den Lei-
stungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz von 
monatlich 457 DM hat die Ehefrau selbst ein monat-
liches Arbeitseinkommen von etwa 500 DM, so daß 
der Familie rund 950 DM zur Verfügung stehen. 
Dieses Einkommen reicht nach den Angaben der 
Ehefrau aus, um den zur Möblierung der nach der 
Einberufung bezogenen Wohnung eingegangenen 
Verpflichtungen aus Ratenkaufverträgen nachzu-
kommen. Vorübergehende Schwierigkeiten habe es 
nur im Juli 1967 gegeben, weil wegen einer früheren 
eigenmächtigen Entfernung ihres Ehemannes von 
der Truppe die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
in diesem Monat eingestellt werden mußten. 

Es bestand mithin keine wirtschaftliche Notlage, 
die den Wehrpflichtigen hätte veranlassen können, 
sich eigenmächtig von der Truppe zu entfernen. 
Eher hat die Entfernung die wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten der Familie mitverursacht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, darf ich daraus entnehmen, daß die Fest-
stellungen des Richters, die in mehreren Zeitungen 
wiedergegeben waren, in dieser Form nicht zu-
treffen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das können Sie 
feststellen, 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Würden Sie, 
Herr Staatssekretär, aber doch auf Grund Ihrer 
Erfahrung meinen, daß jungverheiratete Ehepaare 
gewisse Schwierigkeiten haben und daß es nicht zu-
letzt zu dem Vorschlag bestimmter Anhebungen im 
Unterhaltssicherungsgesetz beigetragen hat? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen, ich glaube, die Bestimmun-
gen des Unterhaltssicherungsgesetzes sind so weit-
gehend, daß das von Ihnen angeführte theoretische 
Denkmodell in (der Praxis kaum vorkommen wird. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie hatten schon 
zwei Zusatzfragen. 

Ich komme zur Frage 90 des Abgeordneten 
Kaffka: 

Wann wurde die Bundesregierung über das Manöver „Sun-
shine Express", das vom 26. August 1967 bis 15. September 1967 
in Nordostgriechenland stattfand, von den zuständigen NATO-
Gremien konsultiert? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Mit Einverständ-
nis .des Herrn Präsidenten würde ich, Herr Kollege, 
Ihre beiden Fragen gern im Zusammenhang beant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich zu-
sätzlich die Frage 91 des Abgeordneten Kaffka ,auf: 

Hat die Bundesregierung Überlegungen angestellt, die Entsen-
dung deutscher Truppen zu dem in Frage 90 erwähnten Manöver 
zu unterlassen? 

Bitte sehr! 

Adorno, Pari amentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das Manöver 
„Sunshine Express" gehört zu einer Serie von 
NATO-Ubungen, die alljährlich zur Überprüfung des 

 Ausbildungsstandes und der Einsatzbereitschaft der 
 sogenannten „Allied Mobile Force" (beweglicher 

Eingreifverband SACEURs) durchgeführt werden. 

Derartige Übungen erfordern wegen ihrer Eigen-
art, der multinationalen und integrierten Zusam-
mensetzung des Verbandes sowie wegen der beson-
deren Transport-, Einsatz- und Versorgungsbedin-
gungen ,und .auch wegen ihrer Finanzierung aus 
einem gemeinsamen NATO-Fonds eine langfristige 
Vorbereitung. So wurde die diesjährige Übung be-
reits 1965 von SHAPE entworfen und 1966 endgültig 
festgelegt. Dabei wurde die Bundesregierung — wie 
auch ,die übrigen NATO-Partner — konsultiert. 

Unter den  NATO-Staaten, ,die die Kontingente für 
den beweglichen Eingreifverband stellen, besteht 
mit SACEUR Einvernehmen darüber, daß die In-
teressen der  Allianz (die Durchführung der Übung 
notwendig machen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kaffka. 

Kaffka (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
NATO-Partner haben Truppen zu diesem Manöver 
geschickt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, die 
Bundesregierung bedauert, weitere Antworten zu 
diesem Fragenkomplex nicht geben zu können. Sie 
ist bereit, zusätzliche Fragen im Verteidigungsaus-
schuß zu behandeln. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu 
Frage 92 des Abgeordneten Dr. Mommer: 

Trifft es wirklich zu, daß beim Luftwaffenamt in Porz/Wahn 
Berge von Beschwerdebriefen über Gefährdungen der Bevölke-
rung durch Tiefflieger unbeantwortet liegenbleiben? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die schriftliche Ant-
wort des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 3. Ok-
tober 1967 liegt vor. Sie lautet: 

Es trifft nicht zu, daß Beschwerdebriefe beim Luftwaffenamt 
unbeantwortet liegenbleiben. Jeder Brief wird nach Ablauf einer 
durch den Arbeitsgang bei Dienststellen üblichen Zeitspanne 
schriftlich beantwortet. 

Die Bearbeitung der vom 1. 1. bis 31. 8. 1967 beim Luftwaffen-
amt eingegangenen Beschwerden und Schadenersatzanträge ist 
bis auf einige wenige Beschwerden und Schadensmeldungen ab-
geschlossen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu 
Frage 93 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) : 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Zukunft Reparatur- und 
Instandsetzungsaufträge für Bundeswehrfahrzeuge aller Art an 
Betriebe im Zonengrenzgebiet zu vergeben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, 
die Bundesregierung vergibt nach wie vor im Rah-
men des Möglichen Instandsetzungsaufträge für 
Bundeswehrfahrzeuge auch an Betriebe im Zonen-
grenzgebiet. Dieser Grundsatz gilt für die soge-
nannte Truppen- und Feldinstandsetzung, soweit sie 
nicht aus Gründen der Einsatzbereitschaft und Aus-
bildung von der Truppe durchgeführt werden muß. 
Die sogenannte Depotinstandsetzung wird aus 
militärisch-logistischen Gründen teils bei den Schwe-
ren Instandsetzungseinheiten der Truppe, teils in 
zivilen Betrieben durchgeführt, die .so disloziert sind, 
daß sie auch im Verteidigungsfall ihre Tätigkeit 
möglichst lange fortsetzen können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, bestehen Beschränkungen für Repa-
raturen bestimmten Bundeswehrmaterials für das 
Zonengrenzgebiet? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich werde diese 
Frage gern prüfen lassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zweite Frage. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, daß in der letzten 
Zeit Verlegungen von Reparaturaufträgen aus dem 
Zonenrandgebiet erfolgt sind, die seit nahezu zehn 
Jahren nach dort vergeben wurden? Bei diesen Ver-
legungen spielten wirtschaftliche Überlegungen nur 
eine untergeordnete Rolle. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Jahn, das ist mir nicht bekannt. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Darf ich 
Ihnen das schriftlich geben, und sind Sie bereit, mir 
darauf eine Antwort zu geben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich bin gern be-
reit, Ihnen darauf eine Antwort zu geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 94 des Abgeordneten Büttner: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Offiziere der Bun-
deswehr bis heute von der Möglichkeit, sich bei vollendetem 52., 
54., 56. und 58. Lebensjahr pensionieren zu lassen, Gebrauch ge-
macht haben? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident, 
gestatten Sie, daß ich die Fragen 94 und 95 mit 
dem Einverständnis des Herrn Kollegen Büttner ge-
meinsam beantworte? 

Büttner (SPD) : Einverstanden! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! Dann 
rufe ich noch die Frage 95 des Abgeordneten Bütt-
ner auf: 

Wie verteilen sich die in Frage 94 erwähnten vorzeitigen Pen-
sionierungen auf die einzelnen Altersgruppen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Zurruheset-
zung von Offizieren der Bundeswehr vor Ablauf der 
allgemeinen Altersgrenze, die 60 Jahre beträgt, rich-
tet sich nach dem Gesetz über die Altersgrenzen der 
Berufssoldaten. Dieses Gesetz gibt dem Dienstherrn 
die Möglichkeit, Offiziere nach Überschreiten der 
besonderen Altersgrenze in den Ruhestand zu ver-
setzen. Der Gesetzgeber hat jedoch nicht dem Offi-
zier einen Rechtsanspruch auf vorzeitige Zurruhe-
setzung gegeben. 

Um ein Absinken des Offiziersbestandes infolge 
der ungünstigen Altersschichtung bis 1976 zu ver-
meiden, wunden von 1962 bis 1966 1358 Offiziere 
mit Erreichen der besonderen oder gemischten 
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Altersgrenze in den Ruhestand versetzt. Die ge-
mischte Altersgrenze liegt zwischen der besonderen 
und der allgemeinen. Eine weitere Unterteilung 
wurde bisher nur für die Jahre 1965 und 1966 er-
mittelt. Danach 'sind von 1007 Offizieren, welche die 
besondere Altersgrenze erreicht haben, 242 Offiziere 
in den Ruhestand versetzt worden, und zwar 51 
Oberste von 85 mit vollendetem 58. Lebensjahr, 
79 Oberstleutnante von insgesamt 187 mit vollen-
detem 56. Lebensjahr, 61 Majore von insgesamt 297 
mit vollendetem 54. Lebensjahr und 51 Hauptleute 
von 438 mit dem 52. Lebensjahr. Das sind im Quer-
schnitt der pensionierten Offiziere 24 %. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann komme ich 
zur Frage 96 des Abgeordneten Büttner: 

Wie viele der in Frage 94 erwähnten Ruhegehaltsempfänger 
haben eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst mit Anrechnung ihrer 
Bezüge auf das Ruhegehalt und wie viele in einem Privatbetrieb 
ohne Anrechnung auf das Ruhegehalt aufgenommen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, von 
den Offizieren im Ruhestand haben 105 eine Tätig-
keit im öffentlichen Dienst aufgenommen, hiervon 
80 vor Erreichen der allgemeinen Altersgrenze, also 
vor Erreichen ,des 60. Lebensjahres. Die Zahl der 
Offiziere, die eine Tätigkeit außerhalb des öffent-
lichen Dienstes aufgenommen haben, ist nicht be-
kannt, da gemäß § 60 Abs. 2 in Verbindung mit § 53 
des Soldatenversorgungsgesetzes Empfänger von 
Versorgungsbezügen nur verpflichtet sind, dem für 
die Versorgung zuständigen Wehrbereichsgebühr-
nisamt ,die Annahme einer Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst zu melden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn Sie, 
wie Sie ausgeführt haben, die Antwort auf die 
Frage, wie viele von den pensionierten Offizieren 
in den Ruhestand gegangen sind und wie viele eine 
Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes aufge-
nommen haben, nicht geben können, — können Sie 
eine ungefähre Zahl sagen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Nein, das kann 
ich zu meinem Bedauern nicht, weil wir hier gar 
keine Anhaltspunkte haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Damit kommen wir 
zur Frage 97 des Herrn Abgeordneten Ollesch: 

Hält der Bundesverteidigungsminister die von seinem Vor-
gänger im Amt im Verteidigungsausschuß gegebene Antwort auf 
Fragen der Bundestagsabgeordneten Berkhan und Wienand, die 
unter dem Aktenzeichen: T/W - T IV 6 - Az.: 90 - 66 - 15 dem 
Ministerium vorliegen, aufrecht? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bunndesminister der Verteidigung: Ich würde auch 
diese Fragen mit Genehmigung .des Herrn Präsiden-
ten gern im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich fer-
ner die Frage 98 des Herrn Abgeordneten Ollesch 
auf: 

Ist es zutreffend, daß die in Frage 97 erwähnte Antwort des 
früheren Bundesverteidigungsministers von einem oder mehreren 
Beamten seines Hauses vorbereitet wurde, gegen den oder die 
zu dieser Zeit in derselben Angelegenheit Ermittlungen wegen 
des Verdachts der passiven Bestechung liefen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ihre Fragen, die 
Sie bereits im Januar gestellt hatten, kann ich im-
mer noch nicht beantworten. Zwar sind die staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen inzwischen weiter 
fortgeschritten — in einem Teilkomplex ist bereits 
Anklage erhoben worden —, die Erörterung des 
Sachverhalts würde aber auch jetzt noch in ein an-
hängiges Strafverfahren störend eingreifen. Ich bitte 
Sie daher, Ihre Fragen bis zum Abschluß der Haupt-
verhandlung, die Anfang kommenden Jahres statt-
finden soll, zurückzustellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfra-
gen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr. Ich rufe 
die Fragen 99 und 100 des Herrn Abgeordneten Jung 
auf: 

Welche Konsequenzen sind nach Ansicht der Bundesregierung 
aus der Gefährdung der Trinkwasser-Talsperre im Wahnbach-
tal (Siegkreis) durch das Ablassen von 40 000 1 Treibstoff aus 
einer Düsenmaschine der Deutschen Lufthansa (LH-Flug 402 am 
14. August 1967) zu ziehen? 

Welche besonderen Vorschriften für Flugzeuge — zum Beispiel 
über Mindesthöhe und sogenannte Warteräume zum Ablassen 
des Treibstoffes — sind zum Schutz von Trinkwasser-Talsperren 
und Wohngebieten erlassen worden? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Leber vom 25. September 1967 
lautet: 

Das Ablassen von 40 000 1 Treibstoff aus einer Boeing 727 der 
Deutschen Lufthansa am 14. August 1967, zwischen ca. 14.00 und 
14.30 Uhr geschah aus 2500 m Höhe in einem Gebiet zwischen 
Hennef und Waldbröl. Bei diesem Vorgang sind etwa 400-450 
km zurückgelegt worden, so daß bei Berücksichtigung der Tur-
bulenzen, Windverhältnisse, Verdunstung und sonstiger Ein-
flußgrößen eine kaum meßbare Größe schädlicher Konzentration 
den Boden erreichte. Die Wahnbachtalsperre ist dabei in weni-
gen Sekunden überflogen worden. Konsequenzen sind nach An-
sicht der Bundesregierung aus diesem Vorfall nicht zu ziehen. 
Besondere oder allgemeine Vorschriften für den Fall des 

Ablassens von Treibstoff, das einen Notfall darstellt und sich 
bisher in der Bundesrepublik auf sehr wenige Fälle im Laufe 
der letzten Jahre beschränkt, gibt es nicht. Es hängt vom Einzel-
fall ab, ob noch genügend Höhe gewonnen und z. B. die See 
oder wenig bewohnte Gebiete erreicht werden können. Ist dies 
nicht der Fall, wird in jedem Fall die Sorge um das Menschen-
leben die Entscheidung des verantwortlichen Flugzeugführers 
bestimmen. 

Dann rufe ich die Frage 101 des Herrn Abgeord-
neten Prochazka auf. Ist der Fragesteller im Saal?  — 
Die  Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe ferner die Fragen 102 und 103 des Herrn 
Abgeordneten Opitz auf: 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß deutsche Tou-
risten in einigen Nachbarländern Autobahngebühren zahlen müs-
sen, während in der Bundesrepublik von Bewohnern dieser Län-
der derartige Gebühren beim Benutzen unserer Autobahnen nicht 
verlangt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, sofern nicht bereits geschehen, 
der europäischen Verkehrsministerkonferenz eine einheitliche 
Regelung dieser in Frage 102 erwähnten Frage innerhalb der 
EWG vorzuschlagen? 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-

wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Leber vom 25. September 1967 
lautet: 

Die Bundesregierung sieht davon ab, Werturteile über das in 
einigen Ländern angewandte Prinzip der Autobahn -Baufinan-
zierung durch Gebührenerhebung abzugeben. Soweit Gebühren 
erhoben werden, erfolgt in diesen Ländern keine Diskriminie-
rung der Ausländer, da auch die dortigen Inländer Gebühren zu 
zahlen haben. Die Bundesregierung hält es nicht für richtig, bei 
uns Ausländer einer Gebührenpflicht zu unterwerfen. 

Die Gebührenfrage ist im Rahmen der Conférence Européenne 
des Ministres des Transports (CEMT) bisher noch nicht erörtert 
worden. Der Grund liegt vor allem darin, daß die einzelnen 
Staaten verschiedene Systeme der Autobahn-Baufinanzierung an-
wenden. Diese anzugleichen, wäre Voraussetzung fur eine 
gleiche Gebühreniegelung. Doch sind selbst die Mitglieder der 
EWG frei in ihrem Finanzgebaren. Es ist daher z. Z. nicht 
erkennbar, daß es möglich wäre, zu einer einheitlichen Rege-
lung in Europa zu kommen. 

Wir kommen dann zur Frage 104 des Abgeord-
neten Dr. Imle:  

Welche Gründe haben die Deutsche Bundesbahn veranlaßt, ab 
1. August D-Zug-Zuschläge nur dann noch für gültig anzuerken-
nen, wenn sie den gleichen Datumsstempel wie die Fahrkarte 
tragen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Die Bundesbahn hat die bis 1964 gül-
tige Vorschrift, daß Zuschlagkarten kein früheres 
Geltungsdatum tragen dürfen als der zugehörige 
Fahrausweis, wiedereingeführt, und zwar nachdem 
sie festgestellt hatte, daß in erheblichem Umfang 
Schnellzugzuschläge zu mehr als einer Fahrt be-
nutzt worden sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
inzwischen bekanntgeworden, daß diese Neurege-
lung z. B. bei den Reisebüros zu einem Rückgang 
des Verkaufs von Zuschlagkarten bis zu 50 % ge-
führt hat, weil jetzt niemand mehr das Risiko ein-
gehen will, eine Karte zu haben, die nachher ver-
fällt, wenn sie nicht mit dem dazugehörigen Fahrt-
ausweis gelöst worden ist? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Solche Informationen sind mir nicht 
bekannt. Ich kann mir auch nicht vorstellen, daß ein 
derart nachhaltiger Rückgang des Verkaufs von Zu-
schlagkarten bei den Reisebüros eingetreten ist. 
Denn in der Regel kauft der Fahrgast die Fahrkarte 
zusammen mit der Zuschlagkarte. Die Fälle, in 
denen eine Zuschlagkarte auf Vorrat gekauft wird, 
oder die Fälle, in denen nachträglich die Hauptreise

-

strecke umdisponiert wird — nur um solche Fälle 
würde es sich handeln —, 

(Abg. Dr. Imle: Genau die!) 

werden also -  selten sein, so daß ich mir nicht vor-
stellen kann, daß der Umsatz bei den Reisebüros um 
50 % zurückgegangen ist. Ich bin aber gern bereit, 
dieser Frage nachzugehen. 

Dr. Imle (FDP) : Bei allen wird das nicht der Fall 
sein; aber ich werde Ihnen Material darüber zu

-

leiten. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich bitte darum, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gilt damit die 
nächste Frage als beantwortet? 

Dr. Imle (FDP) : Nein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich die 
Frage 105 des Herrn Abgeordneten Dr. Imle auf: 

Hat man bei der in Frage 104 erwähnten Regelung daran ge-
dacht, daß Reisende, wenn sich evtl. die Hauptreisestrecke 
ändert, den Zuschlag schon vorher gelöst haben und damit bei 
Nichtbenutzung eines nicht zuschlagpflichtigen Zuges die Zu-
schlagkarte verfällt? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Diese Frage darf ich wie folgt beant-
worten: 

Ein Reisender, der vor Antritt der Fahrt umdis-
poniert, kann sich den Preis für die früher beschaff-
ten Fahrausweise und für die Zuschläge innerhalb 
der Geltungsdauer am Schalter erstatten lassen. Er 
kann auch später noch innerhalb von sechs Monaten 
schriftlich reklamieren, muß dann allerdings den 
Abzug von Gebühren in Kauf nehmen. Einzelne 
Zuschlagkarten ohne zugehörigen Fahrausweis wer-
den bis zum angegebenen ersten Geltungstag am 
Schalter zurückgenommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, Sie sagten 
gerade, daß die Karten innerhalb von sechs Mona-
ten zurückgegeben werden können. Wie mir be-
kannt ist, beträgt die Gebühr bei der Rücknahme 
einer Fahkarte 3 DM. Der Fahrgast müßte dann 
noch 1 DM zuzahlen, wenn er die 2 DM zurück-
haben wollte. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, der Zeitraum von 
sechs Monaten bezieht sich auf den Fahrtausweis. 
Wenn der Fahrtausweis und die Zuschlagkarte zu-
rückgegeben werden, lohnt es sich schon, weil dann 
ein wesentlich höherer Betrag zu erstatten ist. 

Dr. Imle (FDP) : Aber es dreht sich hier doch um 
das Problem, daß die Hauptreisestrecke geändert 
wird, so daß ein D-Zug-Zuschlag nicht mehr benötigt 
wird, oder um den Fall, daß man in einem anderen 
Zug als vorgesehen fährt, z, B. mit einem Eilzug. 
Dann braucht man bei der Rückfahrt auch nicht mehr 
die entsprechende D-Zug-Zuschlagkarte. Es würde 
dann doch zu Schwierigkeiten führen, wenn ich nur 
die Zuschlagkarte zurückgeben könnte. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, es ist durchaus 
einzuräumen, daß jede Regelung ihre Mängel hat. 
Aber ich glaube, die Zahl der Fälle, in denen hin-
sichtlich der Reisestrecke umdisponiert worden ist, 
ist, wie ich bereits vorhin ausführte, doch recht ge-
ring. 
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Staatssekretär Wittrock 
Ich darf darauf hinweisen, daß die jetzt wieder 

praktizierte Regelung immerhin bis 1964 Gültigkeit 
hatte. Die Aufhebung der damals — bis 1964 — 
gültigen Regelung hat zu einer so großen Zahl von 
Mißbrauchsfällen und zu einem finanziellen Ausfall 
für die Deutsche Bundesbahn geführt - der übri-
gens bis in die Größenordnung von 2 bis 3 Millio-
nen DM geschätzt wird —, daß die Bundesbahn sich 
auch unter Berücksichtigung kaufmännischer Ge-
sichtspunkte dazu entschlossen hat, die alte Rege-
lung wieder einzuführen. Das ist der Sachverhalt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
Frage 106 des Abgeordneten Haar (Stuttgart) : 

Hält die Bundesregierung die Koordinierung der Flugsiche-
rungsmaßnahmen im zivilen und militärischen Bereich für aus-
reichend? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich darf die Frage 106, Herr Abgeord-
neter, mit ja beantworten. Ich darf in diesem Zu-
sammenhang auf den Luftfahrtkoordinierungsaus-
schuß hinweisen, der vom Bundesminister für Ver-
kehr und vom Bundesminister der Verteidigung ge-
tragen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
Frage 107 des Abgeordneten Haar (Stuttgart) : 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, eine bundesge-
setzliche Regelung über die Sicherheit im Luftverkehr für Ver-
kehrsflugzeuge beschleunigt herbeizuführen und dabei die Mili-
tärluftfahrt einzubeziehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Die Frage 107 möchte ich wie folgt 
beantworten. 

Die gesetzliche Regelung der Sicherheit des Luft-
verkehrs — einschließlich der Verkehrsflugzeuge 
und der Militärluftfahrt — ist durch das Luftver-
kehrsgesetz und die zu seiner Durchführung erlas-
senen Vorschriften, weiterhin durch das Gesetz über 
die Bundesanstalt für Flugsicherung und durch das 
Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt gegeben. Diese 
gesetzlichen Vorschriften werden der Entwicklung 
der Luftfahrt und dem sich daraus ergebenden 
Sicherheitsbedürfnis laufend angepaßt. Hierbei wer-
den internationale Maßstäbe zugrunde gelegt. 

Ich muß allerdings darauf hinweisen, daß die 
Bundeswehr, der Bundesgrenzschutz, die Polizei 
sowie die auf Grund völkerrechtlicher Verträge in 
der Bundesrepublik stationierten Truppen nach § 30 
Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes von einigen seiner 
Vorschriften abweichen können, wenn dies zur Er-
füllung ihrer besonderen Aufgaben — aber unter 
Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung — erforderlich ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß in den Vereinigten Staaten im 
Augenblick überprüft wird, ob nicht im Hinblick 
auf ganz bestimmte Geschehnisse neue Bestimmun-
gen erlassen werden müssen, und ist die Bundes-
regierung bereit, sich mit der amerikanischen Re-
gierung in Verbindung zu setzen, um von deren 
Erfahrungen und Überlegungen zu profitieren? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich bin sicher, daß 
die zuständigen Organe sich ständig konsultieren. 
Ich durfte bereits ausführen, daß die bei uns gelten-
den Bestimmungen laufend den gesteigerten Sicher-
heitsbedürfnissen angepaßt werden. Ich werde mich 
darüber informieren, ob auch die notwendige Kon-
sultation mit den entsprechenden Organen anderer 
Staaten stattfindet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 
108 des Abgeordneten Ramms auf: 

Nach welchem Plan wird von der Deutschen Bundesbahn an 
der Erfüllung der §§ 2 und 3 des Gesetzes über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 681) gearbeitet?  

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Wittrock, Staatssekretär im. Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich darf die Frage 
wie folgt beantworten: Für die Beseitigung von 
Bahnübergängen wird ein mittelfristiger Bedarfs-
plan erarbeitet. Dies ist die Aufgabe eines Koordi-
nierungsausschusses für Straßenbauplanung. In die-
sem Ausschuß wirken alle Straßenbaulastträger 
unter Beteiligung der Deutschen Bundesbahn zusam-
men. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Ramms. 

Ramms (FDP) : Besteht die Möglichkeit, daß die 
Arbeit dieses Ausschusses beschleunigt wird? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich bin überzeugt, daß der Ausschuß 
bereits mit der möglichen Beschleunigung tätig ist. 
Sicherlich wird der Ausschuß auch in Zukunft be-
strebt sein, die erforderlichen Arbeitsergebnisse so 
schnell wie möglich vorzulegen. 

Herr Abgeordneter, ich möchte nicht den Eindruck 
entstehen lassen, als wenn gerade auf diesem so 
wichtigen Gebiet schuldhaftes Zögern festzustellen 
sei. Ich möchte doch darauf hinweisen, daß in den 
Jahren 1964 bis 1966 insgesamt 1673 unbeschrankte 
Bahnübergänge beseitigt worden sind. Sie können 
aus dieser sicherlich eindrucksvollen Zahl entneh-
men, daß hier im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten — die Bundesbahn hat in diesem Zeitraum 
für diesen Zweck 'immerhin 140 Millionen DM zur 
Verfügung stellen müssen — das Notwendige so 
schnell wie möglich geschehen ist; das wird auch in 
Zukunft der Fall sein. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 
109 des Abgeordneten Böhm auf: 

Entspricht es den Tatsachen, daß nach Verlegung des Aufklä-
rungsgeschwaders 51 „Immelmann" der NATO-Flugplatz Ingol-
stadt/Manching als möglicher Standort des bayerischen Zentral-
flughafens in Erwägung gezogen wird? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, es besteht kein 
Grund, die Frage, die Sie gestellt haben, aufzuwer-
fen. Nach Auskunft des Bundesministers der Vertei-
digung wird nämlich die Verlegung des Geschwa-
ders nicht in Betracht gezogen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Böhm (SPD) : Herr Staatssekretär, sind dem Mini-
sterium Pressemeldungen bekannt — die angeblich 
durch das Bundesverteidigungsministerium bestätigt 
worden sind —, wonach doch ein Abzug des Auf-
klärungsgeschwaders 51 erfolgen soll? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich darf Ihnen ver-
sichern, daß im Bundesverkehrsministerium alle 
Presseveröffentlichungen über die Vorbereitung und 
die Auseinandersetzung betreffend das Großflug-
hafenprojekt im Raum von München verfolgt wer-
den. Zu diesem konkreten Punkt kann ich Ihnen 
aber nur sagen: nach Auskunft des Bundesverteidi-
gungsministeriums — sie ist neuesten Datums --
wird eine Verlegung des Geschwaders nicht in Be-
tracht gezogen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 
110 des Abgeordneten Böhm auf: 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des stellvertretenden 
bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Hundhammer, daß die Er-
richtung eines bayerischen Zentralflughafens in Ingolstadt/Man-
ching die mit Abstand beste Losung wäre und sich am besten 
und leichtesten realisieren ließe? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, diese Frage kann 
nicht beantwortet werden. Dafür gibt es einen recht 
einfachen Grund: Der Bundesminister für Verkehr 
hatte keinen Anlaß, die in der Öffentlichkeit und 
auch in der Presse erörterten denkbaren Projekte 
abzuwägen. Die Zuständigkeit des Bundesministers 
für Verkehr ist erst dann gegeben, wenn nach Durch-
führung des Raumordnungsverfahrens über einen 
Genehmigungsantrag zu entscheiden ist. Die verfah-
rensmäßige Vorbereitung ist Sache der bayerischen 
Staatsregierung, so daß der Bundesminister für Ver-
kehr, wenn er im Sinne Ihrer Frage, Herr Abgeord-
neter, eine Antwort gäbe, die Zuständigkeit der 
bayerischen Staatsregierung verletzen würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (SPD) : Herr Staatssekretär, hält die Bun-
desregierung eine baldige Entscheidung über den 
Standort eines bayerischen Großflughafens für er-
forderlich? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Ich glaube, diese Entscheidung ist als-
bald erforderlich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (SPD) : Herr Staatssekretär, beabsichtigt 
die Bundesregierung, auf die Wahl des Standorts 
eines bayerischen Zentralflughafens Einfluß zu neh-
men? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich durfte bereits 
zum Ausdruck bringen, daß die Wahl des Standorts 
eines Flughafens eine Landesangelegenheit ist, so 
daß die Bundesregierung die Zuständigkeit der 
Bayerischen Staatsregierung verletzten würde, wenn 
hier ein unmittelbarer Einfluß ausgeübt würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, nach Ihren vor-
hergehenden Antworten besteht also die Möglich-
keit, daß die Landesregierung zunächst alle Raum-
ordnungsmaßnahmen durchführt und dann im an-
schließenden Genehmigungsverfahren von der Bun-
desregierung erfährt, daß es nicht gestattet wird. 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, es ist selbstver-
ständlich, daß eine gewisse Konsultation erfolgt. Ich 
darf Ihnen z. B. sagen, daß in einer Kommission, die 
die Aufgabe hatte, die verschiedenen denkbaren 
Projekte zu untersuchen - ich denke an die Kom-
mission, die als Oechsle-Kommission bekanntge-
worden ist —, der Bundesminister für Verkehr ver

-

treten war. Die Konsultationsmöglichkeit besteht 
also. Nur wäre es unzulässig und nach meiner Auf-
fassung eine Mißachtung des Raumordnungsverfah-
rens, wenn der Bundesminister für Verkehr vor Ab-
schluß eines solchen Verfahrens eine Entscheidung 
etwa gar hier im Plenum des Bundestages verkün-
dete. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme damit 
zur Frage 111 des Herrn Abgeordneten Moersch: 

Wie groß sind die verkaufbaren Grundstücksreserven der 
Deutschen Bundesbahn? 

Bitte sehr! 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich darf Ihre Frage 
wie folgt beantworten: Nach Auskunft der Deut-
schen Bundesbahn können bei einer Gesamtgrund-
stücksfläche von rund 115 000 ha etwa 1300 ha un-
bebautes Gelände als entbehrlich bezeichnet wer-
den. Diese entbehrlichen Grundstücke sind jedoch 
nicht alle als verkaufbar im Sinne Ihrer Frage anzu-
sehen; denn es handelt sich da zum Teil um Rest-
parzellen, wie Straßenteile, Wege, Böschungsteile, 
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Staatssekretär Wittrock 
Ödland und Grundstücke zwischen abzweigenden 
Strecken, für die sich keine Verkaufsinteressenten 
finden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
die Auffassung, daß die Bundesbahn z. B. in Groß-
stadtnähe — ich denke hier an den Raum Stuttgart 
und auch an Ludwigsburg — seit Jahrzehnten 
Grundstücksreserven besitzt, die für neue Bahnhofs-
bauten vorgesehen waren, die aber jetzt nicht mehr 
in Frage kommen und die aus allgemeinen Gründen 
nützlicherweise für andere Zwecke verwendet wer-
den sollten, was aber leider nicht möglich ist, weil 
die Bundesbahn sie nicht abgibt? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich kann nur das 
sagen, was ich Ihnen bereits in der Antwort auf 
Ihre Frage mitteilen durfte. Der Bundesminister für 
Verkehr hat diese Auskunft von dem Vorstand der 
Bundesbahn erhalten. 

Ich möchte aber vielleicht doch noch ergänzend 
hinzufügen, daß Ihre Frage für mein Haus Anlaß 
ist, sich eine Gesamtübersicht über den Grund-
stücksbesitz der Bundesbahn zu verschaffen. Sie 
wissen, die Bundesbahn verwaltet ihren Grundbe-
sitz in voller Autonomie. Wir werden uns eine 
Ubersicht über den Grundbesitz beschaffen, und 
dann wird es möglich sein, aus eigener Verantwor-
tung seitens des Bundesverkehrsministers zu dem 
von Ihnen angeschnittenen Problem Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen dürfte es ganz gewiß sachdienlich und 
aus allgemeinen Erwägungen förderlich sein, wenn 
konkrete Einzelfälle, die Anlaß zu Beanstandungen 
geben könnten, dem Bundesminister für Verkehr 
mitgeteilt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es denn 
nicht so, daß die hier wiedergegebenen Zahlen von 
der Bundesbahn auf Grund des jetzigen oder des 
früher geplanten Umfanges der Betätigung der Bun-
desbahn errechnet worden sind, daß etwa mit 
Inkrafttreten der Pläne Ihres Hauses eine neue 
Situation entsteht und damit auch sehr viel mehr 
Grundstücke verfügbar würden, als sie die Bundes-
bahn bisher für die Offentlichkeit verfügbar ge-
macht hat, weil sie andere Vorstellungen von ihrem 
Verkehrsaufkommen hatte? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich kann Ihnen 
nicht sagen, von welchen Vorstellungen die Haupt-
verwaltung der  Bundesbahn ausgegangen ist, als sie 
dem Bundesminister für Verkehr die Auskunft er-
teilt hat, die ich Ihnen inhaltlich wiedergegeben 
habe. Ich darf nur annehmen, daß der Vorstand 

und die Hauptverwaltung diese Auskunft in voller 
Gewissenhaftigkeit erarbeitet und dann gegeben 
haben. Ich möchte meinen, daß möglicherweise eine 
Veränderung des gesamten Streckennetzes der 
Deutschen Bundesbahn zu Konsequenzen hinsicht-
lich der Verfügbarkeit von Grundstücken führen 
wird, beispielsweise in Bereichen, in denen Neben-
strecken stillgelegt werden. Ich darf Ihnen sagen, 
daß es darüber in einzelnen Fällen auch bereits kon-
krete Vorstellungen gibt, so etwa die Vorstellung, 
die stillgelegte Trasse für andere Verkehrszwecke 
— ich meine, in einem konkreten Einzelfall — nutz-
bar zu machen. Insoweit also dürfen Sie sicher sein, 
daß die verantwortlichen Organe der Deutschen 
Bundesbahn sich an die nach Wirksamwerden des 
verkehrspolitischen Programms deis Bundesver-
kehrsministers gegebene Situation anpassen wer-
den. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihrem Hause bekannt, daß die Deutsche Bundes-
bahn bisher schon in begrenztem Umfange Grund-
stücke zum Kauf angeboten hat? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Das ist mir bekannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Haar. 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Sind Sie mit mir der Auf-
fassung, daß in Ballungsgebieten auch künftig die 
Notwendigkeit besteht, für die im Schichtdienst 
stehenden Bundesbeamten und -arbeiter Wohnun-
gen zu bauen, wo das zweckmäßig und notwendig 
erscheint? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Selbstverständlich, Herr Abgeordneter. 
Ich bitte auch die Antwort, die ich auf die Frage des 
Abgeordneten Moersch gegeben habe, so zu verste-
hen — und in diese Richtung zielte die Frage —, 
daß die entbehrlichen Grundstücke für Erwerbs-
zwecke zur Verfügung gestellt werden sollen; „ent-
behrlich", das heißt: es kommen nur Grundstücke in 
Betracht, die die Bundesbahn nicht selbst, sei es zu 
welchen Zwecken auch immer, nutzen muß. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 127 — auf Drucksache zu V/2124 — des Abge-
ordneten Dr. Kempfler: 

Erscheint es nicht sinnvoll, die Bearbeitung oder mindestens 
Entscheidung der bisher eingeleiteten, aber noch nicht abge-
schlossenen Verfahren zur Stillegung von Nebenstrecken der 
Deutschen Bundesbahn in Zonenrand- und Bundesausbaugebieten 
so lange zurückzustellen, bis über die neue Verkehrskonzeption 
(Leber-Plan) endgültig Beschluß gefaßt ist? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, das ist geschehen: 
die Bearbeitung von Stillegungsanträgen, die das 
Zonenrandgebiet betreffen, wurde weitestgehend 
gestoppt. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Gilt das auch für das  
Bundesausbaugebiet? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Das gilt für das Bundesausbaugebiet 
prinzipiell entsprechend. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann kommen wir 
zur Frage 128 des Abgeordneten Dr. Kempfler: 

Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen. daß in Gegen-
den, in denen Strecken der Deutschen Bundesbahn stillgelegt 
werden, der Straßenbau verstärkt gefördert wird, da ja hier 
der Schwerverkehr auf den Straßen erhalten bleiben soll? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, die Auswirkung 
einer beabsichtigten Stillegungsmaßnahme auf das 
Straßennetz und auf den Straßenbau ist im Stille-
gungsverfahren zu berücksichtigen und wird stets 
berücksichtigt. Eine sinnvolle zeitliche Abstimmung 
der jeweiligen Maßnahmen auf Schiene und Straße 
wird in jedem Falle angestrebt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frage 129 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kempfler: 

Wird die Bundesregierung darum bemüht sein, daß die Still-
legung solcher in Frage 127 erwähnter Strecken solange ausge-
setzt wird, bis das Straßennetz in einem Zustand ist, der den 
Anforderungen des dort verstärkten Schwerverkehrs entspricht? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, die  Berücksichti-
gung raumpolitischer und auch gesamtwirtschaft-
licher Gesichtspunkte kann im Einzelfall einer bean-
tragten Streckenstillegung entgegenstehen. Wenn 
also keine geeignete Straße zur Aufnahme des Er-
satzverkehrs zur Verfügung steht, dann kann auch 
nicht stillgelegt werden. Selbstverständlich werden 
die laus dem verkehrspolitischen Programm sich er-
gebenden Rückwirkungen bei der künftigen Bear-
beitung von Anträgen auf Stillegung zu berücksich-
tigen sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte! 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort entnehmen, daß sowohl 
bei der  Frage, ob stillgelegt wird, als auch bei der 
Frage, wann stillgelegt wird, der Zustand des Stra-
ßennetzes in dem betreffenden Gebiet ganz beson-
ders geprüft und berücksichtigt wird? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, das dürfen Sie 
annehmen. Ich darf darauf hinweisen, daß das  Still-
legungsverfahren, das übrigens keineswegs immer 
zu einer Stillegung führen muß, gesetzlich geregelt 
ist. Die örtlich verantwortlichen Stellen und auch die 
Landesregierung haben die Möglichkeit und die 
Pflicht, Belange wie die des Straßenbaus oder auch 

die raumpolitischen Belange im Stillegungsverfah-
ren zur Geltung zu bringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Kempfler. 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich darüber hinaus annehmen, daß bei der Pla-
nung 'der Bundesstraßen weitgehend auch die Frage 
berücksichtigt wird, ob das betreffende Gebiet durch 
die Bundesbahn gut bedient ist? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, Sie dürfen das an-
nehmen. Sie dürfen auch davon ausgehen, daß in 
den ständig notwendigen Koordinierungen zwischen 
dem Bundesminister für Verkehr und  der  Auftrags-
verwaltung gerade diesem Punkt die gebührende 
Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schanzenbach. 

Frau Schanzenbach (SPD) : Herr Staatssekretär, 
haben Sie nach dem, was Sie soeben ausgeführt ha-
ben, den Eindruck, daß die Straße im Renchtal aus

-

reicht, um den durch eine Stillegung der Renchtal-
bahn auf sie zukommenden Mehrverkehr aufzuneh-
men? 

Wittrock, Staatssekretär im Bundesministerium G 
für Verkehr: Frau Abgeordnete, ich bitte um Nach-
sicht, daß ich die Frage, ob die Straße im Renchtal 
ausreicht, den Verkehr, der  etwa durch eine Still-
legung der Bahnstrecke auf die Straße übergeführt 
wird, aufzunehmen, in Ermangelung hinreichender 
Ortskenntnis jetzt nicht beantworte. Ich bin gern be-
reit, dazu schriftlich Stellung zu nehmen. 

Ich darf nur generell sagen: Voraussetzung für 
eine Stillegung ist,  daß der Verkehr auf einer Eisen-
bahnstrecke schon in einem sehr starken Maße zu-
sammengeschrumpft ist, so daß schon eine gewisse 
Verlagerung auf die Straße eingetreten ist. Natür-
lich muß eine ausreichende Gewähr dafür bestehen, 
daß der noch auf der Schiene befindliche Restver-
kehr, um den es sich handelt und der konkret von 
einer Stillegungsmaßnahme betroffen wird, im Falle 
einer Stillegung von der Straße verkraftet werden 
kann. Das halte ich für ein selbstverständliches Prin-
zip.  

Ich werde den von Ihnen erwähnten Fall über-
prüfen lassen, um festzustellen, ob dieses Prinzip, 
das ich soeben 'dargestellt habe, in dem konkreten 
Fall berücksichtigt wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich darf darauf hin-
weisen, Frau Abgeordnete, daß Ihre Frage eigent-
lich keine Zusatzfrage, sondern eine neue Frage war. 
Die Angelegenheit ist damit wohl erledigt. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
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und Fernmeldewesen. Ich rufe die Frage 112 des 
Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Netz der Lücken

-

fullsender östlich der Demarkationslinie dichter ist als auf der 
westlichen Seite und daß somit die Bewohner jenseits des Eiser-
nen Vorhangs einen besseren Fernsehempfang besitzen als unsere 
Zonenrandbewohner? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Es ist der 
Bundesregierung bekannt, daß östlich der Demar-
kationslinie das Füllsendernetz für das erste Zonen

-

Fernsehprogramm dichter ist als im hessischen Zo-
nenrandgebiet für das erste Programm der ARD. 
Dies erklärt sich aus folgendem Grund. Wegen der 
bergigen Geländestruktur im Versorgungsgebiet des 
Zonen-Fernsehsenders Inselsberg sind viele kleine 
Lücken vorhanden, die durch Füllsender geringer 
Strahlungsleistung geschlossen wurden. Diese klei-
nen Sender können wegen der geringen Leistung 
nicht in ,das Bundesgebiet einstrahlen. Im hessischen 
Zonenrandgebiet strahlen dagegen drei Großsender 
(Hoher Meißner, Rimberg und Kreuzberg) das erste 
Programm der ARD gegenüber nur einem SBZ-Fern-
sehsender (Inselsberg) aus. Dies hat zur Folge, daß 
die Fernsehversorgung im hessischen Zonenrandge-
biet durch diese drei Fernsehsender besser ist. Dar-
über hinaus sind trotz der bergigen Geländestruktur 
weniger Füllsender zur Auffüllung von kleinen Ver-
sorgungslücken notwendig. 

Ob die Fernsehversorgung östlich der Demarka-
tionslinie mit ,dem ersten Zonen-Fernsehprogramm 
vergleichsweise besser ist als die Versorgung .des 
hessischen Zonenrandgebietes mit dem ersten Fern-
sehprogramm der ARD, kann von hier aus nicht be-
urteilt werden, weil hierfür umfangreiche örtliche 
Messungen in beiden Gebieten notwendig wären. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Enders  (SPD): Herr Präsident, die drei Fra-
gen beinhalten den gleichen Stoff. Ich wäre dank-
bar, wenn ,die drei Fragen geschlossen beantwortet 
werden könnten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich noch 
die Fragen 113 und 114 Ides  Abgeordneten Dr. Enders 
auf: 

Wurden vom Bundespostministerium Verbesserungen für den 
Empfang des Zweiten Fernsehprogramms im hessischen Zonen-
randgebiet vorbereitet und mit dem gleichen Ziel Kontakte zum 
Ersten Programm aufgenommen? 

Gibt es Termine für die Auftragsvergabe und die Inbetrieb-
nahme neuer Lückenfüllsender im hessischen Zonenrandgebiet 
und für den weiteren Ausbau und die Betreuung ,des Netzes an 
Schwerpunktorten (wie beispielsweise Fulda)? 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Der Aufbau 
der Fernsehsender zur Ausstrahlung des zweiten 
Fernsehprogramms im hessischen Zonenrandgebiet 
ist mit der Inbetriebnahme des Fernsehsenders 
„Hoher Meißner" im Frühjahr dieses Jahres abge-
schlossen worden. Damit ist bereits eine wesentliche 
Verbesserung für den Empfang des zweiten Fern-
sehprogramms im hessischen Zonenrandgebiet ein-

getreten. Allerdings konnten erst nach der Inbe-
triebnahme dieses Fernsehsenders die Versorgungs-
lücken festgestellt und die Planung zur Auffüllung 
dieser Lücken eingeleitet werden. 

Für die Fernsehversorgung mit dem ersten Pro-
gramm ist in diesem Gebiet der Hessische Rund-
funk allein zuständig, mit dem die Bundespost bei 
der Planung von Füllsendern in Kontakt steht. Je-
doch ist meiner Verwaltung über den weiteren Aus-
bau des Füllsendernetzes für das erste Fernsehpro-
gramm noch nichts bekannt. 

Zur Frage 114 wäre zu antworten: Die Aufträge 
für die im hessischen Zonenrandgebiet aufzubauen-
den Lückenfüllsender in Bevölkerungsschwerpunk-
ten werden, soweit die Planung bereits abgeschlos-
sen ist, noch in diesem Jahr erteilt. Der Aufbau und 
die Inbetriebnahme hängen, sofern sich bei der 
Grundstückserschließung und bei Abschluß der Zu-
stimmungsverfahren keine Schwierigkeiten ergeben, 
ausschließlich von der Liefer- und Montagekapazität 
der Firmen ab. Es wird angestrebt, daß auch im hes-
sischen Zonenrandgebiet bis Ende 1968 über 90 v. H. 
der Bevölkerung das zweite Fernsehprogramm emp-
fangen können. Die Fernsehversorgung in diesem 
Gebiet beträgt z. Z. rund 85 v. H. Die Stadt Fulda 
selbst ist bereits mit dem zweiten Programm und 
sogar mit dem dritten Programm versorgt. 
Zusammenfassend darf ich zu allen drei Fragen 

feststellen, daß die Deutsche Bundespost seit lan-
gem mit großem Nachdruck um eine gute Fernseh-
versorgung im hessischen Zonenrandgebiet bemüht 
ist. 

Dr. Enders (SPD) : Sie sind also mit mir der 
Meinung, daß es notwendig war, im Rahmen des 
osthessischen Zonenrandgebietes weitgehende Maß-
nahmen zu ergreifen, um zu einer Verbesserung des 
Fernsehempfangs beizutragen? 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Jawohl, 
Herr Abgeordneter. Wie ich schon sagte, ist die Bun-
despost seit langem mit großem Nachdruck um die 
gute Fernsehversorgung im hessischen Zonenrand-
gebiet bemüht gewesen. Ich habe Ihnen in großen 
Zügen darstellen können, welche Maßnahmen be-
reits getroffen sind und welche in der nächsten Zu-
kunft noch bevorstehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 115 des Abgeordneten Folger: 

Warum ist mit vielen Orten in Italien der Selbstwahlfernver-
kehr moglich, aber mit keinem Ort in Südtirol? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Grundsätz-
lich sind von unserer Seite aus für die allgemeine 
Durchführung des Selbstwählferndienstes mit Italien 
alle gebühren- und vermittlungstechnischen Vor-
aussetzungen gegeben. Ob allerdings überall in 
Italien die Ziel-Ortsnetze wie z. B. in Südtirol be-
reits jetzt ankommend technisch erreichbar sind, 
kann von hier aus nicht beurteilt werden. Der Aus- 
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bau der Automatisierung und damit auch die Aus-
wahl der einzelnen Zielgebiete erfolgen in jedem 
Lande nach eigenen Gesichtspunkten und nach den 
dort vorhandenen technischen Möglichkeiten. 

Selbst aber beim Vorliegen dieser technischen Er-
reichbarkeit ist es in die Entscheidung der Ankunfts-
verwaltung gestellt, diese Ortsnetze zuzulassen oder 
nicht. Die Deutsche Bundespost hat naturgemäß auf 
den technischen Ausbau der ankommenden Möglich-
keiten wie auch auf die Entscheidung der fremden 
Ankunftsverwaltung keinen Einfluß. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Folger. 

Folger (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie 
eine Vorstellung davon, daß in Italien vielleicht an-
dere als technische Gründe maßgebend sind, warum 
ausgerechnet Südtirol nicht an den Selbstwählfern-
verkehr angeschlossen ist? 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Darüber ist 
mir nichts bekannt. Es ist ja außer Südtirol noch 
eine ganze Reihe anderer Gebiete nicht im Selbst-
wählfernverkehr erreichbar. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir stehen am Ende der Fragestunde. Die nicht 
erledigten Fragen werden schriftlich beantwortet, 
soweit sie nicht zurückgezogen sind. 

Meine Damen und Herren, während der Frage-
stunde habe ich festgestellt, daß Herr Abgeordneter 
Struve nach einjähriger schwerer Krankheit wieder 
zurückgekehrt ist. Ich darf Sie, verehrter Herr Kol-
lege, herzlich begrüßen und Ihnen unsere besten 
Wünsche für Ihre weitere Genesung aussprechen. 

(Beifall.) 

Wir kommen nunmehr zu dem Zusatzpunkt, den 
wir zu Beginn der Sitzung auf die Tagesordnung ge-
setzt haben: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstandsfra-
gen (15. Ausschuß) über die von der Bundes-
regierung beschlossene Sechste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 
(Waren der EGKS — 2. Halbjahr 1967) 
— Drucksachen V/2128, V/2143 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Lange 

Ich nehme an, daß eine Berichterstattung nicht 
notwendig ist. — Das Haus verzichtet, zumal der 
Herr Berichterstatter im Augenblick als Schriftführer 
festgehalten ist. 

Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine 
Gegenstimmen. Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 26 der Tagesord-
nung: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Schulze-Vorberg, Sänger, Dr. Burgbacher, 
Dr. Arnold, von Eckardt, Raffert, Rock und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Umsatzsteuergeset-
zes 
— Drucksache V/ 1874 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Wettbewerbsfähigkeit der Tageszeitun-
gen 
— Drucksache V/1722 — 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs unter Buch-
stabe a) hat der Abgeordnete Schulze-Vorberg das 
Wort. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! 
Vor den Sommerferien, am 13. Juni, hat eine Reihe 
von Kollegen der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion 
gemeinsam einen Antrag eingebracht, die deutschen 
Tageszeitungen im zweiten Halbjahr 1967 hinsicht-
lich ,des Vertriebserlöses von der Umsatzsteuer zu 
befreien. Die Grundüberlegung für diesen Antrag 
war, eine Gleichstellung unserer Zeitungen mit den 
Zeitungen im übrigen Europa zu erreichen. Es war 
ein Grundsatz, der hier in den verschiedenen Presse-
debatten aufgestellt worden ist — wenn ich mich 
recht erinnere, von allen Fraktionen, auch von der 
Bundesregierung unwidersprochen —, daß unsere 
Zeitungen und Zeitschriften grundsätzlich auch 
steuerlich nicht schlechter dastehen sollten als die 
Zeitungen in  ,unseren europäischen Nachbarländern. 

Wir wissen, daß die Sorge, die wir uns um die 
Vielfalt der Meinungen in unserem Lande machen 
müssen — weil nur so die Demokratie gesichert 
ist —, nicht allein mit steuerlichen Maßnahmen zu 
beheben ist. Wir wissen, daß es hier gewiß nicht 
nur um die Verleger geht. Es geht vor allem auch 
um die Leser, Hörer und Seher, um die Menschen, 
die durch publizistische Mittel erreicht werden, die 
gut, umfassend, ausführlich und durch verschiedene 
Medien unterrichtet werden sollen. Weiter geht es 
auch um die Journalisten. Dennoch glaubten wir, mit 
diesem Antrag direkt in Richtung auf die Zeitungs-
verleger für die Meinungsvielfalt etwas tun zu müs-
sen. 

Inzwischen sind einige Monate vergangen, einige 
Kommissionen haben gearbeitet und ihre Arbeit ab-
geschlossen. Die sogenannte Michel-Kommission hat 
langfristig über Jahre hinweg gearbeitet. Wir ver-
danken ihr eine Ausarbeitung, die nicht so sehr auf 
den Augenblick abgestellt ist, sondern über längere 
Zeitläufte informiert. Dabei behandelt sie vielleicht 
den letzten Zeitraum, das letzte Jahr, in dem ge-
wisse Krisenerscheinungen zutage getreten sind, 
nicht so gründlich. Das ist ein Nachteil, der durch die 
zweite von der Bundesregierung eingesetzte Kom-
mission  unter dem Präsidenten des Bundeskartell-
amtes, Günther, behoben wird; denn diese Kommis-
sion hat sich nun wirklich mit der aktuellen Lage 
befaßt. Wenn wir beiden Kommissionen, bevor wir 
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ganz gründlich in die Behandlung dieser Probleme 
einsteigen, unseren Dank sagen, so glaube ich, daß 
gerade die Günther-Kommission, die sehr konzen-
triert gearbeitet hat, unseren besonderen Dank ver-
dient, weil sie tatsächlich, was im Juni, Juli, August 
niemand voraussehen konnte, bis zu diesen ersten 
Oktobertagen ihren Bericht, einen ersten Bericht, 
erstattet hat. 

Aus diesem Bericht drängt sich für mich ein Ge-
danke ,auf, nämlich der Gedanke der Fürsorgepflicht 
der großen Verlage für die kleinen. Ein Ergebnis 
steht fest, daß es nämlich nicht nur eine Konkurrenz 
zwischen Rundfunk und Fernsehen einerseits und 
der Presse andererseits gibt, sondern eben auch die 

 Konkurrenz zwischen den Zeitungs- und Zeitschrif-
tenverlagen selbst. Diese Fürsorgepflicht der großen 
Verlage wird, so hoffe ich — und ich bin sicher, daß 
es so ist —, von  den  großen Verlagen selbst aner-
kannt. 

Unser Antrag zur Umsatzsteuerbefreiung gilt un-
terschiedslos für alle Zeitungen; die Befreiung sollte 
allen zugute kommen. 

Inzwischen hat Bundesfinanzminister Strauß unter 
dein 8. August an den Präsidenten des Bundesver-
bandes der Deutschen Zeitungsverleger, Dr. Anton 
Betz, ein Schreibengerichtet. Er hat auf die sehr 
unterschiedliche wirtschaftliche Situation der Ver-
lage hingewiesen und ist dann zu dem Ergebnis ge-
kommen: 

Unter den gegebenen Umständen halte ich eine 
gezielte, auf den Einzelfall abgestellte Billig-
keitsmaßnahme gemäß § 131 der Reichsabga-
benordnung für wirksamer als eine unter-
schiedslos und damit im Ergebnis auch unge-
recht wirkende generelle Umsatzsteuerbefrei-
ung. 

Nun, darüber wird man sich, wie der Ältestenrat 
Ihnen vorschlägt, in den beteiligten Ausschüssen 
unterhalten können und unterhalten müssen. 

Ich habe von der Günther-Kommission gespro-
chen, die für die weiteren Beratungen wirklich 
wesentliche und gar nicht zu überschätzende Aus-
sagen gemacht hat. Als ein Mann, der aus dem Rund-
funk kommt, glaube ich, den beteiligten Rundfunk-
intendanten Dank sagen zu sollen für die neun 
Beschränkungen, die sie von sich aus für einige 
Zeit im Werbefernsehen auf sich nehmen wollen. 
Diese Beschränkungen sind in der Denkschrift für 
jeden, der das tun will, nachzulesen. 

Ich bedauere es außerordentlich, daß einige be-
teiligte Verleger zum Schluß glaubten, nicht mehr 
mitarbeiten zu können. Wir wissen leider, daß die 
Verleger so beschäftigt waren, daß sie tatsächlich 
nur an einer oder zwei Sitzungen teilnahmen und 
sich dann vertreten ließen. Ich möchte hier einen 
ernsten Appell an die Verlegerschaft richten, sich 
der eigenen Probleme intensiv anzunehmen. Man 
kann nicht über eine Kommission klagen, wenn man 
vorher nicht intensiv genug in ihr mitgearbeitet 
hat. Es nützt nichts, in eine Sitzung zu kommen und 
dann zu sagen: künftig werde ich mich vertreten 
lassen. Wenn man die Lösung der Probleme voran-

bringen will, muß man sich hier wirklich auch selber 
stellen und selber in den Verhandlungen dabei sein. 
Es genügt nicht, hinterher nur zu klagen. 

Eine Zahl ist, glaube ich, für unsere weiteren Be-
ratungen von außerordentlicher Wichtigkeit. Wir 
haben in der Bundesrepublik 502 Tageszeitungen. 
Davon haben 361 — das sind 72 % — eine Auflage 
von weniger als 20 000. Diese Zahl ist insofern 
wichtig, als sich in der deutschen Politik zumindest 
eine Stimme erhoben hat, die forderte, daß kleine 
Zeitungen — Zeitungen bis zu einer Auflage von 
100 000, so hieß es zuerst — von jeder Förderung 
ausgeschlossen sein sollten. Ministerpräsident Heinz 
Kühn, der selber dem Journalismus eng verbunden 
ist, hatte gesagt, Zeitungen mit weniger als 100 000 
Exemplaren würden nicht überleben können. Er hat 
diese Zahl dann später korrigiert und gesagt: Das 
war ein Denkmodell; man müßte mit einem Com-
puter ausrechnen lassen, wo etwa die Grenze liegt; 
was dann unterhalb dieser Grenze liege, müsse von 
jeder Förderung ausgeschlossen werden. Diesen 
Gedankengang halten meine Freunde von der CDU/ 
CSU und ich für außerordentlich gefährlich; denn 
wir würden damit die Vielfalt der Meinungen, die 
wir alle in diesem Hause aufrechterhalten wollen, 
zerstören. Überlegen Sie einmal, daß 72 % der Zei-
tungen weniger als 20 000 Auflage haben. Das 
würde bedeuten, daß diese 72 % der Zeitungen mit 
Sicherheit verschwinden. Vor solchen Gedanken-
gängen mußte hier gewarnt werden, denn sie könn-
ten z. B. über den Bundesrat tatsächlich Eingang in 
unsere Beratungen finden. Wir sollten von Anfang 
an sagen: Stillegungsprämien etwa — das Schlag

-

wort ist hier im „General-Anzeiger" in einem Inter-
view mit Ministerpräsident Kühn zu finden — sollte 
es für. deutsche Zeitungen nicht geben. Im Gegen-
teil, wir sind daran interessiert, daß die Vielfalt 
unserer Zeitungen erhalten bleibt, nicht nur im 
Interesse der Verleger, sondern vor allem der Leser, 
also der deutschen Bürger und aller Journalisten. 
Darum bitte ich, unseren Antrag zu beraten und 

dabei die Berichte der beiden Kommissionen gebüh-
rend zu berücksichtigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Be-
gründung von Punkt b) hat der Abgeordnete 
Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der Freien Demokraten 
hat am 10. Mai den Antrag betreffend die Wettbe-
werbsfähigkeit der Tageszeitungen eingebracht, den 
Sie auf Drucksache V/1722 finden. Ich habe diesen 
Antrag heute zu begründen. Ich glaube, das Thema 
und die inzwischen eingetretenen Veränderungen in 
der Pressesituation u. a. durch die Kommissionsbe-
richte machen es notwendig, daß wir, bevor wir hier 
beschließen, auch das tun, was  Herr  Schulze-Vor-
berg vorgeschlagen hat, nämlich die Situation der 
Presse und der Massenmedien insgesamt einmal zu 
beleuchten. 

Wir müssen uns fragen: was ist das Ziel unserer 
Bemühungen hier in diesem Hohen Hause? Für 
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einen Liberalen und — so hoffe ich — auch für die 
anderen in diesem Hause kann die  Antwort nur 
lauten: die Vielfalt einer unabhängigen Presse, ein 
freier und fairer Wettbewerb im Informationsange-
bot. 

Wir haben im Art. 5 des Grundgesetzes das 
Grundrecht auf Meinungs-, auf Pressefreiheit. Das 

 ist ein Grundrecht, das Demokratie überhaupt erst 
ermöglicht. In der Tat handelt es sich hier nicht, wie 
gelegentlich aus manchen Verlautbarungen heraus-
gehört werden kann, um eine Freiheit der Verleger 
oder um die Freiheit von Journalisten, sondern es 
handelt sich um das Recht und um  die  Freiheit des 
Bürgers. Die  Aufgabe des Staates und damit auch 
die Aufgabe des  Parlaments als Gesetzgeber ist es, 
eine Ordnung zu schaffen oder zu sichern, in  der der 
Art. 5 des Grundgesetzes tatsächlich wirksam ist, in 
der  dieses Grundrecht praktiziert werden kann. 

Eine Frage, die sehr unterschiedlich beurteilt 
wird, ist, wie es um die Praktizierung dieses 
Grundrechtes steht. Die sogenannte Günther-Kom-
mission hat hierzu eine Menge kritischer Anmer-
kungen in ihrem vorläufigen Bericht gemacht. Ich 
glaube, sie hat diese Anmerkungen mit Recht  ge-
macht. 

Wir sind uns hoffentlich alle darüber einig — ich 
habe das aus den Worten meines Vorredners her-
ausgehört —, daß ein vielfältiges Angebot gerade 
auch mittlerer und kleinerer Zeitungen, die redak-
tionell leistungsfähig sind — das  ist sehr wichtig 
dabei —, für die Freiheit, für die Demokratie, für 
die parlamentarische Demokratie absolut notwendig 
bleibt, daß also eine Konzentration auf wenige 
größere oder große Organe unserer geschichtlichen 
Tradition und auch unseren Vorstellungen vom 
Wettbewerb in  der  Demokratie nicht gerecht wer-
den könnte. 

Wenn wir sagen, daß wir gerade die mittleren 
und kleineren Zeitungen, die  regional verankert 
sind, fördern möchten und — was zur Zeit wichtiger 
ist — erhalten wollen, dann müssen wir uns darüber 
im klaren sein, daß gerade die kleineren Blätter 
von Natur aus .außerordentliche Nachteile im Wett-
bewerb haben. Denn sie haben im allgemeinen hö-
here fixe Kosten pro Exemplar. Denken Sie an die 
Grundkosten des  Personals, auch !der Redaktion, 
aber auch der Herstellung, des Druckes. Sie  haben 
jetzt einen zweiten Nachteil, der  sich in  einem 
Jahr mit abflachender Konjunktur außerordentlich 
bemerkbar macht. Sie leiden nämlich unter einer 
Konzentration der überregionalen Werbung, oft 
auch Markenartikel-Werbung genannt, in  den Zeit-
schriften, in Funk und Fernsehen und in den soge-
nannten täglichen Kaufzeitungen, früher Boulevard-
Presse genannt. 

Es ist zwar nicht immer ganz verständlich, wieso 
diese Konzentration zustande kam, weil ja die Lese-
intensität bei der regionalen Presse unter Umstän-
den wesentlich höher ist als bei den Blättern, in 
denen diese Anzeigen jetzt zu finden sind. Ich denke 
jetzt vor allem an die Boulevard-Presse. Aber es ist 
eine Tatsache, die wir einfach registrieren müssen, 
eine Tatsache, die übrigens, wie mir scheint, auch 

die Bundesregierung für unabänderlich hält; sonst 
hätte sie ja nicht entgegen den Empfehlungen der 
Günther-Kommission ausgerechnet bei ihrer ersten 
Anzeigenkampagne alle mittleren und kleineren Zei-
tungen ausgeschlossen. Das ist doch eine besondere 
Fehlleistung dieser Bundesregierung, für die es 
keine vernünftige Begründung geben kann. Sie wi-
derspricht genau dem, was sie selbst in ihrem eige-
nen Bericht der Öffentlichkeit vorgelegt hat. Daher 
muß man fragen, ob die Rechte nicht weiß, was die 
Linke tut, oder umgekehrt; das ist manchmal schwer 
auseinanderzuhalten. Jedenfalls ist das Bundes-
presseamt schlecht beraten  gewesen, als es diese 
Anzeigenkampagne mit dieser Streuung startete, da-
mit erweckt es den Eindruck — der  nach meiner 
Kenntnis der Lage falsch ist —, daß bestimmte 
größere überregionale Zeitungen eine wesentlich 
größere Werbewirksamkeit hätten als die  regiona-
len Blätter. 

An sich könnten wir als Opposition für diesen 
Fehler der Bundesregierung höchst dankbar sein; 
denn die Bundesregierung scheint zu verkennen, 
welche Intensität der Werbung gerade in den mitt-
leren und kleineren regionalen Zeitungen möglich 
ist. Aber daß hier in diesem Hause noch viel über 
diese Fragen debattiert werden muß, zeigt, glaube 
ich, dieser Vorfall, den ich eben angeführt habe. Es 
war leider keine Gelegenheit mehr, diese Frage in 
dieser Woche in der Fragestunde zu behandeln. Sie 
steht nun auf der Tagesordnung der nächsten 
Woche. Ich will es deshalb damit bewenden lassen. 
Vielleicht fällt dem Sprecher der Bundesregierung 
inzwischen eine bessere Erklärung ein, als er sie 
kürzlich gegeben hat. 

In einem anderen Zusammenhang ist die Frage 
der Anzeigenkonzentration auf die größeren Blätter 
für den Antrag, den wir hier gestellt haben, sehr er-
heblich. Es ist zu prüfen, ob diese Konzentration 
der überregionalen Anzeigen, der Markenartikel

-

Anzeigen, nicht auch durch die Möglichkeiten des 
Druckes bedingt ist. Ohne Zweifel hat der Farbdruck 
bei Zeitschriften eine große Anziehungskraft auf 
die Inserenten ausgeübt, und ohne Zweifel ist auch 
der Druck mancher größerer Zeitungen leistungs-
fähiger als der einer kleineren Zeitung, die sich aus 
Kapitalschwäche noch mit einer älteren Druckanlage 
begnügen muß. Das ist eine Frage, die für die Kon-
kurrenzfähigkeit, für den Wettbewerb der Presse 
von großer Bedeutung ist. 

Aber wir stehen jetzt an einem Wendepunkt, des-
sen Bedeutung sicherlich in zehn Jahren klar er-
kannt werden wird. Ich meine den Beginn des Farb-
fernsehens. Eines Tages wird sicherlich eine stark 
Pression ausgeübt werden, auch Farbfernsehwer-
bung in großem Umfang zuzulassen. Herr Dr. 
Schulze-Vorberg hat ja eben mehr oder weniger deut-
lich gesagt, daß die Selbstbeschränkung der Fern-
seh- und Rundfunkanstalten offensichtlich vorläufi-
gen Charakter habe. Er geht also anscheinend davon 
aus, daß man die Werbezeiten — also auch später 
beim Farbfernsehen — wieder ausweiten wird. Was 
das bedeutet, — — 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Das ist eine 
völlige Fehlinterpretation!) 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 123. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Oktober 1967 	6203 

Moersch 
— Dann wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie das 
nachher berichtigten. Es hat jedenfalls so geklun-
gen, als wenn Sie das eingeschränkt haben. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Ein Stillhalte

-

Abkommen ist geschlossen!) 

— Sie haben gesagt „vorläufig", Herr Dr. Schulze

-

Vorberg. Ich habe das so gehört, wie Sie es gesagt 
haben. Wenn Sie es anders gemeint haben, ist es 
Ihre Sache, das hier zu interpretieren. Aber ich 
möchte heute schon darauf hinweisen, daß hier 
künftig eine Gefahr für Zeitungen und Zeitschrif-
ten droht, die gar nicht groß genug eingeschätzt 
werden kann, 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Da sind wir 
uns einig!) 

weil hier natürlich mit ungeheuren Kosten gewor-
ben werden wird, so daß sich die Werbung künftig 
noch stärker auf diese wenigen großen Massen-
medien konzentriert und damit die Zeitungen, die 
nicht einen hervorragenden Vierfarbendruck lie-
fern können, noch stärker von dieser Werbung aus-
geschlossen werden. 

Es ist ja so, daß durch diese phantastische Hunder-
tausender-Grenze bei Zeitungen, die vernünftiger-
weise durch nichts zu belegen ist außer vielleicht 
durch die Tatsache, daß man einen Tausender-Preis 
bei Hunderttausend leichter ausrechnen kann als bei 
80 000, heute Zeitungen von einer überregionalen 
Werbung ausgeschlossen werden, die in einem dich-
ten Verbreitungsgebiet liegen und die . vielleicht 
eine Auflage von 70 000 oder 80 000 haben. Mir ist 
ein Fall bekannt, wo eine sehr angesehene Zeitung 
für diesen Winter nur ein einziges Zigaretteninse-
rat bekommen hat, lediglich weil sie eben unter 
einer bestimmten Auflagengrenze liegt, so daß die 
Werbeagentur offensichtlich Mühe hatte, die Dinge 
im einzelnen auszurechnen, und sich dann lieber auf 
wenige große beschränkt hat, was natürlich bei der 
Art der Provision die Arbeit erleichtert. 

Das sind Dinge, die auch die Inserenten einmal 
untersuchen müßten. Sie geben zum Teil Millionen 
für diese Dinge aus, um dann so ohne wirklichen 
Sinn und Verstand bedient zu werden, und zwar am 
Ende auf Kosten einer allgemeinen Wettbewerbs-
gleichheit von Zeitungen, die wir als Demokraten 
jedenfalls am Leben erhalten möchten und die wir 
nicht einer sinnlosen Verteilung von Werbeaufträ-
gen geopfert sehen möchten. Das heißt also, wir müs-
sen jetzt erkennen, daß in der Insertion die Konzen-
tration auf die Farbe stärker wird, auch beim Fern-
sehen, und daß wir deshalb denen Investitions-
erleichterungen schaffen sollten, die bereits voraus-
schauend disponieren wollen und müssen. 

Deswegen kann unser Antrag auf Gewährung von 
besseren Kreditbedingungen für solche Häuser und 
Verlage im wesentlichen nur einen ganz bestimmten 
Kreis umfassen. Er sollte nicht auf eine ganz breite 
Streuung abzielen; er sollte diejenigen begünstigen, 
die sonst in fünf oder auch in zehn Jahren ihre Wett-
bewerbschance verloren haben werden. Das ist also 
kein Antrag allein für die jetzige Situation, die 
durch den Konjunkturrückgang außergewöhnlich ist 
— das wissen wir —, sondern das ist ein Antrag, der  

hauptsächlich auch auf die Zukunft ausgerichtet ist. 
Ich hoffe, daß die Bundesregierung später entpre-
chend dem Sinn dieses Antrages handeln wird. 

Unser Vorschlag entspricht etwa — ich sage es 
noch einmal: er ist vom Mai — den ersten Vorschlä-
gen, die die Günther-Kommission jetzt in einem 
vorläufigen Bericht gemacht hat. Dabei wollen wir 
nicht vergessen, daß hier ganz wesentlich die Selbst-
hilfe der Presse mitwirken müßte oder sollte. Nur 
bin ich im Gegensatz zu meinem Vorredner, Dr. 
Schulze-Vorberg, hinsichtlich der „Menschenfreund-
lichkeit" von großen Verlagshäusern nicht ganz so 
optimistisch; denn es handelt sich hier schließlich um 
Leute, die Geld verdienen wollen und auch Geld 
verdienen müssen; das ist ihr gutes Recht. In Geld-
fragen hört die Menschenfreundlichkeit aber sehr oft 
auf. Die Presse ist schließlich keine Institution, die 
mit dem Beamtenrecht oder der Fürsorgepflicht für 
die Beamten gleichgestellt werden könnte. Das wol-
len wir auch gar nicht. Es mag sein, daß die Menta-
lität des Kollegen Dr. Schulze-Vorberg durch seine 
Erfahrung in einer großen Rundfunkstation etwas 
anders ist als die Mentalität desjenigen, der in einem 
freien Verlagsunternehmen tätig gewesen ist. Das 
will ich Ihnen gern zugute halten. Ich meine aber, 
wir sollten hier nicht die Lage verkennen, sondern 
Realisten sein. Herr Dr. Schulze-Vorberg, mit Ge-
sundbeten ist das Problem nicht zu lösen, 

(Beifall bei der FDP) 

vor allen Dingen da einige der Leute, die es betrifft, 
ja selbst gar nicht — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wozu Sie ge

-

radezu klassisch geeignet wären!) 

— Da Betroffene sich ja bereits selbst als Missio-
nare betätigen, werden Sie mit Ihrem Bemühen, sie 
gesund zu beten, kaum Erfolg haben. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das war eine 
schlechte Replik!) 

— Entschuldigen Sie: auf wen? 

Eine weitere Frage, die wir dabei stellen müssen 
— in diesem Punkt ergänzen wir ein wenig den Be-
richt der Kommission —, eine Frage, die man ganz 
entscheidend aufgreifen muß — das wäre dann die 
rechtliche Grundlage für Ihre menschenfreundliche 
Haltung, Herr Dr. Schulze-Vorberg —, ist die, ob wir 
wirklich bei einer allgemeinen Umlage für einen 
Kreditfonds die Auflagenzahl linear ansetzen, oder 
ob wir — wie bei der Einkommensteuer — von 
einer Progression ausgehen. Das ist eine Frage, die 
wir in der Zukunft ernsthaft prüfen sollten. Ich sehe 
nicht ein, weshalb wir nicht eine Progression über-
legen sollten. Ich habe vorhin schon gesagt, daß die 
Fixposten bei den kleineren Unternehmen auf jeden 
Fall größer sind als bei den großen. Damit wäre es 
auch eine Frage der Gerechtigkeit. Ob das verfas-
sungsrechtlich möglich ist, ist ein ganz anderes Pro-
blem. Jedenfalls sollten wir uns in den Ausschüssen 
des Bundestages um Sachverständige bemühen, die 
diese Frage klären können. 

Weiter muß man sich überlegen, ob man die Ta-
geszeitungen, die politische Presse, im allgemeinen 
getrennt sehen und auch getrennt fördern kann, wie 



6204 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 123. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Oktober 1967 

Moersch 
es zunächst unserem Antrag entspricht, oder ob man 
nicht — wie in der Kommission vorgeschlagen — 
einen allgemeinen Fonds bildet. Dann hätte man 
auch die Frage nach der Beteiligung der Zeitschriften 
und der Zeitschriftenverlage zu stellen. Es gibt ja 
ohnedies sehr viele gemischte Häuser, und der 
Markt hat sich sehr stark zu den Zeitschriften hin 
verlagert, wobei man nicht immer genau abgrenzen 
kann, wieweit sie politisch von Bedeutung sind oder 
wieweit sie Papier bedrucken, um damit die Mensch-
heit zu unterhalten. 

Man sollte dabei nicht vergessen, daß der Bundes-
tag — ohne das natürlich im einzelnen zu wollen, 
aber doch generell — mit der Einführung der Mehr-
wertsteuer einen Schritt in Richtung Chancengleich-
heit für die kleineren und mittleren Betriebe in die-
sem Jahr getan hat. Ohne Zweifel kann das ein 
wichtiger Beitrag zur Dekonzentration innerhalb 
des Verlagswesens sein; denn dadurch kann die 
deutsche Tradition, daß eben zur Herausgabe einer 
Zeitung möglichst auch die eigene Druckerei und 
der eigene Vertrieb gehören, zum erstenmal geän-
dert werden, wenn sich das als notwendig erweist, 
weil es jetzt keine Rolle mehr spielt, ob die gleiche 
Firma alle Produktionsgänge in der Hand hat oder 
ob diese Produktionsgänge auf verschiedene Firmen 
verteilt werden. Das wird im nächsten Jahr umsatz-
steuerrechtlich und hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Wirkung der Umsatzsteuer gleichgültig sein. 

Jetzt besteht die Chance, durch eine Kooperation 
im Druck, in der technischen Herstellung und im 
Vertrieb gemeinsam Kosten zu sparen. Ich bin mir 
darüber im klaren, welche umstürzlerischen Vor-
schläge das für viele Verleger, gerade für die klei-
neren und mittleren Zeitungen, sind, denen eben 
an der eigenen Druckerei und dem eigenen Ver-
trieb sehr viel gelegen ist. Wir müssen uns sicher-
lich ernsthaft die Frage stellen, ob wir sinnvoller-
weise mit öffentlicher Hilfe Investitionen begünsti-
gen, von denen wir heute schon wissen, daß sie im 
Grunde genommen nur wenige Stunden am Tag aus-
genützt werden können. Wir müssen uns überlegen, 
ob man nicht vor allem diejenigen Investitionen be-
günstigen sollte, bei denen es sich um eine genos-
senschaftliche Art der Druckerei oder um eine Ko-
operation der verschiedenen Verlage in der tech-
nischen Herstellung handelt, und ob man nicht fer-
ner vor allem diejenigen begünstigen sollte, die 
neue Wege, etwa im Vertrieb, gehen. Der Vertrieb 
ist das Gebiet, das in der Zukunft ganz besondere 
Schwierigkeiten bereiten wird und heute schon sehr 
hohe Kosten verursacht. Darüber wäre dann im 
Zusammenhang mit den Postgebühren sicherlich 
noch manches zu sagen. 

Die Hauptschwierigkeit, eine solche Kooperation 
einzuführen und sie dann auch entsprechend durch 
Begünstigung zu fördern, liegt natürlich in der 
traditionellen Erscheinungsweise fast aller Zeitun-
gen am frühen Morgen. Das wäre dann nicht auf-
rechtzuerhalten und nicht mehr wirtschaftlich. Sonst 
bliebe eine solche Kooperation sinnlos. 

Unter allen Umständen aber müssen wir über-
legen, wie wir zu einem Gesamtkatalog von Hilfs-
maßnahmen kommen und wie wir diejenigen be

-

sonders unterstützen können, die sich für eine wirt-
schaftlich sinnvolle Kooperation und damit für eine 
bessere Wettbewerbsfähigkeit entscheiden. Denn 
vergessen Sie bitte nicht: für uns, die wir vor allem 
den Art. 5 des Grundgesetzes zu beachten haben, ist 
entscheidend, daß die Redaktion unabhängig infor-
mieren kann. Redaktion, Verlag und Anzeigenab-
teilung gehören zusammen. Ob Druck und Vertrieb 
unbedingt dazugehören, ist im Grund eine sekun-
däre Frage. Das kann man einmal anders lösen. 
Historisch ist die Zeitung als Einheit aller Sparten 
gewachsen. Aber wir haben jetzt eben einen Zu-
stand, bei dem man unter Umständen auf liebge-
wordene Traditionen einmal verzichten muß. 

Ein Zweites. Wir sollten uns diese Hilfsmaßnah-
men, die die Kommission andeutungsweise schon 
empfiehlt, vor allem für diejenigen vornehmen, die 
in einem regionalen Wettbewerb stehen. Die Auf-
lagenhöhe, die zum Teil als Bemessungsart gefor-
dert wird, ist kein Maßstab, den wir anlegen kön-
nen. Sie können bei einer Auflagenhöhe von 30 000 
oder 50 000 mit einem regionalen Monopol hervor-
ragende Gewinne erzielen, und das ist bis zum 
heutigen Tag sicherlich der Fall. Entscheidend bleibt 
vielmehr, daß wir auch den regionalen Wettbewerb 
fördern, das heißt, daß wir denjenigen, der den Mut 
hat, eine zweite oder dritte Zeitung in einem Ver-
breitungsgebiet am Leben zu erhalten und weiter 
herauszugeben, für diesen Mut insofern fördern, als 
wir ihm auch die Wettbewerbschancen bieten und 
seine Chancen sogar vergrößern, daß wir aber nicht 
denjenigen fördern, der ohnehin eine Monopolstel-
lung am Markt hat. Die Auflagenziffer spielt dabei 
eine geringe Rolle. Das haben wir kürzlich in Düs-
seldorf — anscheinend oder scheinbar; ich weiß 
nicht, was hier das richtige Wort ist — bei der 
Einstellung eines Blattes gesehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein Weiteres — das ist hier vorhin nur angeklun-
gen —: Wir haben ernsthaft die Frage zu stellen, ob 
wir denn überall genug Zeitungen haben. Wir 
haben gehört, daß wir mehrere hundert Blätter 
haben. Aber wir haben in vielen Gegenden zweifel-
los immer eine zu wenig, nämlich überall dort, wo 
nur eine einzige existiert. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Das heißt, wir müssen auch diejenigen fördern 
können, die den Mut haben, in einem bestimmten 
Gebiet eine Tageszeitung zu gründen. Dazu gehören 
in der Tat Mut und Geld, aber es gehört dazu auch 
das Gefühl, daß man nicht im Wettbewerb gegen-
über dem, der bereits da ist, von vornherein hoff-
nungslos benachteiligt ist. Man muß auch eine 
Chance bekommen, wenn schon Mittel oder Kredite 
von der öffentlichen Hand bereitgestellt werden. 

Um es noch einmal zu sagen und um nicht miß-
verstanden zu werden: die Kooperation in allen 
technischen Bereichen — und ich rechne den Ver-
trieb dazu — ist eine gute Sache. Die Kooperation 
in der redaktionellen Gestaltung muß nicht gut sein, 
ja sie kann außerordentlich nachteilig sein. Gerade 
die Vielfalt einzelner selbständiger Redaktionen ist 
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notwendig. Dabei gehe ich davon aus, daß die Redak-
tionen so besetzt sein müssen, daß sie wirklich 
selbständig arbeiten können und daß sie nicht unbe-
sehen nur die Manuskripte fremder Agenturen und 
anderes in Satz geben müssen. 

(Zuruf von der FDP: Vor allen Dingen vom 
Bundespresseamt!) 

— Na ja, die Leistungsfähigkeit dort ist so begrenzt, 
daß davon oft wenig Gefahr ausgeht, abgedruckt zu 
werden. 

(Heiterkeit.) 

Die technische Kooperation ist also wichtiger. Sie 
ist auch vorrangig, um den Sinn des Art. 5 zu er-
füllen. Vor der redaktionellen Konzentration muß 
dagegen nachdrücklich gewarnt werden, nicht nur 
weil es auch die Berufsfreiheit der Journalisten be-
rührt, sondern vor allem deswegen, weil der Leser 
einen Anspruch gerade auf die Vielfalt von Infor-
mationen und Meinungen hat. Das heißt, der Inhalt 
muß individuell sein. Über alle anderen Fragen muß 
man und kann man reden. 

Dann wird es notwendig sein, über die Frage zu 
diskutieren, wie sich gewisse Monopole auf unsere 
Zeitungslandschaft auswirken. Wenn ich die Frage 
der Neugründungen anschneide, denke ich gerade 
an das zweifellos bestehende Problem des Ver-
triebsmonopols eines einzelnen Verlagshauses. 
Wenn es wahr ist — und es ist wahr —, daß sehr 
viele deutsche Zeitungsgroßhändler und Zeitschrif-
tengroßhändler ihren Umsatz zu 50 bis 60 % mit 
einem einzigen Verlagshaus tätigen, dann ist auch 
ganz klar, daß derjenige, der die Absicht hat, gegen 
dieses Haus in Wettbewerb zu treten — nämlich 
gegen das  Haus Springer —, es ungleich schwerer 
hat, überhaupt gut sichtbar an die Verkaufsstände 
zu gelangen, als jemand, der bereits eine starke 
Marktposition besitzt. Das ist andeutungsweise in 
dem Bericht der Günther-Kommission mit gesagt 
worden. Aber das scheint mir ein Punkt zu sein, 
der im Grunde genommen wettbewerbsrechtliche 
Fragen berührt, die von der Regierung längst die-
sem Hause hätten vorgelegt und gelöst werden 
müssen. Denn hier handelt es sich eindeutig um 
eine Machtposition, die in unserer freien Wett-
bewerbsordnung eigentlich keinen Platz haben darf, 
eine Machtposition, die Neugründungen aufs 
schwerste behindert — Sie können es zum Teil an 
einigen Zahlen ablesen — und natürlicherweise be-
hindern muß; da hilft auch gutes Zureden und da 
helfen gute Versicherungen nichts. Jeder einzelne, 
der sich in dieser Position befindet, wird versuchen, 
Wettbewerber, die Neugründungen vorhaben, von 
vornherein vom Markt abzuhalten oder ihnen 
Schwierigkeiten zu machen. Das gilt nicht nur dann, 
wenn diese Wettbewerber Attacken gegen den 
Großen reiten — wie es bei „Pardon" einmal im 
Kölner Raum geschehen ist —, sondern auch, wenn 
sie schlichtweg Wettbewerber auf dem Anzeigen-
markt zu werden drohen, wenn sie also den Kuchen 
anders verteilen möchten, der dadurch, daß ein 
Neuer auftritt, insgesamt nicht größer wird. 

In dem Zusammenhang sollten wir nicht über-
sehen, welch eminenter politischer Faktor die Deut

-

sche Bundespost in der Frage der Presse- und Mei-
nungsfreiheit ist. Die neue Gebührenordnung ist 
weder sinnvoll noch nützlich im einzelnen, denn 
sie begünstigt zum Teil die weniger oft erscheinen-
den Blätter und benachteiligt diejenigen, die täglich 
erscheinen. Das hat auch die Kommission fest-
gestellt. Es ist nahezu unfaßlich, daß es bisher nicht 
gelungen sein sollte, im Bundeskabinett mit der 
Post abzustimmen, was eigentlich durch eine Ände-
rung der Postgebühren für eine wirkliche Vielfalt 
der Informationen und der Meinungen getan wer-
den kann. Die Situation ist durch die Änderung der 
Postgebühren für viele kleine und mittlere Verlage 
erheblich verschlechtert worden, vor allem auch 
für die meinungsbildenden Wochenblätter und die 
überregionalen Tageszeitungen. Es wird notwendig 
sein, einmal von unabhängiger Seite klären zu 
lassen, ob die Kosten für den Postzeitungsdienst, 
die uns hier vorgerechnet werden, wirklich so sind 
oder so sein müssen. Es wird auch notwendig sein, 
zu fragen, ob die betroffenen Verleger eigentlich 
bisher ganz sinnvolle Vorschläge gemacht haben, 
um die Kosten zu senken; das muß man bei dieser 
Sache mit berücksichtigen. Aber die Initiative und 
das Interesse an einem funktionierenden Vertrieb 
über die Post müssen schließlich auch bei .der ver-
antwortlichen Regierung sein und können nicht 
dem Fachressort und einigen wenigen Leuten darin 
überlassen bleiben. Das ist bisher viel zu wenig 
berücksichtigt worden. 

Die Antworten, .die wir früher im Bundestag vom 
Ressortminister auf entsprechende Fragen bekom-
men haben, waren alles andere als befriedigend, ja, 
zum Teil konnte man sich darüber ärgern, weil das 
politische Problem hier überhaupt beiseite gescho-
ben wurde. Wer aber den Anspruch erhebt, als 
Ressortminister in einem Bundeskabinett politisch 
mitzureden, muß auch politisch mitdenken, wenn es 
um solche Fragen geht, und kann sich nicht auf den 
Fachstandpunkt zurückziehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Was wir heute mit unserem Antrag vorhaben, ist 
lediglich ein erster Schritt zur Verbesserung der 
Chancengleichheit auf einem außerordentlich wich-
tigen Gebiet. Mehr kann es nicht sein. Aber es ist 
meiner Ansicht nach ein wichtiger Schritt. Ich 
möchte Sie deshalb gleich bitten, diesen Antrag 
nicht erst an die Ausschüsse zu überweisen, sondern 
ihm sofort zuzustimmen. Er ist nach Meinung des 
Ressortministers, des Bundesschatzministers, durch-
aus so zu akzeptieren, weil die Ausführungsbestim-
mungen im Schatzministerium doch noch im einzel-
nen erarbeitet werden müssen. Wir haben den An-
trag so gehalten, daß Sie sich nicht zu genieren 
brauchen, ihn sofort — ohne Überweisung — anzu-
nehmen. 

Bitte bedenken Sie dabei — das muß man an die 
Adresse der Verleger und Journalisten sagen —, 
daß diese Gruppen hier nicht allein für ihre eigene 
Interessenlage sprechen und zu sprechen haben, 
sondern auch als Anwälte des Bürgers für dessen 
Recht auf freie Information. 

Es hat sich für den Bundestag gewiß etwas schrill 
und schlecht angehört, als in jüngster Zeit einmal 
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Rundschreiben aus der Verbandsperspektive ver-
schickt wurden, in denen so getan wurde, als ob die 
Journalisten in der Frage der Meinungs- und Presse-
freiheit eine völlig sekundäre Rolle spielten. Kol-
lege Sänger hat darauf ebenfalls öffentlich hinge-
wiesen. Ich glaube, es wäre schlecht, wenn es nicht 
gelingen sollte — ich meine, es muß gelingen —, 
daß Verleger und Journalisten zusammenarbeiten; 
denn ihre wirklichen Interessen und das Interesse 
der Öffentlichkeit decken sich vollständig. 

Was der Sache besonders nützlich ist — das muß 
man einmal gegenüber manchen ärgerlichen Ein-
wänden auch von Ihrer Seite, aus der Mitte des 
Hauses, hervorheben —, ist nun einmal die offene 
Kritik der Presse an der Presse selbst. Daß durch 
eine Diskussion in den letzten Monaten die gegen-
seitige Kritik überhaupt ermöglicht wurde, halte ich 
für außerordentlich verdienstvoll. Es ist z. B. auch 
für die Öffentlichkeit außerordentlich wichtig und 
nützlich gewesen, daß einige Verleger selber zur 
Feder gegriffen haben. Auf diese Weise kann sich 
die Öffentlichkeit nun wirklich ein eigenes Urteil 
über das Gedankengebäude von Verlegern bilden, 
die selber zur Feder greifen, um sich in eigener 
Sache zu verteidigen. Das ist sicherlich ein wichti-
ger Faktor der Meinungsbildung und auch ein wich-
tiger Faktor zur Information der Bürger, die sonst 
nicht so genau wissen, aus welchen Gründen man 
eine Zeitung herausgibt. Auch das sollte man nicht 
übersehen und nicht gering achten. 

Es wäre zu hoffen, daß die öffentliche Erörterung 
dieser Fragen dazu beiträgt, daß sich künftig die 
Leser und auch die Inserenten mehr als bisher vom 
Qualitätsgesichtspunkt bei Presseerzeugnissen be-
eindrucken lassen. Derjenige, der sich bemüht, eine 
qualitativ gute Information zu liefern, sollte nicht 
bestraft, sondern durch entsprechenden geschäft-
lichen Erfolg belohnt werden. 

Wir haben der Kommission, der Präsident Gün-
ther vorgesessen hat, vor allem dafür zu danken, 
daß sie eine rasche Arbeit geleistet hat. Ich be-
dauere ebenso wie Herr Dr. Schulze-Vorberg, daß 
zwei Verleger vorzeitig aus der Kommission aus-
geschieden sind. Dabei muß man die Frage stellen, 
was sich diese beiden Mitglieder, als sie in die 
Kommission gingen, über das, was dort verhandelt 
würde, wohl gedacht haben, wenn sie nachher 
wütend ausgezogen sind. Offensichtlich ist eine 
erhebliche Fehlinformation über die Lage vorhanden 
gewesen. Das läßt nicht darauf schließen, daß bei 
ihren eigenen Blättern eine besonders gute Infor-
mation vorhanden ist. Denn die beiden Mitglieder 
wußten wohl zuwenig über die Gesichtspunkte, 
die die Mehrheit dieses Hauses und die Mehrheit 
der deutschen Öffentlichkeit zur Frage der Presse-
konzentration vortragen wird. 

Ich bedaure ein wenig — das muß ich sagen, wenn 
ich den Kommissionsbericht lese —, daß unser frü-
herer Kollege Dr. Bucerius diesem Hause nicht mehr 
angehört; denn man glaubt in diesem Bericht sehr 
stark den Einfluß von Dr. Bucerius zu spüren. Er 
hätte bei all diesen Debatten zweifellos zu einer 
großen Belebung beigetragen. Er ist leider, wie Sie 
wissen — das muß man wiederholen —, das Opfer 

einer Überschrift geworden, die einer seiner Redak-
teure gemacht hat und die seinen Kollegen von der 
Union sehr mißfallen hat, nämlich ob in der Hölle 
wirklich ein Feuer brennt. Ich hätte sehr gern, daß 
das Feuer von Dr. Bucerius hier in diesem Hause 
wieder einmal brennen könnte; denn er hätte uns 
sicher manches fachlich sehr Nützliche dazu zu 
sagen gehabt. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Stellen Sie ihn 
doch bei der FDP auf!) 

— Herr Dr. Zimmermann,  das  ist eine ausgezeich-
nete Anregung. Aber ich hätte Ihnen gewünscht, 
daß Sie einen so sachkundigen Mann weiter i n. 

 Ihren Reihen behalten hätten und ihn nicht damals 
hinausgegrault hätten, weil Sie in Ihrer Fraktion 
etwas merkwürdige Vorstellungen von Informa-
tions- und Pressefreiheit hatten. Die Pressefrei-
heit besteht auch darin, daß einer eine törichte 
Überschrift machen kann. Das gehört selbstver-
ständlich dazu, und das müssen wir ihm auch lassen. 
Wir halten ,den Leser für so mündig, daß er es durch 
Kauf oder Nichtkauf beurteilt. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Selbst die Über

-

schrift: „FDP fällt wieder um" ist zulässig!) 

— Ob sie richtig ist, ist eine ganz andere Frage, 
Herr Dr. Zimmermann. 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: Sie ist immer 
wieder richtig!) 

Daß Sie sich so munter hier beteiligen, scheint mir 
der Beweis dafür zu sein, daß Sie Ihre Stellung in 
der Fraktion wieder gefestigt haben. Das ist auch 
erfreulich. 

Was Dr. Bucerius betrifft, nenne ich diesen Na-
men nur stellvertretend für alle anderen Mitglieder 
der Kommission, die dort geblieben sind und mit-
gearbeitet haben. Denen, (die ausgetreten sind, kann 
man natürlich nicht danken. Vielleicht muß man 
ihnen dankbar dafür sein, daß sie die Interessen-
lage und (die Spannungen so deutlich gemacht haben 
und daß sie damit auch ,den guten Glauben von 
Herrn Dr. Schulze-Vorberg, den er heute morgen 
geäußert hat, schon im vorhinein widerlegt haben. 
Das ist wohl ebenfalls daraus zu schließen. 

Aber man wird, wenn man die Arbeit dieser Kom-
mission betrachtet und das, was wir hier zu debat-
tieren haben, um eine Frage nicht herumkommen. 

(Ahg. Dr. Kliesing: Das haben wir heute 
gar nicht zu debattieren!) 

— Entschuldigen Sie, Idas ist hier von meinem Vor-
redner angef "ehrt worden, Herr Dr. Kliesing. Sie 
können nicht so tun, ,als ob das nicht in der Welt 
wäre. Auch Sie werden Ihre Kenntnisse daraus be-
ziehen. 

(Abg. Dr. Kliesing: Auf der Tagesordnung 
steht Ihr Antrag!) 

Man muß die Frage stellen, ob eigentlich in der 
Vergangenheit von der Mehrheit in diesem Hause 
— und die CDU/CSU hatte lange Zeit allein die 
Mehrheit — wirklich der rechte Gebrauch gemacht 
worden  ist,  zu einer Zeit nämlich, als sich Entwick-
lungen abzeichneten, die wir heute zum Teil be- 
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klagen und jetzt korrigieren wollen, etwa das Auf-
kommen des Fernsehens als Massenmedium, nicht 
zuletzt das Aufkommen des Werbefernsehens und 
die Frage von Vertriebsmonopolen. Auch das  war 
vor zehn Jahren schon ziemlich deutlich sichtbar. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Wo waren denn 
damals Anträge, Herr Moersch? Sie hätten 
doch wenigstens Anträge stellen können!) 

— Das konnte ich leider nicht. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Die FDP aber 
doch! Wo sind denn die Anträgegewesen?) 

— Nach meiner Kenntnis der Sache — — 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Das ist doch 
dumm, hier der CDU Vorwürfe zu machen! 
Die FDP war doch von Anfang an auch im 

Bundestag!) 

— Ich wäre an Ihrer Stelle etwas vorsichtig. Was 
nämlich die fachliche Verantwortung betrifft — ich 
werde gleich auf den Punkt kommen, auf den es hier 
ankommt, das Kartellrecht, Herr Dr. Schulze-Vor-
berg —, hat das wenig Sinn, was Sie hier sagen. 
Wenn große Ministerien Hunderte von Beamten 
haben, die dafür bezahlt werden, daß sie diese 
Dinge beobachten und den Bundestag informieren, 
dann können Sie nicht einzelnen Bundestagsabge-
ordneten vorhalten, sie selbst hätten da nichts ge-
tan. Das ist doch zunächst einmal Sache der Exe-
kutive, solche Dinge zu beobachten. Es ist ja so ge-
wesen, Herr Dr. Schulze-Vorberg, daß über diese 
Fragen gesprochen wurde. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: In der Exe

-

kutive waren Sie aber auch!) 

— Herr Schmitt-Vockenhausen, Sie sind auf der völ-
lig falschen Hochzeit, wenn Sie jetzt einen Zwischen-
ruf machen. Das ist nämlich ein ganz anderer Punkt, 
von dem ich spreche. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie waren 
doch in der Regierung! — Abg. Dr. Schulze

-

Vorberg: Sie haben doch eben ausdrücklich 
das Parlament angesprochen!) 

— Ich weiß gar nicht, warum Sie so nervös sind. 
Warten Sie doch einmal ab, auf was es hier an-
kommt. Dann werden Sie Ihren Zeitplan heraus-
ziehen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie gehen 
doch schon über die Begründung hinaus!) 

— Herr Schmitt-Vockenhausen, daß Sie unschuldig 
gesprochen werden in dieser Frage, ist doch voll-
kommen klar. Das ist der Unterschied zu Ihren Kol-
legen aus der Koalitionsfraktion. 

Hier geht es darum, daß damals bei der Beratung 
des Kartellrechts und der Wettbewerbsordnung — 
aus naheliegenden Gründen, wie man wohl anneh-
men muß — die Frage der Presse ausgeklammert 
worden ist. Der damalige Wirtschaftsminister,- der 
der CDU angehört, hat diese Frage nicht behandelt. 
Es ist ganz offensichtlich so gewesen, daß die ge-
samte CDU/CSU damals auch gar kein sehr großes 
Interesse daran hatte, das zu berücksichtigen. 

(Abg. Dr. Kliesing: Und die FDP?) 

— Wir waren zu der Zeit nicht in der Regierung. 

(Abg. Dr. Kliesing: Im Parlament wart Ihr 
aber!) 

— Sie hatten die alleinige Mehrheit. Das können Sie 
doch nicht bestreiten. Tun Sie doch nicht so ver-
schämt! Die Frage ist doch die — — 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Aber Sie hatten 
das Antragsrecht!) 

— Natürlich, ich war damals nicht da, Herr Dr. 
Schulze-Vorberg, so wenig wie Sie. Sonst wäre das 
ganz anders geworden, wenn wir zwei hier gewesen 
wären. — Wenn Sie damals verschämt diese ganze 
Frage der Presse ausgeklammert haben, dann doch 
deswegen, weil Sie der Meinung waren — Sie haben 
sich hoffentlich inzwischen etwas korrigiert —, daß 
das, was sich so in der Presse tut, für Sie von 
außerordentlichem Nutzen gewesen ist. Nachdem 
Sie die Wahl 1953 überzeugend gewonnen hatten, 
war Ihr Bedürfnis, in diese Fragen einzugreifen, 
außerordentlich gering. Deswegen sind wir jetzt so 
spät dran. Das war nämlich genau die Zeit, in der 
das Fernsehen und diese Dinge aufkamen und zu 
einer gründlichen Veränderung der Situation beige-
tragen haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Moersch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten von Wrangel? 

(Abg. Moersch: Bitte!) 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Moersch, nachdem Sie meinen Freund Schulze-Vor-
berg eine „journalistische Beamtenmentalität" zuge-
standen haben, wollte ich Sie fragen, ob es nicht zum 
Handwerk eines Journalisten gehört, sich bei der 
Begründung eines Antrages kurz zu fassen. 

Moersch (FDP) : Herr von Wrangel, ich habe Sie 
in diesem Hause bisher nicht für einen Zensor ge-
halten; aber ich werde mich gern an Ihre guten 
Ratschläge halten. Das wäre eine Aufgabe für Sie. 
Sie müßten sich da einleben. 

Die Frage, um die es hier geht, ist doch, daß wir 
jetzt vor Schwierigkeiten stehen, die Sie nicht recht-
zeitig gesehen hatten, weil eben offensichtlich da-
mals die große Zahl 'im umgekehrten Verhältnis zur 
Möglichkeit der Weitsicht gestanden hat. Das müs-
sen Sie dabei berücksichtigen. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Sie treffen das 
ganze Parlament, Herr Moersch, nicht eine 

Partei!) 

— Na gut. Wenn Sie also für ein Kollektiv sind, 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Ich bin nicht 
dafür, Sie sind dafür!) 

dann trifft es insofern zu, als die Kontrollfunktion 
von der Opposition vielleicht nicht genügend wahr-
genommen wurde. Aber daß wir bei unserem parla-
mentarischen System ein außerordentliches Über-
gewicht der Exekutive in diesen Fragen haben und 
daß die Exekutive die Pflicht hat, solche Dinge zu 
beobachten und Vorlagen zu machen, ist doch klar. 
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Es ist ein merkwürdiger Zustand, daß hier ständig 
Initiativen vom Parlament aus kommen müssen, 
weil die Regierung offensichtlich nicht in der Lage 
ist, das Wesentliche zu tun. Das müssen wir doch 
beklagen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Schulze

-

Vorberg: Die FDP war zu lange in der Re

-

gierung!) 

Aber lassen Sie mich dieses Kapitel abschließen. 
Wir hoffen, daß wir einmal konkret auf diese Fälle 
zurückkommen, und  Sie  sollten sich durch Nach-
lesen früherer Debatten vielleicht ein wenig über 
die Versäumnisse informieren, die hier aus nahe-
liegenden taktischen Gründen begangen wurden; 
nicht aus mangelnder Einsicht, das möchte ich zu-
gunsten Ihrer früheren Kollegen jedenfalls behaup-
ten. Diese taktische Verhaltensweise in früherer 
Zeit macht es jetzt so schwer, wirkliche Korrekturen 
anzubringen, ohne — und das ist das Entscheidende 
— Grundrechte zu verletzen. Wenn wir den Empfeh-
lungen der Günther-Kommission folgen, müssen wir 
künftig sehr sorgfältig abwägen, wie man Auflage-
beschränkungen vornehmen kann, ob man sie vor-
nehmen kann, ob man eine Lizenzierung von Zu-
käufen machen kann, ob man Neugründungen lizenz-
pflichtig oder wenigstens genehmigungspflichtig 
machen muß und ähnliches mehr. Das alles steht mit 
der Günther-Kommission zur Debatte, und wir kön-
nen nicht so tun, als ob das gar nicht geschrieben 
worden wäre und als ob das nicht einstimmig — 
unter Abwesenheit, wie gesagt, der zwei genannten 
Herren — verabschiedet worden wäre. Das heißt, 
daß wir heute vor der gerade für uns Liberale so 
sehr schweren Frage stehen, wie man das Grund-
recht auf Meinungsfreiheit erhalten kann, ohne ent-
scheidend in andere Grundrechte, nämlich in  die 
Unternehmerfreiheit, in das Eigentum und anderes 
einzugreifen. Das ist es doch, was wir heute als 
Erbe dieser Versäumnisse vor uns liegen haben. 
Ich meine, wir haben deswegen eine große Verant-
wortung — Regierung und Parlament insgesamt und 
auch die gesamte Öffentlichkeit. Wir brauchen hier 
Sorgfalt; wir müssen aber mit Entschiedenheit vor-
gehen. Wir dürfen nicht überstürzen; noch weniger 
dürfen wir, glaube ich, die Dinge verzögern. 

Aber eines können Sie heute tun, und darum 
bitte ich Sie, unserem Antrag jetzt zuzustimmen, 
damit wenigstens auf einem Teilgebiet nun endlich 
etwas geschieht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die beiden Anträge sind begründet. Die 
Aussprache wird verbunden. Das Wort hat der 
Herr Bundesschatzminister. 

Schmücker, Bundesschatzminister: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
dient der Debatte, wenn ich zu dem Antrag Druck-
sache V/1722 einige Anmerkungen mache, wohlge-
merkt, nur zu dem Antrag. Es würde mich natürlich 
reizen, Herr Kollege Moersch, mich zu dem einen 
oder anderen Punkt Ihrer Rede zu äußern. Ich möchte 

mich besonders bei Ihnen dafür bedanken, daß Sie 
meine eigene Haltung dem Hause mitgeteilt haben. 
Ich kann das allerdings auch selber und werde das 
gleich tun. Aber ich bin Ihnen dankbar, daß Sie es 
schon getan haben. 

Ich kann es mir jedoch nicht versagen, noch eine 
andere Bemerkung zu machen. Ich habe den Ein-
druck, daß hier so etwas wie ein Wettrennen um die 
Gunst veranstaltet werden soll. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich empfehle, dieses Rennen wenigstens für heute 
abzustoppen; denn die Bedingungen sind ja noch 
nicht allenthalben bekannt. Bei diesem Wettrennen 
ging es auch durch die feurige Hölle zu Herrn Dr. 
Bucerius. Herr Dr. Zimmermann, lieber CDU-Freund, 
ich freue mich, wenn Herr Dr. Bucerius auch das näch-
ste Mal die Wähler aufrufen sollte, wenn auch zäh-
neknirschend, so doch CDU zu wählen. Die Empfeh-
lung, Herrn Bucerius für die FDP zu gewinnen, 
möchte ich nicht unterstützen. 

Der Antrag Drucksache V/1722, zu dem ich nun 
Stellung nehmen möchte, kommt meinen Bemühun-
gen sehr entgegen. Ich empfehle grundsätzlich seine 
Annahme, wobei ich natürlich voraussetzen muß, 
daß die Gesamtbetrachtung den Einsatz von ERP-
Mitteln zweckmäßig erscheinen läßt. Aber wir soll-
ten nicht nur bei der Gesamtbetrachtung, Herr Kol-
lege Moersch, sondern auch im Einzelfall von den 
bewährten Grundsätzen nicht abgehen. Was Sie 
meinen Beamten oder mir an Beurteilung aufladen 
wollen bei der Durchführung von bestimmten Wett-
bewerbsregeln usw., ist eine Überforderung. Ich 
kann auf jeden Fall nur warnen. Ich hätte es lieber, 
wenn nach altbewährten Grundsätzen hier mehr 
kaufmännisch und unternehmerisch vorgegangen 
würde und nicht nach Prinzipien, die letzten Endes 
auf einen dirigistischen Eingriff in die Entwicklung 
hinauslaufen. 

Gestatten Sie mir aber noch einige Bemerkungen 
zu der Bereitstellung von Mitteln aus dem ERP-
Vermögen. Der ERP-Wirtschaftsplan 1968 wird zur 
Zeit beraten. Darum hat dieser Antrag eine gewisse 
Eilbedürftigkeit. Wenn aus dem ERP-Programm 
Mittel für die Presse abgezweigt werden sollen, 
was ich für richtig halte, müssen die anderen Titel 
um diese Beträge gekürzt werden. Auch der ERP-
Fonds ist nicht beliebig vermehrbar, sondern be-
grenzt. Bereits im Haushalt 1967 haben wir etliche 
Kürzungen vornehmen müssen, die für die Betrof-
fenen sehr unangenehm sind. Ich sage das in diesem 
Augenblick, weil es keinen Sinn hat, jemandem 
Aussichten zu machen, wenn man nicht gleichzeitig 
bereit ist, darauf hinzuweisen, daß andere dann 
werden verzichten müssen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Wer denn? 
Hoffentlich nicht das Wasser und die Luft!) 

— Herr Kollege Schmidt, ich weiß, daß Sie mit 
Recht einen Einwurf machen und an ein Gebiet er-
innern, das bisher schon einiges hat nachlassen 
müssen für Wünsche, die von dem Haushalt an 
uns herangetragen worden sind. Herr Kollege 
Schmidt, ich würde Wert darauf legen, aus dem 
Hause zu erfahren, ob Sie das Bemühen, für die 
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Presse Mittel zur Verfügung zu stellen, unterstü-
zen. Dann muß ich der Regierung einen Vorschlag 
machen, an welcher Stelle gekürzt werden soll. 
Aber das Haus selbst hat die endgültige Beschluß-
fassung. Darauf möchte ich hinweisen. Insofern kann 
der Antrag nur eine Anregung für meinen Vorschlag 
sein. Die endgültige Beschlußfassung über den ERP-
Plan obliegt diesem Hause. 

Ich kann mich auf diese Ausführungen beschrän-
ken und erkläre noch einmal, daß es meinen Be

-

mühungen entspricht, wenn wir aus dem ERP-
Fonds der Presse Mittel zur Verfügung stellen. Aber 
ich bitte Sie, sich darüber im klaren zu sein, daß dies 
nur durch Kürzung anderer Programme möglich 
gemacht werden kann. Ich werde zur gegebenen 
Zeit dazu Vorschläge machen und hoffe, daß das 
Hohe Haus dann, wenn es darauf ankommt, zu ge-
ben und zu nehmen, mich unterstützen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte zu 
dem Antrag der Kollegen Dr. Schulze-Vorberg, 
Sänger und Genossen kurz Stellung nehmen. Der 
Antrag beinhaltet eine Befreiung der Lieferung von 
Zeitungen für die Zeit vom 1. Juli 1967 bis zum 
Jahresende von der Umsatzsteuer. Der Antrag 
müßte, sollte ihm stattgegeben werden — das er-
lauben Sie mir den Kollegen zu sagen, Sie wissen 
es sicherlich auch —, auf die Lieferung von Zeit-
schriften ausgedehnt werden. Dies wäre notwendig, 
weil eine Abgrenzung zwischen Zeitungen und 
Zeitschriften in der Praxis außerordentlich schwierig 
ist. Deshalb sind auch bei der Mehrwertsteuer Zei-
tungen und Zeitschriften bewußt einheitlich dem 
ermäßigten Steuersatz von 5 v. H. unterworfen 
worden. 

Natürlich sprechen gegen diesen Antrag — auch 
das muß ich den Kollegen ganz offen sagen — eine 
ganze Reihe von Gründen. Ich möchte mich jetzt 
nicht im einzelnen mit ihnen befassen. Bei den 
Beratungen im Ausschuß ist es möglich, auf die ein-
zelnen Punkte einzugehen. Aber einen Gesichts-
punkt muß ich hier vortragen, damit Sie das, was 
der Bundesfinanzminister von sich aus tun kann 
oder tun konnte, besser verstehen können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Mommer.) 

Eine globale Steuerbefreiung, wie sie zunächst 
durch diesen Antrag angestrebt ist, müßte allen 
Zeitungsverlegern gleichermaßen zugute kommen. 
Dies würde sicherlich nicht dem eigentlichen Wunsch 
der Antragsteller entsprechen. In der wirtschaft-
lichen Situation der einzelnen Zeitungsverlage be-
stehen, wie wir ja wissen, sehr große Unterschiede. 
Neben solchen Verlagen, die in zunehmendem 
Maße um ihre Existenz zu kämpfen haben, gibt es 
eine ganze Reihe anderer, die trotz aller struk-
turellen Veränderungen im Bereich der Massen-

medien ihren Platz bisher behaupten konnten. Ge-
zielte Maßnahmen im Einzelfall dürften daher nach 
der Meinung des Bundesfinanzministers — im 
Augenblick zumindest — ein geeigneteres Mittel 
sein, um den dringendsten Notfällen abzuhelfen. 

Aus diesem Grunde hat der Bundesminister der 
Finanzen, der Herr Kollege Strauß, bereits Ende 
Juli, Anfang August dieses Jahres die Finanzämter 
angewiesen, in einschlägigen Einzelfällen auf An-
trag durch einen Billigkeitserlaß gemäß § 131 der 
Reichsabgabenordnung zu helfen. Er hat diese Wei-
sung an die Finanzämter auch dem Verband der 
Zeitungsverleger mitgeteilt. Sie, Herr Kollege Dr. 
Schulze-Vorberg, haben dieses Schreiben vorhin 
zitiert. Ich meine, daß im Augenblick eigentlich nur 
das möglich gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Bitte schön! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Soll das 
damit zum Ausdruck kommende Prinzip nun auf alle 
Wirtschaftszweige des Bundesgebiets ausgedehnt 
werden? Denn strukturelle Vorteile auf der einen 
Seite und strukturell existenzgefährdende Notstände 
auf der anderen Seite gibt es ja in allen Wirtschafts-
zweigen. Soll dieses Prinzip also in Zukunft auf 
alle Wirtschaftszweige ausgedehnt werden, oder 
welche Vorstellungen haben den Herrn Bundes-
finanzminister geleitet? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der  Finanzen: Herr Kollege Dr. 
Schmidt, ich habe gesagt, daß die Finanzämter im 
Einzelfall gemäß § 131 der Reichsabgabenordnung 
auf Antrag nach entsprechender Prüfung entschei-
den können, ob in diesen ebenso wie in anderen 
Fällen — so ist bisher ja auch schon verfahren wor-
den — geholfen werden kann. Es kam ja darauf Ian, 

 daß gemäß dem Antrag der Kollegen nun ein Weg 
aufgezeigt wird, der ,an sich nichts Außergewöhn-
liches bedeutet, der aber auch nicht beinhaltet, daß 
unter Umständen durch eine Gesetzesänderung, die 
in diesem Zeitraum übrigens gar nicht möglich ge-
wesen wäre, alle Zeitungsverleger erfaßt werden. 
Das wäre sicherlich nicht das, was mit diesem An-
trag erstrebt wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage von Herrn Schulze-Vor-
berg? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Bitte! 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, der Herr Bundesfinanzminister hat durch 
diese Maßnahme zu erkennen gegeben, daß er die 
Anträge aus dem Hause unterstützen will, die 
grundsätzlich darauf hinauslaufen, die Meinungs-
freiheit und Meinungsvielfalt zu sichern, und die 
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davon ausgehen, daß die Zeitung eben etwas an-
deres ist als mancher andere Wirtschaftszweig. Wir 
erkennen das mit Dank an. Darf ich Sie fragen, ob 
Ihr Haus bereit ist, darauf hinzuwirken, daß bei 
künftigen Auftragen der Bundesregierung, vor allen 
Dingen bei Anzeigenaufträgen, ,die kleinen und 
mittleren Zeitungen besser als bisher berücksichtigt 
werden, um eben die Meinungsfreiheit und die Mei-
nungsvielfalt zu garantieren. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Sie wissen, Herr Kol-
lege Dr. Schulze-Vorberg, ,daß es an sich Sache des 
Presseamts ist, in diesen Fragen zu entscheiden. 
Aber ich darf sicher für die Bundesregierung insge-
samt und damit auch für das Presseamt sagen, daß 
das Petitum, das Sie vorgetragen haben, in Zukunft 
sicherlich unterstützt wird, wenn es überhaupt ge-
genüber der Vergangenheit notwendig ist.  

Herr Kollege Moersch, Sie haben den Bundespost-
minister angesprochen und haben — wenn ich mich 
recht erinnere — ungefähr gesagt, daß man poli-
tische Entscheidungen treffen müsse. Sicherlich muß 
man politische Entscheidungen treffen. Aber eine 
politische Entscheidung kann man nicht nur so tref-
fen, daß man sich über alle anderen Dinge hinweg-
setzt. Ich meine, daß ¡der Bundespostminister — ich 
spreche nur deshalb dazu, weil ich dem Postverwal-
tungsrat angehöre — natürlich auch andere Über-
legungen inseine politischen Entscheidungen ein-
beziehen muß, u. a. die Überlegung, ,aus welchen 
Bereichen die hohen Defizite bei der Deutschen Bun-
despost herkommen. Von daher muß er gewisse 
Rücksichten nehmen und Entscheidungen in einer 
bestimmten Hinsicht fällen. Ich bitte um Entschuldi-
gung, wenn ich .das in Abwesenheit des Herrn Post-
ministers sage. 

(Beifall in  der  Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Entschuldigen Sie, 
wenn ich mit einer kleinen persönlichen Bemerkung 
beginne. Die Rede des Kollegen Moersch, die immer-
hin sehr temperamentvoll war, wenn sie auch keine 
neuen Gedanken zum Thema beisteuerte, erinnerte 
mich lebhaft an meine frühere berufliche Tätigkeit. 
Wenn ich diese Rede in schriftlicher Form mit einer 
Überschrift, wie sie durch den  Antrag der FDP for-
muliert ist, vor mir liegen hätte, dann hätte ich dar-
unterschreiben müssen: Thema verfehlt. 

(Abg. Moersch: Wir sind hier nicht in der 
Schule! — Weitere Zurufe von der FDP.) 

Ich habe zwar sehr viel Verständnis dafür, daß die 
Opposition jede sich ihr bietende Gelegenheit be-
nutzt, hier gewissermaßen mit der Wurst nach ,der 
Speckseite zu werfen. Aber ich möchte dem Hohen 
Hause doch anraten, jedenfalls heute von diesem 
Verfahren Abstand zu nehmen, und zwar aus zwei 
Gründen. 

Erstens, Herr Kollege Moersch, könnte ich mir 
vorstellen, daß ein leidgeprüfter Verleger angesichts 
seiner roten Zahlen und beim Anhören Ihrer Rede 
an das Goethe-Wort gedacht hätte: „Der Worte 
sind genug gewechselt, laßt mich auch endlich Taten 
sehn". Auch meine ich, daß wir der Presse mit sol-
chen demonstrativen Reden nicht helfen und die 
Presse allmählich solcher Reden überdrüssig ist. 

Der zweite Grund, weshalb ich diese  Debatte in 
dem von Ihnen begonnenen Stil nicht fortsetzen 
möchte, ist folgender: Der heutige Tag scheint mir 
nicht sehr günstig als Zeitpunkt für eine derartige 
Debatte zu sein. Sie haben selber die Gutachten der 
Michel-Kommission und der Günther-Kommission 
angesprochen. 

Was die Günther-Kommission angeht, so hatten 
wir zwar laut Beschluß des Bundestages ihren Bericht 
zum 1. Oktober erwartet, aber aus Gründen, die 
anerkannt werden müssen und die sich aus ,den Aus-
führungen der Günther-Kommission selbst ergeben, 
langte es  eben nur zu einem Vorbericht. Dieser 
Vorbericht mag zwar interessant sein, aber ich 
möchte doch lieber erst ein endgültiges Unter-
suchungsergebnis haben, um mich bei der Diskus-
sion der von Ihnen angeschnittenen Probleme tat-
sächlich auf solidem und sicherem Boden zu befin-
den. 

(Beifall in der Mitte.) 

Selbstverständlich sind wir zunächst daran inter-
essiert, was die Bundesregierung mit  diesen  Empfeh-
lungen aus dem vorläufigen Bericht der Günther

-

Kommission machen wird. Dazu darf ich mir viel-
leicht nachher noch ein paar Bemerkungen erlauben. 

Das Gutachten der Michel-Kommission haben wir 
vor drei Tagen erhalten. Ich glaube, niemand von 
uns war in der Lage, über ein einfaches Lesen die-
ser 400 Druckseiten hinauszukommen. Das mag 
zwar sehr interessante Eindrücke vermittelt haben, 
aber die Diskussion über die hier angeschnittenen 
Probleme können wir doch erst dann beginnen, 
wenn wir selber einmal eine gründliche Analyse 
des Berichts vorgenommen haben, vor allen Din-
gen aber, wenn die Bundesregierung ihre in der 
Drucksache angekündigte Stellungnahme dem Hohen 
Hause vorgelegt hat. Hier im Deutschen Bundestag, 
wo Rede gegen Rede steht und wo ein Argument 
gegen das andere ficht, können wir es uns leider 
nicht so einfach machen wie beispielsweise das 
Deutsche Fernsehen. Das Deutsche Fernsehen war 
in der Lage, schon anderthalb Tage nach Vorlage 
dieser Drucksache abends in der Tagesschau einen 
Kommentator vorzuschicken, der nun urbi et orbi 
erklärte: Seht mal, was wir für feine Leute sind! 
Hier ist ein Bericht, erstellt von ehrenwerten Män-
nern, objektiven Sachverständigen. Die haben ge-
prüft; wir sind aus dem Schneider heraus, wir haben 
eine weiße Weste. Die bösen Leute, die uns immer 
verdächtigt haben! — Der betreffende Herr konnte 
frei und frank reden in dem beruhigenden Bewußt-
sein, daß auf die Tagesschau die Wetterkarte folgt 
und daß ihm nicht irgendwie ein böser Mensch, 
der anders denkt, mit anderen Auffassungen dort 
widerspricht. Ich möchte also meinen, wir selbst 
sollten heute sehr zurückhaltend sein, was Folge- 
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rungen und Meinungsbildungen angeht, die wir aus 
den beiden erwähnten Gutachten zu ziehen haben. 

Nun möchte ich mich kurz zu den beiden vorlie-
genden Anträgen äußern. Im dem Vorbericht der 
Günther-Kommission heißt es an einer Stelle: 

Von einer generellen Notlage der deutschen 
Presseunternehmen kann nicht gesprochen wer-
den, auch nicht im Hinblick auf kleinere oder 
mittlere Verlage. 

Das bedeutet doch, daß wir hier mit globalen Lö-
sungen sehr vorsichtig sein sollten. Das gilt, glaube 
ich, auch für die beiden Anträge, die hier vor-
liegen. 

Wir sind dem Herrn Bundesfinanzminister sehr 
dankbar dafür, daß er praktisch schon etwas unter-
nommen hat. Zwar muß man sagen, daß das nur 
eine kurzfristige Wirkung haben kann, daß es nicht 
an den Kern des Problems geht, daß es ein Tropfen 
auf den heißen Stein ist. Immerhin ist jede konkrete 
Maßnahme, mag sie noch so klein sein, wenn sie 
vernünftig und gezielt angelegt ist, besser als die 
schönsten unverbindlichen Sympathieerklärungen 
für die deutsche Presse. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Gen

-

scher: Stimmen Sie unserem Antrag zu!) 

Zu dem FDP-Antrag kurz folgendes. Ich bin dem 
Herrn Bundesschatzminister sehr dankbar, daß er 
hier eine positive Einstellung gefunden hat. Wir 
teilen diese positive Einstellung. Wir sind uns 
allerdings auch hier darüber im klaren, daß es 
sich nur um eine Maßnahme mit einer verhältnis-
mäßig eingeschränkten Wirkung handeln kann; 
denn auch darin kann keine globale Hilfsmaßnahme 
erblickt werden. Ich darf das Hohe Haus daran 
erinnern, daß es ja selber in den jährlichen ERP-
Wirtschaftsgesetzen immer wieder den Grundsatz 
verankert hat, daß diese Mittel in erster Linie für 
bestimmte Maßnahmen zur Verfügung zu stellen 
sind. Hier könnte man vor allen Dingen an Maß-
nahmen für mittelständische Unternehmen sowie 
an Maßnahmen für bestimmte geographische 
Räume, nämlich für die Zonenrandgebiete und die 
Bundesausbauorte, denken. 

Gerade im Hinblick auf die letzte Erklärung des 
Herrn Ministers, daß diese Fragen noch innerhalb 
der Regierung geprüft werden, sind wir (der Auf-
fassung, daß es gut wäre, wenn wir dem zustän-
digen Ausschuß Gelegenheit gäben, die Anträge vor 
der Verabschiedung noch einmal kurz zu über-
prüfen. Ich glaube, das wäre eine sachgemäße Be-
handlung dieses Antrags. 

Lassen Sie mich die Gelegenheit der heutigen 
Debatte wahrnehmen, an die Adresse des Herrn 
Bundesinnenministers einige Bemerkungen und 
Wünsche zu richten. Wir haben es bisher, wie 
gesagt worden ist, mit einem Vorbericht der 
Günther-Kommission zu tun, und ich meine, daß 
jetzt der richtige Zeitpunkt wäre, Herr Minister, 
Ihnen unsere konkreten Wünsche hinsichtlich der 
weiteren Arbeit dieser Kommission bis zur Vorlage 
des definitiven Berichts darzulegen. Wir sind uns 
darüber im klaren, daß diese Arbeit sehr wichtig 

ist und beschleunigt fortgesetzt werden muß. Ich 
meine aber, es wäre gut, wenn sich diese  Kom-
mission  nicht allzu einseitig auf die Untersuchung 
des Problems der Konzentration in der Presse fest-
legte. Ich will dieses Problem wahrhaftig nicht 
bagatellisieren. Ich verweise hier auf den vorläu-
figen Bericht der Günther-Kommission, in dem es 
ja heißt: 

Ob die Entwicklung für die Bundesrepublik, 
aus (dem Blickpunkt der Verfassung gesehen, 
bereits bedrohlich ist, vermag die Kommission 
nicht abschließend zu beurteilen. Dazu bedarf 
es einer intensiven Untersuchung. 

Aber ich möchte davor warnen, nur auf dieses eine 
Problem der Konzentration zu sehen und darüber 
andere Probleme zu übersehen, die vielleicht noch 
wichtiger sein könnten. Ich habe — ich muß Ihnen 
das offen gestehen — bei manchen Aktionen der 
letzten Wochen und auch bei einzelnen Reden, die 
gehalten werden, ein klein wenig den Verdacht, 
daß man das Interesse der Offentlichkeit einzig und 
allein auf das Problem der Pressekonzentration 
richten möchte, um damit von anderen schwer-
wiegenden Problemen abzulenken, die eine Gefahr 
für unsere Meinungsfreiheit darstellen könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin deshalb etwas überrascht gewesen, Herr 
Kollege Moersch, mit welcher Eindringlichkeit Sie 
gerade auf der Behandlung dieses Problems in-
sistiert haben und wie weit Sie sich bereits mit 
Ihren Aussagen vorgewagt haben angesichts der 
Tatsache, daß die Günther-Kommission, die doch 
aus Experten besteht, die sich lange Monate damit 
beschäftigt haben, sagt:' Wir müssen erst noch 
weiter untersuchen. 

Wenn ich von anderen Problemen spreche, so 
denke ich natürlich zunächst an 'das Problem des 
Verhältnisses der Tagespresse zum Fernsehen. Ich 
spreche bewußt von Tagespresse und nicht schlecht-
hin von Presse. Herr Bundesinnenminister, ich wäre 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie (der Kommission den 
Wunsch vortrügen, daß auch sie sich mit diesem 
Problem beschäftigt. Denn so eindeutig auch die 
Aussagen, die Schlußfolgerungen der Michel-Kom-
mission sein mögen, so muß ich sagen, daß sie mich 
gerade in (der Einfachheit ihrer Aussage, ,die ja über-
haupt keine Probleme mehr kennen will, doch et-
was überrascht hat und daß sich meine Verwunde-
rung bei der Lektüre dieses Berichts gesteigert hat. 
Sicherlich mag es wichtig und interessant sein, das 
Ko'mplementärverhältniss auf dem Gebiet (der Infor-
mation zwischen den verschiedenen Meinungsträ-
gern zu untersuchen und zu klären. Aber hier geht 
es ja nicht nur um das Komplementärinteresse, son-
dern hier geht es um die Frage der wirtschaftlichen 
Existenz. Da spricht selbst der Bericht der  Michel-
Kammission doch eine andere Sprache. 

Ohne einer künftigen Diskussion hier vorgreifen 
zu wollen, möchte ich Sie nur auf die Anlage 59 
aufmerksam machen, die  doch hochinteressante Aus-
sagen enthält, die meines Erachtens auch die Gin-
ther-Komim,ission veranlassen sollten, sich erneut 
mit diesem Problem zu befassen. Da heißt es z. B., 
daß bei (den Werbeaufwendungen der Produktions- 
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gruppe Nahrungs- und Genußmittel, die wohlge-
merkt ein Drittel aller Werbeaufwendungen für 
Markenartikel ausmachen, der Anteil ,der Tages-
zeitungen von 1961 bis 1966 von 33,6 auf 23,4 °/o 
gefallen ist. Da heißt es z. B., ,daß auf dem Gebiet 
von Körperpflege, Reinigung und Gesundheit dieser 
Anteil von 13,5 auf 7,4 % gefallen ist, während 
Hörfunk und Fernsehen ihre Anteile wesentlich 
steigern konnten. Insgesamt, bei allen Produktgrup-
pen, ist der Anteil ,der Tagespresse in diesen fünf 
Jahren von 33,1 auf 24,8 %  ,gesunken, während der 
Anteil des Fernsehens von 15 auf über 20 % und  der 

 des Hörfunks von 3,5 auf 4,1 %  stiegen. 

Im Verlauf des Jahres 1966 ist die Situation be-
kanntlich für einen Teil ,der Presse noch wesentlich 
kritischer geworden, was beweist, daß ein gewisser 
noch zu klärender Zusammenhang zwischen der Auf-
rechterhaltung der Meinungsfreiheit und .der Re-
zessionsanfälligkeit unserer Tagespresse besteht. 

Aber — und damit komme ich zu einem weiteren 
Wunsch, Herr Minister — diese Anlage 59 weist 
noch eine andere sehr interessante Ziffer auf: der 
Anteil der Publikumszeitschriften an den  gesamten 
Werbeaufwendungen aller Werbeträger in  der  Bun-
desrepublik Deutschland beträgt 50,9 %, also be-
reits mehr als die Hälfte. Ich habe vorhin ,gesagt, 
daß ich die Befürchtung habe, diese Gespräche über 
die Pressekonzentration könnten etwas von ande-
ren Problemen ablenken. Dabei habe ich nicht ein-
mal so sehr an .das Problem Tageszeitung und Fern-
sehen gedacht, sondern vor allen Dingen an das 
Problem Tageszeitung und Publikumszeitschrift. 
Hier scheint mir für die Meinungsfreiheit tatsächlich 
die größte Gefahr zu bestehen. Man spricht heute 
so viel von Konzentration und Monopolisierung und 
Einengung .der Meinungsfreiheit. Man muß dann 
aber doch zur Kenntnis nehmen, daß man die Zahl 
der wirklich Einflußreichen auf dem Gebiet der 
Publikumszeitschriften buchstäblich an  den  fünf Fin-
gern einer Hand abzählen kann. Hier scheint mir 
ein Problem zu liegen, dem wir unsere Aufmerksam-
keit künftig mehr zuwenden sollten, als es bisher 
geschehen ist. 

Schließlich noch eine letzte Bitte, Herr Minister, 
die Sie doch bitte an die Kommission herantragen 
wollen. Bei der Lektüre des Berichts der Günther

-

Kommission und ihren Empfehlungen habe ich so 
etwas den Eindruck gewonnen, daß das Schwerge-
wicht allzusehr auf die Probleme und Sorgen der 
Verleger gelegt worden ist und daß dabei die 
Journalisten etwas zu kurz gekommen sind. In dem 
Vorbericht ist — wenn ich es richtig in Erinnerung 
habe — einmal der Begriff der geistigen Freiheit 
des Journalisten erwähnt, und man hat, wenn man 
den Katalog der Empfehlungen an die Bundesre-
gierung durchliest, so etwas den Eindruck, daß man 
sich beim letzten Punkt gesagt hat: Ja, und jetzt 
müssen wir auch noch etwas für die Journalisten 
tun, etwas über die Journalisten sagen. Man hat da 
so etwas pauschal mit Begriffen wie Alterssiche-
rung, bessere Ausbildungsmöglichkeiten, Sicherung 
der Arbeitsplätze usw. operiert. Ich wäre also sehr 
dankbar, wenn sich die Günther-Kommission künftig 
auch etwas mehr auf diese Probleme der materiellen 

Sicherung und der geistigen Freiheit der Journa-
listen konzentrierte. 

Ich hoffe, daß die Bundesregierung uns bald sagt, 
welche Maßnahmen sie auf Grund der beiden Be-
richte und der Empfehlungen, die ihr zuteil gewor-
den sind, vorzuschlagen gedenkt. Wir erwarten in-
zwischen mit Interesse sowohl die Stellungnahme 
der Bundesregierung zum Bericht der Michel-Kom-
mission als auch eine Mitteilung, welche Konsequen-
zen sie aus dem Empfehlungskatalog der Presse-
kommission zu ziehen gedenkt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Moersch 
wollte noch eine Zwischenfrage stellen. — Bitte 
schön! 

Moersch (FDP) : Herr Dr. Kliesing, wären Sie so 
freundlich, uns zu erklären, weshalb Sie vorhin be-
anstandet haben, daß ich über den Bericht der 
Günther-Kommission sprach, wenn Sie das Thema 
jetzt sogar noch auf die Michel-Kommission aus-
weiten. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Moersch, das ist ein Mißverständnis. Sie haben hier 
generell zu diesen Problemen Stellung genommen, 
während ich ausdrücklich betont habe, es sei meine 
Absicht, die heutige Gelegenheit zu benutzen, dem 
Herrn Innenminister ein paar Wünsche mit auf den 
Weg zu geben, von denen ich hoffte, daß er sie an 
die Kommission weitergeben werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Sänger. 

Sänger (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nun könnten wir doch eigentlich mit 
der praktischen Arbeit beginnen, und mancher lan-
gen Rede kurzer Sinn sollte sein: Was ist zu tun, 
um der Presse zu helfen? 

Herr Kollege Schmidt (Wuppertal) ist nicht mehr 
da. Zu dem Prinzip, das er angeschnitten hat, möchte 
ich sagen, daß es an einer Stelle eines der beiden 
vorliegenden Berichte, über die ich gleich etwas -sa-
gen will, sehr gut heißt: 

Die Kommission ist dabei davon ausgegangen, 
daß diese Steuervergünstigung nicht ledig-

lich aus wirtschaftlichen Gründen gewährt 
werden sollte, sondern gemäß Artikel 5 GG 
im Interesse der Meinungsfreiheit und einer 
vielfältigen unabhängigen Presse als Insti-
tution des demokratischen Staates. 

Man kann also die Struktur oder die Struktur-
schwierigkeiten der Presse nicht einfach mit den 
Strukturschwierigkeiten der Blechwarenindustrie, 
der Fleischwarenindustrie oder irgendwelcher an-
derer Gewerbezweige überhaupt gleichsetzen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zu der Be-
merkung des Herrn Bundesschatzministers, der ja 
gleich eine Anregung für die praktische Erledigung 
eines der Anträge gegeben hat, sagen, daß wir na- 
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türlich über die Notwendigkeit von Rationalisie-
rungskrediten sicher einig sind und daß wir sicher 
auch bereit sind, ja dazu zu sagen, daß aus ERP-
Mitteln auch Mittel für die Presse abgezweigt 
werden. Nur das Wie der Verwendung dieser 
Mittel und die Frage, in welches Verhältnis diese 
Verwendung zu den anderen Vorschlägen zu 
bringen ist, wie man der Presse helfen kann, sollte 
meines Erachtens doch in sorgfältiger Ausschuß-
arbeit geprüft werden. Wir haben eine ganze Menge 
Vorschläge, meine Damen und Herren. 

Es war im Herbst 1963, als wir uns hier mit die-
sen Fragen zum ersten Male ausführlicher beschäf-
tigten. Wir haben im April 1964 den Beschluß ge-
faßt, eine Kommission von Sachverständigen, Män-
nern und Frauen — es waren nur Männer diesmal 
an der Arbeit, wenn ich mich nicht irre — zu er-
bitten. Der Bericht dieser Sachverständigenkommis-
sion liegt vor. Er ist 400 Seiten stark. Wir sollten 
zunächst ein Wort des Dankes für diese umfang-
reiche und, wie ich glaube, sorgfältige Arbeit, die 
von dieser Sachverständigenkommission geleistet 
worden ist, sagen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sosehr wir auch manche Kritik zu üben bereit sind, 
wir Sozialdemokraten freuen uns über diese Arbeit 
und über ihr Ergebnis um so mehr, als wir für uns 
in Anspruch nehmen, daß die Anregung, das viel-
fach einander widersprechende, von Interessengrup-
pen hergegebene Material sachverständig durchzu-
arbeiten und objektiv aufzubereiten, aus unseren 
Reihen gekommen ist. Wir wollen uns um so mehr 
bemühen, es nun auch sachverständig zu verwerten. 

„Soviel zu dem einen Bericht, der 400 Seiten stark 
ist, über den wir ja heute nicht in aller Ausführlich-
keit sprechen können, weil wir keinem haben zu-
muten können, in den zwei Tagen, in denen wir 
ihn besitzen, diese 400 Druckseiten durchzuarbeiten. 

Dann wird hier von einem zweiten Bericht ge-
sprochen, der eigentlich gar kein Bericht ist, sondern 
eine Arbeitsunterlage mit der Nummer 71, die erst 
ein Teil eines Vorberichtes zu einem noch kom-
menden Bericht sein soll. Der Vorbericht wird auch 
erst am 18. Oktober beschlossen werden; er ist 
also noch gar nicht vorhanden. Wir können über 
den Katalog, der uns Ida unterbreitet worden ist, 
noch gar nicht zuverlässig und entscheidend spre-
chen. 

Wir sollten uns aber darüber klar sein, daß in 
 beiden Berichten ein Prinzip, ein nützliches Prinzip 

angesprochen worden ist; das kann man schon sagen, 
auch wenn die erwähnte Arbeitsunterlage den mei-
sten von Ihnen gar nicht bekannt sein kann, weil 
sie nur im kleinsten Kreise verbreitet werden 
konnte. Das Prinzip ist darin übereinstimmend fest-
gehalten: die Erhaltung einer unabhängigen und 
vielfältigen Presse gehört zu den  Aufgaben des 
Staates. Wir haben uns zu fragen, wie wir sie erhal-
ten können, ob Gefahr ist und, wenn Gefahr ist, wie 
wir sie abwenden können. 

„Die Bundesregierung wird gebeten", so heißt es 
in dieser Arbeitsunterlage, „die Konzentrationsent-
wicklung zu beobachten, auf ihre Vereinbarkeit mit 

Artikel 5 des Grundgesetzes zu untersuchen und 
erforderlichenfalls gesetzliche Maßnahmen vorzube-
reiten." Die Beschlußfassung über diese gesetzlichen 
Maßnahmen ist dann unsere Sache hier in diesem 
Hause. Darüber scheint mir doch Einverständnis zu 
bestehen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Einverständnis scheint mir ,auch darüber zu herr-
schen — auch mit .den Kollegen von ,der FPD —, daß 
das Ziel dieser Arbeit für uns gemeinsam ist. Da 

 eine Rede des Hamburger Bürgermeisters vor den 
Zeitungsverlegern am 18. September dieses Jahres 
unvollständig zitiert worden ist, möchte ich sie, 
gerade weil ich das gemeinsame Ziel feststellen 
möchte, mit dieser Stelle einmal vollständig zitieren: 

Das Ziel ist uns allen ,gemeinsam: eine freie, in. 
sich und vor allem im Verhältnis von Verlag 
und Redaktion abgewogene Publizistik, eine bei 
aller wirtschaftlichen Bedingtheit doch eben 
nicht nur am Erlös, sondern an der Entwicklung 
des  freien Gemeinwesens verantwortlich orien-
tierte Presse zu haben und zu erhalten. 

Ich halte es im übrigen für unklug und sogar für 
gefährlich, ausgerechnet jetzt die Frage des Verhält-
nisses Redaktion zu Verlag zum Gegenstand demon-
strativer Aktionen zu machen. Dabei gehe ich nicht 
so weit, daß ich von schon vollzogenen Austritten 
sprechen möchte, sondern von Kundgebungen, ,die 
Arbeit nicht weiter mitmachen zu wollen. Ich habe 
die Hoffnung, daß es bei dieser Kundgebung bleibt 
und daß die Mitarbeit nicht eingestellt wird; denn 
auf Mitarbeit kommt es  in  den nächsten Monaten 
an, wenn wir praktische Hilfe für die in Not gera-
tenen Verlage des deutschen Zeitungswesens leisten 
wollen. Wir sind uns doch darüber klar: wenn es 
um die Freiheit der Presse geht, geht es um die 
unabhängige und freie Redaktionsarbeit, und dafür 
muß eine wirtschaftliche Grundlage vorhanden 
sein, 

(Sehr richtig! rechts) 

sowohl für den Verleger als auch für den Journa-
listen, der sich unabhängig fühlen muß. 

Hierzu ist in der Arbeitsunterlage der Kommis-
sion — ich weiß nicht genau, wie ich sie benennen 
soll, Lücke-Kommission oder, adäquat der Michel-
Kommission, nur Günther-Kommission; aber Sie 
sind ja dafür zuständig, Herr Minister — 

(Bundesinnenminister Lücke: 
Günther-Kommission!) 

— also lassen wir es bei der „Lücke-Günther-Kom-
mission" — ein ausführlicher Katalog von Vor-
schlägen gemacht worden, mit denen wir uns in den 
Ausschüssen zu beschäftigen haben werden und zu 
denen wir dann Stellung nehmen sollten. 

Aber, meine Damen und Herren, das eilt. Die 
Ausführungen, die Herr Staatssekretär Leicht hier 
vorhin gemacht hat, sein Hinweis darauf, daß nur 
notleidenden Verlagen geholfen werden kann 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Zunächst!) 

— zunächst —, zeigt ja, daß die Verlage ihre Not

-

lage nachweisen müssen. Sie weisen, wie ich gehört 
zu haben glaube, in sehr großer Zahl diese Not- 



6214 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 123. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Oktober 1967 

Sänger 
lage schon nach, und zwar in einem Zustand, bei 
dem sie eigentlich schon die Hand auf der Türklinke 
haben, die geeignet wäre, den Weg zum Konkurs 
zu öffnen. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

So weit sollte es nicht kommen! Wir müssen früh-
zeitig Maßnahmen treffen. Über die Frage, welche 
Maßnahmen getroffen werden müssen, ist im Aus-
schuß zu sprechen. 

Es ist gut, daß beide uns vorliegenden Berichte 
von der Notwendigkeit staatlicher Förderung spre-
chen. Es ist gut und es ist zu beachten, daß beide 
von der Notwendigkeit einer, wie es in dem einen 
Fall ausgedrückt wird, „selbstdisziplinären" Haltung 
der Presse sprechen. Dazu wäre einiges zu sagen. 

Wir können uns also, so meine ich, in dem Ja 
zu der Auffassung finden, daß hier nicht lediglich 
aus wirtschaftlichen Gründen etwas zu tun ist, son-
dern daß wir uns als Parlament, als Vertreter des 
Volkes, von der Pflicht zur Wahrung der Freiheit 
und der Rechte des Grundgesetzes, insbesondere 
von den Bestimmungen und dem Sinn des Art. 5 
des Grundgesetzes leiten lassen sollten. Versuchen 
wir, das in sorgfältiger Prüfung zu verwirklichen! 

Zum Schluß möchte ich nur sagen: das, was wir 
für die deutsche Presse zu tun haben, kann nicht 
nur zwischen Konzentration und Subvention ent-
schieden werden, sondern in der Konstruktion einer 
stabilen Wirtschaftlichkeit der Zeitungsverlage muß 
etwas erdacht und organisiert werden, was wir 
heute in allen Einzelheiten noch nicht aussprechen 
können, weil wir die verschiedenen Möglichkeiten 
zu prüfen haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich bemüht, 
eine in der Öffentlichkeit leider ausgebrochene und 
nicht sehr fruchtbare Diskussion über Fragen, die 
sogar Grundsatzfragen des Grundrechtes, des 
Grundgesetzes berühren, nicht auch hier noch fort-
zusetzen. Wenn wir uns an den Willen des 
Grundgesetzes halten und jetzt schnell an die Arbeit 
gehen wollen, dann sollten wir dabei die Inter-
essenten draußen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen der Kollegen aus 
der Koalition, noch mehr aber die Ausführungen 
des Herrn Bundesschatzministers haben deutlich 
gemacht, wie dringlich diese Debatte, nicht über 
Grundsatzfragen der Presse, sondern über notwen-
dige Sorfortmaßnahmen war. 

Daß es zu dieser Debatte gekommen ist, war für 
manche lin diesem Haus nicht selbstverständlich. 
Hätte sich das Management der Regierungsfraktio-
nen durchgesetzt, so wäre auch heute diese Frage 
nicht diskutiert worden. Ich habe deshalb ein Wort 
des Dankes des Herrn Kollegen Schulze-Vorberg 
vermißt, der hier durch die Initiative der Opposition 

Gelegenheit bekam, auch seinen Antrag vorzutragen 
und zu begründen, einen Antrag, den wir in der 
Sache sehr begrüßen, Herr Kollege. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Ich bedanke 
mich sehr herzlich!) 

— Bitte schön. 
(Heiterkeit.) 

Die Besetzung der Regierungsbank — das wollen 
wir dankbar anerkennen — macht deutlich, welche 
Bedeutung die Regierung diesen Fragen beimißt. 
Bis vor kurzem hat ja die Besetzung der Regierungs-
bank auch die ganze Vielfalt der Persönlichkeiten 
und ihrer Standorte in der Regierung widergespie-
gelt. Wir hoffen, daß es gelingen wird, nunmehr 
bei den konkreten Entscheidungen diese Vielfalt 
durch klare politische Entscheidungen zu über-
winden. 

Der Herr Bundesschatzminister hat mit Recht dar-
auf hingewiesen, daß er in diesen Tagen den ERP-
Wirtschaftsplan aufstellen muß. Dafür hat er An-
spruch auf ein klares Votum dieses Hohen Hauses. 
Sie sollten doch noch einmal überlegen, ob Sie nicht 
heute schon eine Sachentscheidung in dem Sinne 
fällen wollen, daß Sie mit uns dem Antrag, Mittel 
aus dem ERP -Fonds bevorzugt für die Presse zur 
Verfügung zu stellen, zustimmen. Das würde dann 
die Aufstellung dieses Planes erleichtern. Die Frage, 
wo Kürzungen in anderen Bereichen notwendig sind, 
muß natürlich im Ausschuß erörtert werden. Der 
Herr Bundesschatzminister hat hier eine Reaktion 
des Parlaments erbeten. Wir sind bereit, an einer 
solchen Umschichtung der Mittel mitzuwirken. 

Ich will nicht noch einmal in eine Analyse der 
Berichte und Kommissionsberichte eintreten, die 
hier vor uns liegen. Das kann man schon wegen der 
Kürze der Zeit nicht. Aber wenn Sie das Michel-
Gutachten ansehen, dann wollen Sie bitte mit uns 
daraus entnehmen, daß der Bundestag in seiner 
Gesamtheit das ist eine Mahnung an uns alle — 
in  Zukunft etwas konkreter werden sollte, wenn 
er Untersuchungsaufträge erteilt. Natürlich hat bei 
der Formulierung des Michel-Auftrages ein wenig 
die Devise gegolten: „Wasch mir den Pelz, aber 
mach mich nicht naß!" In Zukunft müssen wir härtere 
Fragen stellen, um sehr viel konkretere Antworten 
zu bekommen. Die Günther-Kommission hat ohne 
Rücksicht darauf, ob der Auftrag klar war oder 
nicht, schon in einem frühen Stadium eine Reihe er-
wägenswerter konkreter Vorschläge vorgelegt, über 
die wir sicher auch etwas hören werden, wenn die 
angekündigte Stellungnahme der Bundesregierung 
demnächst erscheint. 

Unser Antrag zielt darauf hin, der Presse be-
stimmte Investitionen zu ermöglichen, die vor allen 
Dingen durch den Beginn des Farbfernsehens — 
hier des Werbefernsehens — erforderlich geworden 
sind. Deshalb ist dieser Antrag so dringlich und 
durfte nicht mehr mit geschäftsordnungsmäßigen 
Tricks hinausgeschoben werden. Für die Investi-
tionsentscheidungen im Bereich der Presse ist aber 
nicht nur wichtig, zu wissen, ob diese Kredite zur 
Verfügung gestellt werden, sondern für diese Ent-
scheidungen kommt ein zusätzliches Moment hinzu. 
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Mein Kollege Moersch hat bereits darauf hingewie-
sen, daß Hauptprobleme heute auch im Vertrieb 
liegen, d. h. in dem möglichen Absatz der Tages-
zeitungen. 

Die Presse hört mit Sorge die Diskussion über eine 
Erhöhung der Fernsehgebühren, weil man befürch-
tet, daß eine Erhöhung der Fernsehgebühren, etwa 
durch einen Farbfernsehzuschlag, bei einer großen 
Anzahl von Zeitungslesern zu dem Entschluß füh-
ren könnte, die Tageszeitung abzubestellen. Mit 
ebensolcher Sorge hört man auch schon Forderungen 
nach einem regionalen Werbefernsehen anklingen. 
Wenn also zu der klaren Haltung des Bundes-
schatzministers, in der er sich für Investitionskredite 
aus dem ERP-Fonds ausspricht, jetzt noch eine klare 
Stellungnahme des Herrn Bundesinnenministers 
kommen könnte, in der er für die Bundesregierung 
sagt, daß sie klar gegen eine Erhöhung der Fern-
sehgebühren und klar gegen eine weitere Regiona-
lisierung des Werbefernsehens sei, dann würden die 
Investitionsentscheidungen in der Presse erheblich 
erleichtert und auf lange Sicht klare Verhältnisse 
zwischen Presse und Fernsehen geschaffen werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich möchte deshalb den Herrn Bundesinnenmini-
ster dringend bitten, zu dieser Frage vor dem Hohen 
Hause etwas zu sagen. Denn das Problem der Fern-
sehgebühren und der Entscheidung über die dann 
zu zahlende höhere Gebühr oder über die Abbestel-
lung einer Tageszeitung ist eine ganz wesentliche 
Wettbewerbsfrage. Um diese Frage zu klären, 
braucht man keine Analyse von Kommissionsbe-
richten; hier kommt es auf eine klare politische 
Aussage der Bundesregierung an. 

Der Vertreter des Finanzministeriums, meine Da-
men und Herren, hat hier auf die Möglichkeit von 
Einzelmaßnahmen für — das muß ich schon sagen — 

vor dem Konkurs stehende Verlagsunternehmen 
hingewiesen. Herr Kollege Sänger hat die Proble-
matik mit Recht angeschnitten. Die Bundesregierung 
sollte bei der Beurteilung des Antrags der Kollegen 
Schulze-Vorberg und Sänger noch einmal prüfen, 
ob sie nicht von der differenzierten Anwendung, 
wie sie z. B. in der Günther-Kommission vorge-
schlagen worden ist, Gebrauch machen sollte. Darum 
geht es Ihnen ja, Herr Kollege; es genügt Ihnen, 
wenn bestimmte Bereiche in  den Genuß dieser ge-
setzgeberischen Maßnahmen kommen. 

Ingesamt also sollten wir hier heute zu klaren 
Entscheidungen im ERP-Bereich kommen. Wir Freien 
Demokraten erklären unsere Bereitschaft, unter den 
von mir genannten Voraussetzungen den Antrag 
der Kollegen Schulze-Vorberg und Sänger zu unter-
stützen. Das sind Sofortmaßnahmen, mit denen wir 
in der jetzigen Lage schnell helfen können. 

Wir erwarten im übrigen mit großem Interesse 
die Vorschläge der Bundesregierung zum Michel-
Bericht. Mit noch größerem Interesse erwarten wir 
allerdings die Antwort des Herrn Bundesinnen-
ministers auf die hier gestellten Fragen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Rock. 

Rock (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn wir uns heute vormittag mit 
den beiden hier vorliegenden Anträgen befassen, so 
halte ich es für meine Pflicht, noch einmal mit Nach-
druck darauf zu verweisen, daß wir zu leicht in die 
Gefahr kommen können, nur von den Tageszeitun-
gen zu sprechen und, wie ich es früher schon einmal 
gesagt habe, den breiten Fächer der für unser Volk 
wichtigen Zeitschriften zu vergessen. 

Ich habe in den letzten Wochen zum Teil eigent-
lich mit Bestürzung erleben müssen, daß unser nach 
außen erkennbarer Wille, etwas für die Meinungs-
freiheit und für die Erhaltung von Tageszeitung 
und Zeitschrift zu tun, zu der sehr eigenartigen 
Entwicklung geführt hat, daß Leute an die Klage-
mauer geeilt sind, von denen nach allgemein fach-
lichem Ermessen nicht anzunehmen ist, daß bei 
ihnen eine ausgesprochene Notlage vorhanden ist. 

Ich möchte hier mit aller Eindeutigkeit einmal 
sagen, daß es im Interesse der Demokratie darauf 
ankommt, daß der kleine und mittlere Verlag in der 
letzten Gemeinde erhalten wird, weil dieser Verlag 
als Grundlage des demokratischen Staates von 
unten her für den Staat wichtig ist. 

Ich habe — und das hat mir auch einigen Arger 
eingebracht — bei den vorjährigen Maßnahmen, die 
der Verwaltungsrat der Bundespost getroffen hat, 
einige Kritik geübt. Ich bin auch heute noch der 
Meinung, daß die Maßnahmen, die der Verwaltungs-
rat der Bundespost im vorigen Jahr getroffen hat, 
und einige Maßnahmen, die nach der neuen Post-
zeitungsordnung im nächsten Jahr wirksam werden 
sollen, gerade die kleineren und mittleren Verlage 
ganz erheblich treffen werden, weil sie einfach aus 
der Sache heraus nicht in der Lage sind, die nun 
wieder notwendigen neuen technischen Verbes-
serungen einzuführen. 

Aus diesem Grunde begrüße ich es, daß der An-
trag der Freien Demokraten vorsieht, daß aus ERP-
Mitteln bestimmte Kredite bevorzugt an die Presse 
gegeben werden sollen. Aber eines habe ich bei den 
Ausführungen unseres Kollegen Moersch nicht ganz 
verstehen können, vor allen Dingen deshalb nicht, 
weil es eben aus den Reihen der FDP kam. Wenn ich 
ihn recht verstanden habe, empfahl er, zur Zei-
tungsherstellung und eventuell auch zu neuen 
Zeitungsgründungen die genossenschaftliche Basis 
zu wählen, sich zusammenzutun, also eine neue 
Konzentration zu schaffen. 

Wenn wir in die Geschichte unseres deutschen 
Zeitungswesens zurückgehen, stellen wir fest, daß 
unsere Zeitungen zumeist aus dem Bestreben klei-
nerer Druckereien entstanden sind, der Stadt, einem 
größeren Bezirk oder einem Kreis ein Organ zu 
geben. Es wäre vielleicht ganz interessant, einmal 
diese Entwicklung von der Zeitung von einst bis zu 
der großen Zeitung von heute zu verfolgen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Moersch? 



6216 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 123. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Oktober 1967 

Rock (CDU/CSU) : Bitte. 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Rock, teilen Sie die 
Ansicht, daß Genossenschaften nichts Illiberales 
sind, sondern eine Erfindung der Liberalen? Haben 
Sie zweitens bemerkt, daß ich ausdrücklich gesagt 
hatte, daß man überlegen muß, ob nicht die Koope-
ration in der technischen Herstellung und im Ver-
trieb gerade erst die wirkliche Unabhängigkeit des 
Verlages und der Redaktion sichert? Ich habe also 
deutlich unterschieden zwischen diesen mehr tech-
nischen und den anderen Dingen und habe auch 
gesagt, daß sich die Geschichte inzwischen geändert 
hat. 

Rock (CDU/CSU) : Ja, Herr Kollege Moersch, was 
den ganzen Fächer dieser technischen Frage betrifft, 
wissen Sie, daß es an Anregungen nicht gefehlt 
hat, etwa die letzte DRUPA zu besichtigen, um ein-
mal zu sehen, wie •alle fünf Jahre die technische 
Entwicklung fortschreitet. Da muß natürlich manches 
gemeinsam getan werden. Aber wenn wir zu einer 
solchen Konzentration in der technischen Herstel-
lung kommen, kommen wir auch — das ist meine 
große Sorge — neben einer Organisation in diesem 
technischen Bereich auch bei der Redaktion dazu, 
und dann schaffen wir wieder eine neue Konzen-
tration, mit der wir den Raum für die Einzelarbeit 
unserer deutschen Journalisten verringern. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, ich würde sehr 
darum bitten,  daß wir bei den sicher notwendig 
werdenden gründlichen Ausschußberatungen alle 
— aber auch alle — Größenordnungen unserer 
Zeitungen und Zeitschriften in  unsere Betrachtung 
einbeziehen. Wir sollten — da möchte ich an 'das 
Wort von Kollegen Kliesing anschließen — es 
nun der Worte genug sein lassen, wir sollten jetzt 
Taten sehen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Darf ich das, was ich zu sagen habe, 
mit einem kleinen Dank an Sie, Herr Kollege 
Genscher, eröffnen. Sie haben freundlicherweise auf 
die Schwierigkeiten hingewiesen, die sich aus der 
Fragestellung für .die Michel-Kommission ergeben 
hat, aus der nicht so sehr genau konzentrierten 
Fragestellung, die ja sicherlich darauf zurückzufüh-
ren gewesen ist, daß die Fragesteller bestimmte Ab-
sichten und bestimmte Erwartungen in Richtung ,auf 
die Ergebnisse dieser Kommission gehabt haben. 
Das ist damals unter der Regierung geschehen, in 
der Sie noch waren. Um so fairer finde ich es, daß 
Sie auf die zügige und gute Arbeit der Günther

-

Kommission hingewiesen haben, die unter dieser 
Regierung und mit dieser Regierung zusammen 
arbeitet. Ich kann mir nicht denken, daß ich Sie da 
mißverstanden habe, Herr Genscher. Sie haben 
es ja deutlich genug gemacht. 

(Abg. Genscher: Der Untersuchungsauftrag 
kam vom Parlament!) 

— Aber Sie wissen auch, wer die Antragsteller 
waren. Die Namen fallen Ihnen gleich ein. Heute 
sehe ich keinen davon. Es gibt vielleicht später 
noch einen Punkt, wo man eigentlich noch deutlicher 
machen könnte, warum sie nicht hier sind. 

Als wir heute morgen hierhergegangen sind, hatte 
ich ein bißchen Unbehagen in der Erwartung, es 
werde vielleicht über Grundsatzfragen des Themas 
„Gefährdung der Meinungsfreiheit" gesprochen wer-
den. Dazu bieten die beiden Anträge, die heute hier 
vorliegen, eigentlich keinen Anlaß. Sie sind ja nur 
ein Teil eines großen Instrumentariums, aus dem wir 
zu wählen haben, und alles, was hier zu Grundsatz-
fragen gesagt worden ist, kann eventuell Hoffnun-
gen wecken, die nachher nicht zu erfüllen sind. Es 
gäbe eine ganze Reihe von Punkten aus der Dis-
kussion, die  man aufgreifen und an denen man 
zeigen könnte, wie gefährlich es ist, dann, wenn 
über zwei solche Anträge gesprochen wird, zu 
Grundsatzfragen Stellung zu nehmen. Die Diskus-
sion über das Thema der Meinungsfreiheit, das 
Thema der Konzentration im Pressewesen, das 
Thema des Wettbewerbs in diesem Bereich ist an 
einem Punkt angelangt, wo es viel zu heiß ist, als 
daß man dazu irgendwelche Dinge sagen sollte, die 
nicht in Beschlüsse umgemünzt werden. Es müssen 
Beschlüsse gefaßt werden, und zwar in ganz kurzer 
Zeit. Das ist die Aufgabe, die vor uns steht. Wir 
können die Erfüllung dieser Aufgabe nur gefährden, 
wenn wir hier allgemeine Stellungnahmen abgeben. 

Wie schwierig das ist, hat sich auch bei der Be-
handlung der beiden Berichte gezeigt, die in eine 
ganze Reihe von Diskussionsbeiträgen einbezogen 
worden sind,  welche  wir hier gehört haben. Der 
Michel -Bericht ist, wie gesagt, 401 Seiten stark. Wir 
haben ihn, wenn ich richtig sehe, vor zwei Tagen in 
die Fächer bekommen. Ich staune deshalb darüber, 
daß da in Einzelheiten eingetreten wird vor einem 
Hause, von dem man nicht voraussetzen kann, daß 
der Bericht von seinen Mitgliedern so genau durch-
gearbeitet worden ist, daß hier auch nur zu der einen 
oder anderen Bemerkung schon zuverlässig Stellung 
genommen werden könnte. 

Gestaunt habe ich aber auch über die Behandlung 
des Günther -Berichts. Wir haben, wenn ich es richtig 
sehe, eigentlich nur die Arbeitsunterlage Nr. 71. Das 
ist eine erste Zusammenfassung von Vorschlägen. 
Die Begründung ist, habe ich mir sagen lassen — 
ich habe sie auch von weitem gesehen —, ebenso 
umfangreich wie die des Michel-Berichts, also 300 
bis 400 Seiten stark. Gestern hat sie der eine oder 
andere Minister bekommen. Noch keiner hier im 
Hohen Hause hat sie. Und trotzdem waren einige 
Kollegen bereit — ich will an ihnen nicht Kritik 
üben, ich bewundere, daß sie dazu in der Lage 
sind —, zu diesem Bericht schon Stellung zu nehmen 
und dazu etwas zu sagen. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Aber zu den 
Thesen des Vorberichts darf man doch Stel

-

lung nehmen! Das sind ganz klare Thesen!) 

— Natürlich kann man zu den Thesen des Vorbe

-

richts Stellung nehmen. Dann muß man dabei aber 
auch deutlich machen, daß es sich um ein Arbeits- 
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papier handelt und nicht etwa um den Bericht der 
Günther-Kommission, aus dem wir vielleicht ganz 
andere Folgerungen ziehen müssen. 

(Abg. Moersch: Ist Ihnen ganz entgangen, 
daß der ausführlichste Kommentar zu die

-

sem Vorbericht im sozialdemokratischen 
Pressedienst erschienen ist?) 

— Herr Moersch, Ihnen sind auch die Formulierun-
gen nicht entgangen, in denen dort geschrieben wor-
den ist. Man hat nicht behauptet, daß man den Be-
richt kommentiere, sondern man ist davon ausge-
gangen, daß man die Vorlage, die wir haben, kom-
mentiert. — Aber es wäre natürlich ein Streit um 
Worte, wenn wir das noch weiter fortsetzen wollten. 

Ich möchte noch etwas zum Verlauf der Arbeit der 
Günther-Kommission sagen. Die ist ja ein bißchen 
mit Verzögerungszündung gestartet. Darüber konnte 
man nicht überrascht sein. Es sind ihr ja auch ein 
paar ganz schön dicke Brocken auf den Weg gerollt 
worden. Es hat sich einmal wieder die Vieldeutigkeit 
des Wortes gezeigt, das man Konrad Adenauer zu-
schreibt — ich sehe gerade Herrn von Eckardt, ich 
weiß es nicht genau, aber man schreibt das Wort 
nicht ihm, sondern Konrad Adenauer zu —, der ge-
sagt haben soll: „Zeitungen haben immer was mit 
Druck zu tun." Daß das ein doppeldeutiges Wort ist, 
hat sich auf dem Weg der Günther-Kommission ja 
gezeigt. Die Günther-Kommission hat es aber, so-
weit man es bisher beurteilen kann, recht gut über-
standen. 

Ich will nicht zu einzelnen Themen Stellung neh-
men. Wir werden ja den Bericht der Günther-Kom-
mission und die dazu gemachten Vorschläge in den 
Ausschüssen behandeln müssen. Deswegen wünschen 
wir, daß auch die beiden Anträge von heute in die 
Ausschüsse kommen. Sowohl die Frage der Gewäh-
rung von Krediten aus dem ERP-Fonds als auch die 
Frage der Umsatzsteuererleichterungen für Zeitun-
gen bestimmter Größe sind in diesem Katalog, in 
dieser Arbeitsunterlage, enthalten. Das müssen wir 
gemeinsam beraten. Es wird uns aber nicht so viel 
Zeit kosten, daß dadurch die beabsichtigte Sofort-
hilfe gefährdet werden könnte. 

Es macht mir noch Vergnügen, auf den Terminus 
technicus hinzuweisen, den die Günther-Kommission 
in der Arbeitsunterlage benutzt und mit dem sie die 
förderungswürdigen Zeitungen allgemein beschreibt. 
Sie spricht von „Zeitungen und Zeitschriften, die 
vorwiegend der politischen Bildung und Unterrich-
tung dienen." Da werden wir noch große Ausle-
gungsschwierigkeiten haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf von mir als einem Journalisten sagen: Ich 
habe die Informationspflicht und die Kontrollpflicht, 
die mir obgelegen haben, immer ernst genommen. Ob 
ich da auch einen pädagogischen Auftrag hatte und 
ob ein solcher von der Mehrheit meiner Kollegen 
erkannt wird, daran habe ich zeit meiner Laufbahn 
im journalistischen Beruf gezweifelt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Moersch, 
eine Zwischenfrage, 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Raffert, ist Ihnen 
vielleicht schon bekannt, was hier sonst noch be-
vorsteht? Ich lese in der „Politisch-Sozialen Korre-
spondenz" in einem Vorabdruck folgenden Satz: 

In der Großen Koalition 

— „Groß" natürlich groß geschrieben.—

wäre unzweifelhaft eine Mehrheit für eine ver-
nünftige Definition des Begriffs „Meinungs-
freiheit" zu finden, die modernen Erfordernis-
sen entspräche. 

Vielleicht äußern Sie sich dazu einmal. 

Raffert (SPD) : Ich habe ja darauf hingewiesen, 
daß wir vor solchen Definitionsschwierigkeiten 
stehen. Ich habe keinen Zweifel daran, daß es uns 
gelingen wird, sie zu lösen. Wir müssen sie ja in 
praktische Maßnahmen ummünzen, dazu werden 
wir gezwungen sein. Dann wird uns nichts anderes 
übrigbleiben. Aber Sie werden nicht erwarten, daß 
ich zu Äußerungen in dieser Korrespondenz hier 
im Plenum Stellung nehme, auch nicht aus negativen 
Gründen! 

Bei dieser Definition der Zeitungen und Zeit-
schriften, die sich „vorwiegend mit politischer Bil-
dung" beschäftigen, ergibt sich ein neues Problem. 
Die Günther-Kommission hat es bei ihren Vorschlä-
gen ausgeklammert, weil sie nicht Stützungsmaß-
nahmen für Verlage mit Millionenauflagen vor-
schlägt. Das Problem ,,,Bild' und Bildung" also ist 
dabei draußen geblieben. Ob Bundesregierung und 
Parlament es auf die Länge werden umgehen kön-
nen, möchte ich bezweifeln. Ich weise damit natür-
lich auf eine der schwierigen Klippen hin, vor denen 
wir stehen. 

Herr Kollege Schulze-Vorberg hat das an einem 
Punkt einmal deutlich gemacht. Der Bericht der 
Lücke-Kommission — entschuldigen Sie, Herr Mini-
ster, Sie möchten sie „Günther-Kommission" ge-
nannt haben; dem will ich gern folgen —, der Bericht 
der Günther-Kommission empfiehlt den Verlegern 
eine Art konzertierter Aktion in ihrem Feld. Der 
Bundesregierung wird empfohlen, „an Zeitungs- und 
Zeitschriftenverleger zu appellieren, miteinander 
und untereinander einen fairen Wettbewerb einzu-
halten". Herr Kollege Schulze-Vorberg hat hier von 
der Fürsorgepflicht der großen Verlage für die klei-
nen Verlage gesprochen. Wenn das so aussieht wie 
die Fürsorgepflicht, die  der  böse Wolf im Märchen 
gegenüber den sieben Geißlein ausübt, indem er 
an ihre Türe klopft und sagt: „Macht bitte auf, eure 
gute Mutter ist gekommen und hat für jeden von 
euch etwas Schönes mitgebracht", dann wäre das 
natürlich nicht die rechte Art und Weise. Mir fällt 
es schwer, mir das in anderer Form vorzustellen. 
Ich sehe auch große Schwierigkeiten für Parlament 
und Regierung, etwa in gesetzgeberischer Form oder 
durch Regierungsmaßnahmen etwas anderes zu tun. 

(Abg. Moersch: Haben Sie mit dem Wolf

-

Zitat die Regierungserklärung gemeint?) 

— Nein, ich habe Grimms Märchen gemeint, wie Sie 
sehr genau wissen. Ich kann nicht erkennen, daß 
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einer der Brüder Grimm in unserer Regierung ver-
treten wäre. 

(Zuruf von der FDP: Schwaben!) 

— Na, wenn Sie nicht einmal wissen, daß ,die Brü-
der Grimm keine Schwaben waren, sondern „auf-
rechte Göttinger", kann ich natürlich diesen Zwi-
schenruf nicht so furchtbar ernst nehmen. 

(Weitere Zurufe von der FDP.) 

- Darüber, wo die Märchen gesammelt worden 
sind, ob sie nun rund urn die Saba-Burg oder ob sie 
in Göttingen oder Berlin oder Kassel aufgeschrie-
ben worden sind, wollen wir uns doch nicht streiten, 
Herr Dr. Mühlhahn. 

Wenn es um die Fairneß im Wettbewerb geht, 
knüpft sich natürlich an  diese Frage eine andere an, 
die sich auch im Zusammenhang mit dem Einsatz 
von ERP -Mitteln stellt: Für welchen Wettbewerb 
sollen die Verleger und Drucker mit den Krediten, 
die wir ihnen geben, eigentlich befähigt werden? 
Auch darüber gibt es noch keine Klarheit. Auch das 
ist etwas, wozu sowohl die Regierung als auch ,das 
Parlament noch ihr Wort sagen müssen. Das müs-
sen wir noch auf unseren Merkzettel für die  Be-
handlung nehmen, und ,das ist mindestens so schwie-
rig wie die Definitionsfragen oder die Frage, wel-
che Prozentanteile an welchen Auflagen welcher 
Art von Zeitungen eigentlich der eine oder andere 
für sich allein oder mit anderen zusammen haben 
darf. Das ergibt sich auch aus den Unterlagen des 
Michel-Berichts. 

Die wesentliche Antwort, die dieser Bericht gibt 
und zu der die Mitglieder der Michel-Kommission 
gekommen sind, ist ja — das deutete ich schon zu 
Anfang an — nicht ganz so simpel ausgefallen, wie 
manche Antragsteller das gedacht haben. Im Ge-
genteil! Wenn ich recht verstehe und wenn ich mich 
recht an  ,das erinnere, was einige der Kollegen, die 
die Fragen gestellt haben, im Auge hatten, erwar-
tete man, daß vielleicht etwas Scharfes gegen die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die 
Werbeunternehmungen, die sie veranstalten, heraus-
kommen würde. Dazu muß man sagen:  Der  Schlüssel 
für die schwierige, ja prekäre Lage vieler Verlage 
und der Ausgangspunkt für das, was wir hier mit-
einander besprechen und wovon das schlimme Wort 
„Zeitungssterben" auch etwas beschreibt, was wir 
sehen müssen — das geht ganz gewiß aus dem 
Michel-Bericht hervor, wie immer man ihn sonst im 
einzelnen beurteilen will —, liegt nicht allein beim 
Werbefernsehen der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten. Das haben wir nun gesehen. Die Lö-
sung liegt auch nicht allein in der Errichtung von 
privaten Sendeanstalten. Das kann man wohl bei 
allem Vorbehalt, den man nach der kurzen Prüfung 
des Zahlenwerks anmelden muß, sagen. 

Noch eine Bemerkung, bevor ich zum Schluß 
komme. Der Gedanke ist in dem, was Kollege 
Moersch und Kollege Rock  gesagt haben, schon an-
gesprochen worden. Die kontroverse Position, die 
hier unter uns besteht — das ist ja nicht nur eine 
Frage zwischen Parteien und Fraktionen, sondern 
eine Frage, die zum Teil auch zwischen Berufs-
ständen oder zwischen einzelnen Gruppen und  Per

-sonen aus persönlichen oder sachlichen Gründen 
besteht —, ist die, wie weit wir technologische Pro-
bleme ins Auge fassen können und wie wir diese 
Entwicklung nach vorn projizieren müssen, wenn 
wir heute Maßnahmen ergreifen. Das ist auch schon 
bei den Sofortmaßnahmen der Fall. Die Technologie 
verändert sich gerade im Bereich von Druck und 
Satz im Zeitungswesen mit rasender Schnelle. Wenn 
man eine Weile aus dem Betrieb heraus ist und in 
den Betrieb zurückkommt, wundert man sich über 
den Computer, der den Satz verteilt, und über das 

 und jenes und über die Veränderungen im Umbruch 
usw. Das einzige, was man nicht wird ersetzen kön-
nen und was man hoffentlich auch nicht eines Tages 
durch Gesetze bei uns wird verändern dürfen, ist die 
Gedankenarbeit der Redakteure. In allen anderen 
Bereichen erscheinen vor unseren Augen raseñde 
Veränderungen. — Herr von Eckardt,  Sie haben 
eben die Bewegung des Schreibens gemacht. Auch 
das Schreiben brauchen wir vielleicht später gar 
nicht mehr zu lernen, wenn wir nur klar denken 
und dann in irgendwelche Diktaphone sprechen. 
Wer weiß das schon! Viele von uns bedienen sich 
ja schon dieser Dinge. Außer der Gedankenarbeit 
der Redakteure ist also alles ersetzbar. 

Das kann sogar zur Folge haben, daß die Satz-
und Druckzeiten so eng zusammenrücken, daß 
Tageszeitungen auch in der Aktualität einmal wie-
der ernsthaft mit dem Fernsehen werden konkurrie-
ren können. Das wäre ja denkbar. Es verändert sich 
also auch diese Konkurrenzsituation sehr schnell. 
Das wird allerdings Investitionen notwendig 
machen, von denen man, Herr Kollege Rock, wirk-
lich sehr genau wissen muß, wo man sie ansetzen 
soll. Niemandem kann daran gelegen sein, die Kon-
zentration im Druckgewerbe so durchzuführen, daß 
nur eine, zwei Großdruckereien übrigbleiben. Das ist 
selbstverständlich. 

Ich würde auch den Begriff der Genossenschaft 
nicht unbedingt einführen. Aber eine stärkere Koo-
peration, nicht nur im Vertriebssektor, sondern 
auch im technischen Sektor, im Drucksektor muß 
man ernsthaft ins Auge fassen; sonst redet m an  an 
den Tatsachen vorbei. Da kommen wir gar nicht 
drum herum. 

Übrigens muß dieser Vorgang nicht unbedingt 
eine Verringerung der Zahl der Vollredaktionen 
zur Folge haben; im Gegenteil. Ich meine, Herr 
von Eckardt, daß man dann vielleicht auch mit 
einem Monopol besser fertig wird, das mich eigent-
lich noch mehr drückt als das große, was bei dieser 
Diskussion oft gesehen wird. Ich meine nämlich das 
Monopol in den provinziellen Bereichen, wo es nur 
eine einzige örtliche Lokalzeitung gibt. Da kann 
vielleicht diese technologische Entwicklung, wenn 
wir sie richtig sehen, etwas bewirken. Es ist doch 
unerträglich, daß in manchen Städten das eben 
„nicht passiert" ist, was nicht in der dort erschei-
nenden Zeitung steht. Das können auch „Bild" und 
Fernsehen nicht ausgleichen. Solche Situationen gibt 
es. 

Hier ist auch eine Hoffnung für meine Kollegen, 
die Journalisten, von denen viele — und nicht die 
schlechtesten, nämlich oft diejenigen, die beweglich, 
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genug sind,  um noch den Mut zu haben, in andere 
Berufe zu gehen — schon resignieren. Das müssen 
sie meiner Meinung nach nicht, wenn es uns gelingt, 
diese Entwicklung besser in die Hand zu bekom-
men. Da kann man wirklich etwas machen, wenn 
man sich überlegt: welche Kredite gibt man, wem, 
zu welchen Zwecken und zu welchen Bedingungen? 

Ich komme zum Schluß. Meine Fraktion möchte — 
das beantrage ich hiermit ausdrücklich —, daß wir 
beide Anträge in die Ausschüsse überweisen. Ich 
glaube nicht, daß dadurch eine unangemessene Ver-
zögerung entsteht. Herr Minister Schmücker kann in 
seine Vorschläge, wie der ERP-Haushalt aussehen 
kann, ungeachtet des Votums des Parlaments das 
hineinschreiben, was er möchte. Dazu braucht er 
nicht unmittelbar unseren Auftrag. Dieser Auftrag 
könnte ihn und andere, das Parlament und die 
Ausschüsse, vielleicht sogar in der Entscheidungs-
freiheit einengen. Damit würde vielleicht schon 
etwas von dem Instrumentarium vorweggenommen, 
dessen Einsatz sich möglicherweise in diesem Jahr 
nicht als unbedingt notwendig erweist. Das wissen 
wir leider nicht. 

Daraus ergibt sich dies: wir müssen schnell han-
deln. Das ist zwar schon mehrfach gesagt worden; 
ich möchte es aber unterstreichen. Der Regierung 
bleibt nicht viel Zeit, uns ihre Vorschläge zu geben. 
Das muß meiner Auffassung nach noch in diesem 
Jahr geschehen. Wer bedenkt, wann unsere Weih-
nachtsferien anfangen und daß eine parlamen-
tarische Behandlung noch notwendig ist, weiß, daß 
wir hier doch unter ziemlichem Druck stehen. Wenn 
die Regierung schnell handelt — was wir er-
bitten —, kann man wohl für das ganze Haus 
erklären — das war jedenfalls aus all unseren 
Äußerungen heute zu hören —, daß wir als Parla-
mentarier bereit sein werden, zügig, mit der ge-
botenen Aufmerksamkeit und Sorgfalt, aber doch 
auch mit dem gebotenen Tempo zu verfahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, aus den einzelnen Diskussions-
beiträgen ist die Verschiedenheit der Geschäftslage 
bei den beiden Kommissionsberichten sehr deutlich 
geworden. Die „Kommission zur Untersuchung der 
Wettbewerbsgleichheit von Presse, Funk/Fernse-
hen und Film", die am 7. Dezember 1964 ihre Arbeit 
begonnen hat, also die sogenannte Michel-Kom-
mission, hat jetzt, wie Sie wissen, ihren endgültigen 
Bericht vorgelegt. 

Für das Thema Wettbewerb ist der Wirtschafts-
minister zuständig. So hatte ich diese Kommission 
zu betreuen bzw. als Findelkind zu übernehmen. 
Ich habe nun auch zu dieser Seite der Angelegenheit 
die Stellungnahme der Bundesregierung vorzube-
reiten. Ich kann Ihnen zu diesem Thema nur eines 
sagen: Wir von der Bundesregierung werden uns 
mit unserer Stellungnahme zu dem Bericht dieser 
Kommission zur Untersuchung der Wettbewerbs

-

gleichheit beeilen. Es darf aber keine Stellung-
nahme sein, die wir in den Amtsräumen oder im 
luftleeren Raum erarbeiten. Wir werden vielmehr 
vorher ein paar Stellungnahmen der Betroffenen ein-
holen. Dabei möchte ich annehmen, daß wir unsere 
Gesamtstellungnahme zu dem Bericht . der Michel-
Kommission dem Hohen Hause in etwa vier bis 
sechs Wochen vorlegen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dane-
ben laufen jetzt die Beratungen der zweiten Kom-
mission, die hier vielfach angesprochen wurde, der 
„Kommission zur Untersuchung der Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz von Presseunternehmen 
und der Folgen der Konzentration für die Meinungs-
freiheit in der Bundesrepublik". Diese Kommission, 
die hier mit verschiedenen Vor- und Nachnamen 
bezeichnet wurde, hat am 6. Juni 1967 ihre Arbeit 
begonnen, und wie Sie alle wissen, hat sie uns als 
erstes ein vorläufiges Sofortprogramm übergeben. 

Im übrigen, Herr Kollege Schulze-Vorberg, ist 
diese Kommission noch bei der Arbeit. Über das So-
fortprogramm können wir reden, aber ich glaube, 
wir sind uns darin einig, daß wir die Unabhängig-
keit auch dieser Kommission — beide Kommissio-
nen sind ja unabhängig — respektieren, d. h. uns 
alle vorn Staate, vom Parlament und von der Re-
gierung her in unserem Urteil gegenüber der Mei-
nungsbildung und auch gegenüber gewissen Vor-
gängen in der Kommission äußerste Zurückhaltung 
auferlegen sollten, weil sich diese Kommission noch 
in der Arbeit befindet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ich betone ausdrücklich, daß ich mit Ihnen einig 
gehe. Aber ich glaube, es sollte erlaubt sein, in 
einer Bemerkung die Mitglieder der Kommission zu 
bitten, wenn sie die Berufung annehmen, dann auch 
intensiv zu arbeiten und sich nicht laufend vertreten 
zu lassen, da dies im Interesse einer reibungslosen 
und sogar im Interesse einer unabhängigen Arbeit 
liegt; denn man kann sich nicht vertreten lassen und 
gleichzeitig glauben, damit die Arbeit der Kommis-
sion optimal zu fördern. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Schulze-Vorberg, sosehr ich mit Ihnen darin 
übereinstimme, daß wir uns bald über das vor-
läufige Sofortprogramm dieser Kommission zu 
unterhalten haben werden, so bin ich doch nicht 
ganz mit Ihnen einig in bezug auf Urteile über 
Vorgänge in dieser Kommission. Ich nehme es mit 
einer „Royal Commission" sehr ernst, und ich finde, 
das, was die Herren, die von der Bundesregierung 
berufen sind und in einer solchen Kommission zu-
sammenarbeiten, dort tun oder nicht tun, sollten 
wir vorläufig nicht beurteilen. Das ist meine Auf-
fassung. Das gilt auch in bezug auf den Vorsitzen-
den. Alles das, finde ich, sollte jenem Gremium 
überlassen werden. Wenn dann die Begründung und, 
wie ich hoffe, in absehbarer Zeit ein abschließender 
Bericht kommen, können wir über alles urteilen. Ich 
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glaube, das ist der gute Stil, in dem unsere eng-
lischen Freunde uns so sehr voraus sind, weil sie 
im Umgang mit unabhängigen Kommissionen mehr 
Erfahrung haben. 

Meine Damen und Herren, das Sofortprogramm, 
das uns von -  der zweiten Kommission geliefert wor-
den ist, ist ein sehr umfangreiches Programm. Es 
ist uns allen bekannt. Es umfaßt acht, neun Punkte, 
von der Umsatzsteuerbegünstigung im jetzigen Um-
satzsteuersystem über die Umsatzsteuerbegünsti-
gung bei der kommenden Mehrwertsteuer, über 
steuerfreie Rückstellungen für dringend erforder-
liche Investitionen, über mögliche Sonderabschrei-
bungen, dann über zinsverbilligte Investitions-
kredite — worüber Herr Kollege Schmücker schon 
ein paar Worte gesagt hat, soweit das ERP-Vermö-
gen und die ERP-Kredite betroffen sind — bis hin zur 
Überprüfung der Posttarife und bis hin zu einem 
gewissen konzertierten Verhalten der beteiligten, 
im Markte befindlichen Anstalten und Presseunter-
nehmen; darauf hat Herr Raffert schon hingewiesen. 
Alles das muß sehr bald in diesem Hause behandelt 
werden. Die Diskussion darüber wird in absehbarer 
Zeit auch sicherlich in einer Stellungnahme der 
Bundesregierung hier in diesem Hause dadurch ge-
fördert werden, daß wir konkrete Antworten zu den 
dort niedergelegten Petita geben werden. 

Meine Damen und Herren, wir sind uns, glaube 
ich, auch darin einig, daß die Lage in der deutschen 
Presse eine konjunkturelle und eine strukturelle 
Komponente hat. Die Flaute seit Mitte vorigen Jah-
res hat ja insonderheit unsere Zeitungen betroffen, 
besonders deswegen, weil die produzierende Wirt-
schaft im Unterschied etwa zu Amerika nicht etwa 
antizyklische Werbung betrieben, sondern weithin 
prozyklische Kürzungen ihrer Werbeetats vorgenom-
men hat. Das ist einfach ein Tatbestand, den wir jetzt 
erfahren haben und bei dem wir nur sagen müssen, 
daß sich das Verhalten unserer Wirtschaft von dem 
Verhalten etwa amerikanischer Unternehmer unter-
scheidet, die in der Flaute eine ausgesprochen anti-
zyklische, d. h. verstärkte Werbung in der Presse be-
treiben. 

Ich könnte übrigens sagen — vielleicht freuen 
sich darüber auch die Kollegen von der FDP —: 
das einzige Unternehmen, das zur Zeit wirklich eine 
antizyklische Aufklärung und Werbung betreibt, ist 
die Bundesregierung mit ihrer Inseratenaktion in 
bezug auf Sonderabschreibungen und ähnliches. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider nur in den 
großen Zeitungen! — Weitere Zurufe.) 

Das ist einmal eine antizyklische Aufklärung. in be-
zug auf den Gebrauch von Sonderabschreibungen 
und zum anderen auch eine Hilfe für diejenigen, die 
die Anzeigen bringen. 

(Abg. Dorn: Solange Sie in der Opposition 
waren, haben Sie das Verfahren früherer 
Regierungen immer sehr stark kritisiert!) 

— Lieber Herr Kollege Dorn, ich darf Ihnen darauf 
antworten: ein sehr kritisches Organ der deutschen 
Presse hat festgestellt, daß dies zum erstenmal eine 
Inseraten- und Aufklärungsaktion einer Bundesre-
gierung ohne Polemik und ohne Wahlpropaganda 

sei. Das darf ich Ihnen nur in bezug auf diese Aktion 
antworten. Das ist der Unterschied zu irgendwel-
chen Aktionen in der Vergangenheit, die mich jetzt 
— und ich glaube uns alle — nicht mehr interessie-
ren. 

(Abg. Moersch: Was sagen Sie denn zur 
Streuung dieser Anzeigen, Herr Minister? 

Haben Sie das gewußt?) 

— Hinsichtlich der Streuung dieser Anzeigen werden 
wir uns sicherlich nach den Erfahrungen, die dabei 
gemacht worden sind, Neues einfallen lassen, und 
sicherlich müssen wir auch noch einiges verbessern. 
Das ist etwas, was nicht der Bundeswirtschafts-
minister unmittelbar zu verantworten hat; aber er 
trägt die Gesamtverantwortung selbstverständlich 
mit. Wir werden uns mit denjenigen, die unmittel-
bar mit dieser Angelegenheit zu tun haben, sehr 
gern und sehr schnell unterhalten und auch einigen. 

Wir sind uns zum zweiten darin einig — und 
da stimme ich besonders mit dem Kollegen Rock 
überein —, daß es auf dem Gebiet der Presse zur 
Zeit einen gigantischen technischen Fortschritt gibt, 
dessen Umfang und Massivität — ich erinnere nur 
an die modernen riesenhaften elektronisch gesteu-
erten Druckeinrichtungen — einen Kapitalaufwand 
erzwingt, der einfach einen objektiven Faktor 
in Richtung auf Konzentration darstellt. Wir müssen 
uns mit dieser Herausforderung eines massiven 
technischen Fortschritts, der zu riesigen Kapitalauf-
wendungen zwingt, auseinandersetzen. 

Herr Kollege Rock hat mit Recht an die DRUPA 
erinnert. Wer diese Giganten der elektronischen 
und auch der farbigen Produktion gesehen hat und 
die dafür nötigen Investitionsmittel kennt, der wird 
sich darüber klar sein, daß das für unsere Wirt-
schaftspolitik und unsere Gesellschaftspolitik — im 
Sinne einer Mannigfaltigkeit und der Unabhängig-
keit der Presse und, wenn Sie so wollen, der Dezen-
tralisierung des Marktes — eine gewaltige Heraus-
forderung darstellt. 

Nachdem Herr Dr. Schmidt (Wuppertal) etwas 
kritisch war und gesagt hat: „Strukturwandlungen 
gibt es überall, und da könnte man also überall 
Hilfen leisten", kann ich mich, wenn wir auch hier 
über Hilfen sprechen, nur auf das beziehen, was 
Herr Kollege Sänger mit Recht gesagt hat, daß näm-
lich dieser Zweig Presse infolge des Art. 5 des Grund-
gesetzes als Wirtschaftszweig eine Sonderstellung 
einnimmt, ein Fall sui generis ist, bei dem wir 
eben mehr tun müssen, damit auch dem Art. 5 Ge-
nüge getan wird. 

Sie wissen alle, meine Damen und Herren, daß 
es aus dem Jahre 1961 und dem Jahre 1966 Urteile 
des Bundesverfassungsgerichts gibt, beide aus be-
kannten Anlässen, aus Anlässen, die dieses Haus 
damals sehr befaßt haben. In ihnen klingt immer 
wieder durch, daß die Freiheit und die Mannig-
faltigkeit der Presse auch Verpflichtung des Staa-
tes zur Hilfe bedeuten. Das ist aus den Urteilen 
eindeutig zu deduzieren. 

Im Blick auf das Sofortprogramm, das sehr viele 
dieser Probleme umfaßt, und auf die heute vorlie-
genden Anträge, die in dieses Sofortprogramm hin- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 123. Sitzung. Bonn, Freitag, den 6. Oktober 1967 	6221 

Bundesminister Dr. Schiller 
einpassen, möchte ich sagen: diese Anträge betref-
fen nur Teilthemen. Wir müßten in diesem Hause 
bald auf das ganze Paket losgehen. Mit einem Teil-
thema allein werden wir es nicht schaffen. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Sehr richtig!) 

Nun ein Letztes! Da hier sehrviel über die Mei-
nungsfreiheit und auch über die Probleme gespro-
chen worden ist, die etwa durch den rasanten tech-
nologischen Fortschritt, die damit erzwungene Ka-
pitalkumulation und ähnliches. aufgetreten sind, 
möchte ich hier doch ein tröstliches Ergebnis wie-
dergeben, nämlich das Ergebnis der Untersuchung 
einer internationalen Institution „Press Indepen-
dence und Critical Ability" in Genf, abgekürzt dort 
mit der pikanten Bezeichnung PICA. Jene Institu-
tion hat eine Untersuchung über die Pressefreiheit 
in vielen, vielen Ländern durchgeführt. Sie hat die 
Länder in sieben Bewertungsgruppen eingeteilt. 
Erste Gruppe: höchste Freiheit, zweite Gruppe: nicht 
ganz so hohe Freiheit usw. bis herunter zu Nr. 7: 
kontrolliert. Daß wir nicht in dieser siebenten 
Gruppe sind, ist selbstverständlich. Die deutsche 
Presse ist in bezug auf ihre Feiheit nach dem Stand 
des Jahres 1966 von jenen internationalen Auguren 
in die gleiche Kategorie eingestuft worden wie 
etwa das Vereinigte Königreich von Großbritannien 
und Nordirland. Das, finde ich, ist eine anständige 
Gesellschaft, in der wir uns befinden. Wir haben 
nach dem Urteil jener Leute nicht ganz den Frei-
heitsgrad von Ländern wie Dänemark und den Ver-
einigten Staaten von Amerika erreicht. Die liegen 
vor uns. Es heißt im Text — ich will nur ein Zitat 
bringen „Die Bundesrepublik Deutschland 
erreichte" -- im Jahre 1966! — „fast die höchste 
Stufe der Pressefreiheit." Negative Punktwerte er-
gaben sich u. a. „aus der relativ geringen Kritik an 
lokalen und regionalen Beamten." 

(Hört! Hört! in der Mitte und links.) 

Das ist also dort für das Jahr 1966 festgestellt. Nun 
aber sind wir ja im Jahre 1967. Abschließend möchte 
ich sagen, daß das inzwischen eigentlich besser ge-
worden sein müßte; denn seit dem 1. Dezember 1966 
—seit der neuen Bundesregierung — gibt es doch 
viel mehr Kritik, besonders Kritik an zentralen Be-
amten und Politikern. Ich finde das auch ganz natür-
lich. 

Ein Teil der deutschen Presse will gerade im An-
gesicht einer Regierung mit großer parlamentarischer 
Mehrheit der — selbstverständlich nur zahlen-
mäßig — sehr schwachen Opposition in diesem Haus 
ein wenig Hilfe leisten und will ihr Wächteramt 
das Wächteramt der Presse im Sinne einer Kritik am 

Gouvernement -- ernst nehmen. Ich finde das durch-
aus natürlich. Es ist sogar gut so. Je stärker die par-
lamentarische Mehrheit einer Regierung ist, um so 
kritischer sollte die öffentliche Meinung sein. Ich 
halte aber auch das Umgekehrte für richtig: je stär-
ker die parlamentarische Mehrheit einer Regierung 
ist, um so liberaler sollte sich die Regierung gegen-
über allen Medien der öffentlichen Meinung verhal-
ten. 

Wir alle, Parlament und Regierung, sollten uns, 
wie ich glaube, gerade in diesem Zustand, in dem 
konjunkturelle, strukturelle und politische Faktoren 
zusammenkommen, bemühen, für die Freiheit und 
Mannigfaltigkeit der Presse Hilfe zu leisten. Wir 
sollten hier allesamt sehr schnell gemeinsam mit der 
konkreten Arbeit beginnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr 
vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zunächst zur Beschlußfassung über 
den Gesetzentwurf zur Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes. Der Überweisungsvorschlag des Ältesten-
rates liegt Ihnen vor. Kein Widerspruch? — Dann 
ist der Gesetzentwurf dem Finanzausschuß — feder-
führend —, dem Ausschuß für Wissenschaft, Kultur-
politik und Publizistik sowie gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung dem Haushaltsausschuß überwiesen. 

Nun kommen wir zu dem Antrag der Fraktion der 
FDP betreffend die Wettbewerbsfähigkeit der Tages-
zeitungen. Dazu liegen ein Überweisungsvorschlag 
des Ältestenrates, der hier auch unterstützt wurde, 
und der Antrag der Antragsteller vor, den Antrag 
hier anzunehmen. Bitte, Herr Moersch? 

(Abg. Moersch: Wir ziehen den Antrag auf 
Annahme zurück, weil er keine Mehrheit 

findet!) 

— Dann brauchen wir nicht mehr abzustimmen. Der 
Antrag ist den vom Ältestenrat vorgeschlagenen 
Ausschüssen überwiesen, nämlich dem Ausschuß für 
das Bundesvermögen — federführend —, dem Aus-
schuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik 
und dem Haushaltsausschuß. 

Wir sind damit am Ende der heutigen Sitzung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 11. Oktober 1967, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.28 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

121. Sitzung, Seite 6117 C, Zeile 2 statt Reinholz 
(CDU/CSU) : Dr. Hofmann (Mainz) (CDU/CSU) . 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Abelein 	 7. 10. 
Dr. Achenbach* 	 - 6. 10. 
Dr. Aigner * 	 14. 10. 
Frau Albertz 	  7. 10. 
Arendt (Wattenscheid) 	7. 10. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 	20. 10. 
Dr. Artzinger 	 15. 10. 
Dr.-Ing. Dr. h. c. Balke 	7. 10. 
Bauer (Wasserburg) 	 28. 10. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 	6. 10. 
Beuster 	 6. 10. 
Blachstein 	 6. 10. 
Blumenfeld 	 6. 10. 
Brück (Köln) 	 6. 10. 
Dr. Burgbacher 	 6. 10. 
Dr. Dahlgrün 	 6. 10. 
Damm 	 6. 10. 
van Delden 	 6. 10. 
Deringer 	 6. 10. 
Dr. Dittrich 	 6. 10. 
Ehnes 	 6. 10. 
Dr. Emde 	 6. 10. 
Dr. Erhard 	 6. 10. 
Ertl 	 6. 10. 
Dr. Even 	 6. 10. 
Faller 	 6.10. 
Geldner 	 6. 10. 
Gerlach* 	 7. 10. 
Gibbert 	 27. 10. 
Dr. Gleissner 	 20. 10. 
Graaff 	 7. 10. 
Gscheidle 	 6. 10. 
Haage (München) 	 6. 10. 
Dr. Häfele 	 7. 10. 
Hahn (Bielefeld) * 	 7. 10. 
Dr. Hellige 	 7. 10. 
Hähne 	 31. 10. 
Hussong 	 7. 10. 
Dr. Ils 	 6. 10. 
Iven 	 6. 10. 
Dr. Jungmann 	 31. 10. 
Kahn-Ackermann 	 6. 10. 
Kiep 	 6. 10. 
Dr. KLiesing (Honnef) 	6. 10. 
Dr. Kopf 	 6. 10. 
Frau Korspeter 	 7. 10. 
Frau Dr. Krips 	 6. 10. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 	6. 10. 
Kunze 	 31. 10. 
Kurlbaum 	 6. 10. 
Langebeck 	 31. 10. 
Lemper 	 6. 10. 
Lenz (Brühl) 	 31. 10. 
Dr. Lohmar 	 6. 10. 
Lücker (München) * 	 6. 10. 
Majonica 	 6. 10. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 	6. 10. 
Merten 	 31. 10. 
Metzger * 	 14. 10. 
Müller (Aachen-Land) 	6. 10. 
Picard 	 7. 10. 
Dr. Pohle 	 6. 10. 
Prochazka 	 6. 10. 
Reinholz 	 30. 11. 
Richarts * 	 6. 10. 
Rommerskirchen 	 6. 10. 
Ruf 	 13. 10. 
Saam 	 6. 10. 
Sänger 	 6. 10. 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein 	6. 10. 
Schlager 	 6. 10. 
Dr.  Schmidt  (Offenbach) 	6. 10. 
Schoettle 	 6. 10. 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 	6. 10. 
Schwabe 	 6. 10. 
Dr. Serres 	 6. 10. 
Dr. Sinn 	 6. 10. 
Spitzmüller 	 6. 10. 
Dr. Starke (Franken) 	 6. 10. 
Stein (Honrath) 	 6. 10. 
Steinhoff 	 21. 10. 
Frau Stommel 	 6. 10. 
Dr. Süsterhenn 	 7. 10. 
Dr. Wahl 	 7. 10. 
Walter 	 6. 10. 
Wendelborn 	 13. 10. 
Wienand 	 20. 10. 
Dr Wilhelmi 	 6. 10. 
Zebisch 	 6. 10. 
Zoglmann 	 6. 10. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 5. Oktober 1967 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dichgans 
(Drucksache V/2124 Frage 20) 

Wieviel Prozent unserer Mitbürger im Alter von mehr als 65 
Jahren sind schätzungsweise für ihren Lebensunterhalt ganz oder 
teilweise auf Sozialhilfe angewiesen? 

Zur Zeit erhalten etwa 2,5 % der über 65jährigen 
Mitbürger, das sind rund 180 000 Personen, Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 5. Oktober 1967 auf die Mündlichen Anfragen 

*) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 
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des Abgeordneten Dr. Frerichs (Drucksache V/2124 
Fragen 62 und 63) : 

Steht die Absicht des Bundeswirtschaftsministeriums, neue 
Exportselbstbeschränkungsabkommen für Mosaikfliesen, Schirme 
und möglicherweise Feuerzeuge bei den bevorstehenden Japan-
Verhandlungen abzuschließen, nicht im Widerspruch zu den 
Äußerungen des Bundeswirtschaftsministers anläßlich der 120. 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 8. September 1967 wie 
aber auch anderen Gelegenheiten, bei welchen er das Einfuhr-
defizit als nicht ungefährlich bezeichnete? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ihre grundsätzlich liberale 
Handelspolitik dahin gehend zu modifizieren, daß künftig bei 
Klagen der sich konkurrenziert fühlenden Industriezweige der 
Weg der Exportselbstbeschränkung mit allen nachteiligen Folgen 
für den deutschen Markt gewählt wird, wobei in Kauf genom-
men wird, daß ein nicht unbeträchtliches Volumen der Einfuhr 
über Exportselbstbeschränkungsabkommen manipuliert wird? 

Das deutsche Einfuhrdefizit des Jahre 1967 — also 
ein Außenhandelssaldo, der nicht durch stark stei-
gende Ausfuhren, sondern durch rückläufige Ein-
fuhr entstanden ist — ist durch das ungewöhnlich 
niedrige Niveau der Inlandsnachfrage verursacht. Es 
ist selbstverständlich, daß diese unbefriedigende und 
den Zielen des Stabilitätsgesetzes widersprechende 
Lage nicht durch punktuelle Regulierungen verän-
dert werden kann. Bundestag und Bundesrat haben 
dem durch ihre konjunkturpolitischen Beschlüsse 
auch Rechnung getragen. Nur auf diese Weise sind 
Unterbeschäftigung und Produktivitätsverluste in 
unserem Land wie das  Einfuhrdefizit und damit die 
durch deutsche Rezession verursachten Schwierig-
keiten in anderen Ländern zu beseitigen. Wir sind 
auf dem Wege dahin. Die Wirkung auf unsere 
Importe und damit auf die Deutschlandexporte der 
Lieferländer wird ein Vielfaches von dem betragen, 
was punktuelle Änderungen, z. B. im Liberalisie-
rungsgrad, zu erreichen vermögen. Das gilt nach 
beiden Seiten, nach oben wie nach unten. Es gilt also 
auch für Exportselbstbeschränkungen, die im Falle 
einer Marktstörung den Einfuhrzuwachs während 
einer Übergangszeit in den Grenzen halten sollen, 
die dem betroffenen deutschen Wirtschaftszweig die 
Anpassung ermöglicht. Darüber wird auch mit Japan 
verhandelt werden. 
Bei Mosaikfliesen (nicht Mosaik und Fliesen) ist 

eine derartige Marktstörung vorhanden. Bei den 
anderen Erzeugnissen wird dies noch geprüft. 

Die Handelspolitik der Bundesregierung bleibt 
der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung verpflichtet. 
Jede andere Position würde den Verbraucher, den 
Arbeitnehmer und die deutsche Wirtschaft schädigen. 
Diese weltoffene Handelspolitik wird aber nur dann 
erfolgreich geführt werden können, wenn in Einzel-
fällen Anpassungschancen gewährt werden; im Ein-
vernehmen mit allen Betroffenen, im Inland wie im 
Ausland. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Wienand (Drucksache V/2124 Fragen 77 und 78): 

Trifft es zu, daß Ersatzdienstpflichtige von der Ableistung des 
Ersatzdienstes auch dann nicht zurückgestellt werden, wenn sie 
bereits länger als zwei Semester an einer Hochschule studiert 
haben? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um 
sicherzustellen, daß bei der Zurückstellung von Ersatzdienst-
pflichtigen die gleichen Grundsätze angewandt werden wie bei 
der Zurückstellung von Wehrpflichtigen? 

Ersatzdienstpflichtige werden nach § 11 des 
Ersatzdienstgesetzes wie Wehrdienstpflichtige nach 
§ 12 des Wehrpflichtgesetzes u. a. wegen besonderer 
persönliche Härte vom Ersatzdienst zurückgestellt, 
wenn die Einberufung einen bereits weitgehend ge-
förderten Ausbildungsabschnitt unterbrechen würde. 
Das ist nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts in der Regel dann der 
Fall, wenn mehr als ein Drittel des Ausbildungs-
abschnittes verstrichen ist. Dem liegt vor allem der 
Gedanke zugrunde, ein Dienstpflichtiger soll nicht 
den gesamten Ausbildungsabschnitt erneut durch-
laufen müssen, um das Ziel der Ausbildung zu 
erreichen. Diesem Grundsatz wird in der Praxis 
der Verwaltungsbehörden entsprochen. 

Bei Studierenden wird während eines Semesters 
nicht einberufen. Läßt sich schon nach kürzerer Zeit 
als einem Drittel des Studiums nicht mehr an das 
Bisherige anknüpfen oder ergibt sich sonst eine be-
sondere Härte — z. B. Wegfall eines Stipendiums —, 
so wird auch vorher zurückgestellt. Es kommt dabei 
stets auf .die besonderen Umstände des einzelnen 
Falles an. 

Im übrigen möchte ich erwähnen, daß Abiturien-
ten jegliche Unterbrechung ihres späteren Studiums 
stets dadurch vermeiden können, daß sie sich vor 
Beginn ihres Studiums zur Erfüllung ihrer Wehr-
oder Ersatzdienstpflicht melden, also bevor sie von 
Amts wegen dazu herangezogen werden. 

Das Bundesverteidigungsministerium und mein 
Haus arbeiten in Fragen des Wehrpflichtrechts eng 
zusammen, um die Gleichbehandlung von Wehr-
dienst- und Ersatzdienstpflichtigen zu gewähr-
leisten. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen (Drucksache V/2124 Frage 79) : 

Hält die Bundesregierung die Beibehaltung der bisherigen 
Regelung, wonach der geschiedenen Ehefrau eines durch Arbeits-
unfall Verstorbenen gemäß § 592 RVO nur dann eine Rente ent-
sprechend § 590 RVO gewährt wird, wenn der Unfall sich nach 
dem 1. Juli 1963 ereignet hat, für angemessen? 

Eine Rente für eine frühere Ehefrau des Ver-
sicherten hat es in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung vor dem Inkrafttreten des Unfallversicherungs-
Neuregelungsgesetzes am 1. 7. 1963 nicht gegeben. 
Nicht nur nach dem Unfallversicherungs-Neurege-
lungsgesetz, sondern auch nach den anderen Ände-
rungsgesetzen im Bereich der Sozialversicherung 
gelten neue Vorschriften in der Regel nur für Ver-
sicherungsfälle, die nach dem Inkrafttreten der 
Änderungsgesetze eintreten. Von dieser Regel gibt 
es allerdings Ausnahmen, auch im Unfallversiche- 
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rungs-Neuregelungsgesetz. Bei der Beratung dieses 
Gesetzes hat der Gesetzgeber den Katalog der 
Ausnahmen gegenüber dem Entwurf sogar noch um 
einige Vorschriften erweitert. § 592 einzubeziehen, 
hat er jedoch nicht für gerechtfertigt gehalten. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Bornemann vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Opitz 
(Drucksache V/2124 Frage 116) : 

Auf welche Weise soll die Deutsche Bundespost die 300 Mil-
lionen DM erwirtschaften, die die Bundesregierung als zusätz-
liche Abgabe in den Haushaltsentwurf 1968 eingesetzt hat? 

Nach § 21 des Postverwaltungsgesetzes hat die 
Deutsche Bundespost jährlich 6 2 /3 % ihrer Betriebs-
einnahmen als Ablieferung an den Bund abzuführen. 

Nachdem durch die Investitionen das Eigenkapi-
tal der Deutschen Bundespost im Jahre 1964 auf 
12,1 % abgesunken war, wurde von seiten des 
Eigentümers Bund auf einen Teil dieser Ablieferung 
verzichtet. Im Jahre 1966 vereinbarte der Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen mit dem 
Bundesminister der Finanzen eine jährliche Abliefe-
rung in Höhe von 7 % des Eigenkapitals, während 
der überschießende Betrag zur Erhöhung des Eigen-
kapitals der Post belassen wurde. 

Dieser zur Erhöhung des Eigenkapitals dienende 
Betrag wurde nun um die in der Frage genannten 

300 Mio. DM gekürzt. Diese 300 Mio. DM sind für 
die Deutsche Bundespost keine Frage der Erwirt-
schaftung, sondern ein Problem der Deckung des Be-
darfs an Finanzierungsmitteln. Sie mindern die der 
Deutschen Bundespost für Investitionszwecke zur 
Verfügung stehenden Eigenmittel und müssen durch 
Fremdmittel ersetzt werden, um die Investitionen 
in der vorgesehenen Höhe durchführen zu können. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Barth vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Wendt (Drucksache V/2124 Fragen 117, 118 und 119) : 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach eine Sekretärin des 
deutsch-französischen Jugendwerks in Paris entlassen wurde, 
weil sie in der Zeitung Combat einen Artikel veröffentlichte, der 
sich mit der Person Bundeskanzler Kiesingers kritisch ausein-
andersetzte? 

Bei Bejahung der Frage 117, hat .die Bundesregierung von die-
ser Entlassung gewußt oder sie gefordert? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Angestellten 
des deutsch-französischen Jugendwerks nur die politische Ansicht 
der jeweiligen Regierung vertreten dürfen? 

Diese Pressemeldungen treffen zu. 

Die Bundesregierung hat von dieser Entlassung 
weder etwas gewußt, noch hat sie diese gefordert. 
Sie hat von diesem Vorgang am 26. 9. 1967 erfahren, 
als das Entlassungsschreiben bereits abgesandt war. 

Dieser Ansicht ist die Bundesregierung nicht. 
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